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Die Medien propagieren, dass Opfer im Strafprozess kaum be-
achtet, während die Täter in den Mittelpunkt gestellt werden. Im 
deutschen Straf- und Prozessrecht wurden die Opfer jahrelang 
als Beweismittel zur Bestrafung der Täter betrachtet. In den letz-
ten zwei Jahrzehnten, spätestens seit der Veröffentlichung der 
Europäischen Opferschutzrichtlinie im Oktober 20121, finden As-
pekte des Opferschutzes zunehmend Beachtung in Wissenschaft 
und Praxis.

Die Trennung von Opfer und Täter und die gleichzeitige Fokus-
sierung auf eine der beiden Parteien lässt die Frage aufkommen, 
ob Straffälligen- und Opferhilfe widersprüchlich nebeneinander 
existierende Hilfebereiche sind, beziehungsweise inwiefern Ver-
bindungen und Zusammenhänge existieren.

Die Europäische Opferschutzrichtlinie über die Mindeststan-
dards für die Rechte, die Unterstützung und den Schutz von 
Opfern von Straftaten vom 25. Oktober 2012 zeigt auf, wie 
wichtig auf der einen Seite die Stärkung und der Schutz der 
Opfer/Verletzten von Straftaten und auf der anderen Seite die 
Verknüpfung mit dem Anspruch auf Wiedergutmachung durch 
professionelle Tatausgleichsverfahren sind. Das 3. Opferrechts-
reformgesetz2, welches Ende 2015 beschlossen wurde, und die 
damit verbundene gezielte Stärkung der Opfer im Strafverfah-
ren mit der Etablierung der psychosozialen Prozessbegleitung 
greift die Idee der Wiedergutmachung weiterhin auf. 

Neben dem Täter-Opfer-Ausgleich als zentralem Behandlungs-
ansatz der Kriminalprävention, der bundesweit besteht, wird in 
Deutschland die opferbezogene beziehungsweise verletztenbe-
zogene Vollzugsgestaltung ausgebaut.3

1	  http://tinyurl.com/Opferschutzrichtlinie
2	  http://tinyurl.com/Opferrechtsreformgesetz
3	  Hier seien zum einen die in den Leitlinien für den Strafvollzug etablierte 
opferbezogene Vollzugsgestaltung in Nordrhein-Westfalen und zum anderen der 
Entwurf des Gesetzes zur Weiterentwicklung des Berliner Justizvollzuges, in welchem die 
verletztenbezogene Vollzugsgestaltung geregelt wird, erwähnt.

Die Verbindung der Straffälligen- und Opferhilfe wird in den 
Kerngedanken der »restorative justice« deutlich, Straftaten 
nicht als Vergehen gegen die Vorgaben des Staates (»criminal 
justice«), sondern als Konflikt zwischen Täter, Opfer und Gesell-
schaft zu betrachten. Im Konzept der »restorative justice« wer-
den die Bedürfnisse aller an der »Tat« Beteiligten in den Mit-
telpunkt gestellt. Dadurch können insbesondere die Opfer eine 
gewisse Form der Partizipation erleben. Der Paradigmenwech-
sel der Opferrolle, welcher insbesondere mit einer rechtlichen 
Stärkung einhergeht, sollte dennoch auch unter Berücksichti-
gung eines liberalen Strafrechts erfolgen. Die Verknüpfung der 
Straffälligen- und Opferhilfe fördert damit die Orientierung vom 
Vergeltungsgedanken hin zu der Bedürfnisorientierung von den 
im Konflikt stehenden Parteien.

Im Hinblick auf das Resozialisierungsziel des Strafvollzuges wer-
den die Verknüpfung beziehungsweise die Berücksichtigung des 
Opferschutzes und eine Fokussierung auf den Ansatz der »resto-
rative justice« positiv bewertet.

Die zentrale Aufgabe der beiden Hilfebereiche ist es, – abseits 
der medialen Öffentlichkeit und fern von Populismus – Lösun-
gen anzubieten, die die Zielsetzungen zur Stärkung des Opfers 
als auch die Resozialisierung beziehungsweise Kriminalpräven-
tion in den Mittelpunkt stellen. Straffälligen- und Opferhilfe sind 
demnach weniger widersprüchliche Hilfebereiche als vielmehr 
sich ergänzende Unterstützungsangebote. Die Verknüpfung der 
Resozialisierung und Tatverarbeitung mit den Bedürfnissen und 
Interessen der Opfer dienen sowohl der sozialen Integration als 
auch der Kriminalprävention und damit der dauerhaften gesell-
schaftlichen Teilhabe. 

Ihre 

Christina Müller

Fachreferentin für Straffälligen- und Opferhilfe bei der  
Arbeiterwohlfahrt Landesverband Berlin e.V. 
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Pädophilie – Symptome, Hintergründe, 
Umgang
Veranstalter: DBH Fachverband für Sozi-
ale Arbeit, Strafrecht und Kriminalpoliti k
Termin: 22.-25.November 2016
Ort: Münster
Anmeldung: DBH-Fachverband
Aachener Str. 1064
50858 Köln
Tel.: 0221 948651-20
Fax: 0221 948651-21
E-Mail: kontakt@dbh-online.de
Homepage: www.dbh-online.de

Sinti und Roma - gestern und heute - 
Informationen und Handlungskonzepte 
für die Straffälligenhilfe
Veranstalter: DBH Fachverband für Sozi-
ale Arbeit, Strafrecht und Kriminalpoliti k
Termin: 24.-25. November 2016
Ort: Bad Herrenalb
Anmeldung: DBH-Fachverband
Aachener Str. 1064
50858 Köln
Tel.: 0221 948651-20
Fax: 0221 948651-21
E-Mail: kontakt@dbh-online.de
Homepage: www.dbh-online.de

Überschuldung in Deutschland ? 
Perspekti ven der Berichterstatt ung zur 
Überschuldung privater Personen und 
Haushalte
Veranstalter: Deutscher Verein für öf-
fentliche und private Fürsorge e.V.
Termin: 24.-25. November 2016
Ort: Weimar
Anmeldung: Deutscher Verein
Michaelkirchstraße 17/18
10179 Berlin
Tel.: 030 62980-0
Fax: 030 62980-150
E-Mail: veranstaltungen@deutscher-
verein.de
Homepage: www.veranstaltungen.
deutscher-verein.de

Wiedereingliederung entlassener 
Gefangener als gesamtgesellschaftliche 
Aufgabe. Fachwoche Straffälligenhilfe 
2016
Termin: 28. bis 30. November 2016
Veranstalter: Kooperati onsveranstal-
tung »Katholische Bundesarbeitsge-
meinschaft  Straff älligenhilfe« und 
»Evangelischer Bundesfachverband 
Existenzsicherung und Teilhabe e.V. 
(EBET) – Wohnungsnotf all- und Straff äl-
ligenhilfe«.
Anmeldung und weitere Informatio-
nen: www.fachwoche.de

Dezember
Training Soziale Kompetenzen – Basis-
seminar
Termin: 08.-09.Dezember 2016
Ort: Wiesbaden
Anmeldung: DBH-Fachverband
Aachener Str. 1064
50858 Köln
Tel.: 0221 948651-20
Fax: 0221 948651-21
E-Mail: kontakt@dbh-online.de
Homepage: www.dbh-online.de

Bundesarbeitsgemeinschaft  für Straff älligenhilfe (BAG-S) e. V.
Spendenkonto: IBAN: DE90 3702 0500 0008 0887 00
BIC: BFS WDE 33 XXX (Bank für Sozialwirtschaft )
Vorsitzende: Gabriele Sauermann (Der Paritäti sche 
Gesamtverband)
Geschäft sführer: Dr. Klaus Roggenthin

Die BAG-S ist eine Fachorganisati on, die die Hilfen für straff ällig ge-
wordene Menschen verbessern und erweitern will sowie überver-
bandliche Interessen der Straff älligenhilfe auf Bundesebene vertritt . 
Sie wurde 1990 gegründet und hat ihren Sitz in Bonn. Die Wohl-
fahrtsverbände und der Fachverband für Soziale Arbeit, Strafrecht 
und Kriminalpoliti k (DBH) e. V. haben sich in der BAG-S zusammen-
geschlossen. Die BAG-S wird durch die Bundesregierung gefördert. 

Die BAG-S trägt dazu bei, die Einrichtungen der Mitgliedsverbände 
in der Straff älligenhilfe zu beraten, Arbeitsschwerpunkte unterein-
ander abzusti mmen und Konzepte weiterzuentwickeln. Dafür ver-
anstaltet die BAG-S Fachtagungen und gibt dreimal pro Jahr diesen 
Informati onsdienst heraus. Darin dokumenti ert sie Fachliteratur, 
Presseberichterstatt ung und Entwicklungen in der Straff älligenhilfe, 
wertet Stati sti ken für die Praxis aus und weist auf zahlreiche Veran-
staltungen im Bereich der Straff älligenhilfe hin. 

Die BAG-S möchte das öff entliche Bewusstsein für die Aufgaben der 
Integrati on und Resozialisierung von Straff älligen fördern. Deshalb 
berät und informiert sie die Medien bei Publikati onen, Radio- oder 
Fernsehbeiträgen zum Thema Straff älligenhilfe. Sie führt Pressege-
spräche zu aktuellen Themen durch und vertritt  die Anliegen der 

Straff älligenhilfe auf Fachtagungen, Foren und öff entlichen Veran-
staltungen.

Die BAG-S engagiert sich sozial- und kriminalpoliti sch, um der Diskri-
minierung und Ausgrenzung Straff älliger entgegenzuwirken und den 
Beitrag der sozialen Integrati onsarbeit der Straff älligenhilfe zur Prä-
venti on zu verdeutlichen. Sie sucht die Zusammenarbeit mit allen 
Organisati onen ähnlicher Zielsetzung und setzt sich für alle Belange 
und Forderungen der Straff älligenhilfe gegenüber Gesetzgebern, 
Ministerien, Parteien und Verwaltungen ein. Dafür erarbeitet die 
BAG-S in Facharbeitskreisen und auf bundesweiten Fachtagungen 
gemeinsame Stellungnahmen, Positi onen und Reformvorschläge. 

Mitglieder: 

• Arbeiterwohlfahrt Bundesverband e. V.

• DBH e. V. Fachverband für Soziale Arbeit, Strafrecht und Krimi-
nalpoliti k

• Deutscher Caritasverband e. V.

• Deutscher Paritäti scher Wohlfahrtsverband Gesamtverband 
e. V.

• Deutsches Rotes Kreuz e. V.

• Diakonie Deutschland – Evangelischer Bundesverband
Evangelisches Werk für Diakonie und Entwicklung e. V

• Zentralwohlfahrtsstelle der Juden in Deutschland e. V.



BAG-S Informationsdienst Straffälligenhilfe 24. Jg. Heft 1/2016 BAG-S Informationsdienst Straffälligenhilfe 24. Jg. Heft 1/20164 5

Sc
hw

er
pu

nk
tSchw

erpunkt

4 5

In
 e
ig
en

er
 S
ac
he

In eigener Sache

Sollte der Gesetzgeber an der vorge-
schlagenen Regelung festhalten wollen, 
wäre aus Sicht der BAG-S zumindest die 
Anrechnungspraxis nochmal zu überden-
ken. Statt einer Berechnung des Bedarfs 
auf sämtliche Bestandteile der Grundsi-
cherungsleistung (Unterabschnitte 2 bis 
4), sollten die Anrechnung des Überbrü-
ckungsgeldes sich nur auf die Anteile zur 
Deckung der laufenden Bedarfe nach 
dem 3. Kapitel, Abschnitt 2, Unterab-
schnitt 2 (Regelbedarf) begrenzen. Über-
brückungsgeld, das diesen Bedarf über-
steigt, sollte als geschütztes Vermögen 
gewertet und nicht angerechnet werden. 
Entsprechend der Zweckbestimmung 
des Überbrückungsgeldes ist eine solche 
Anwendungspraxis sinnvoll und kann zu 
einem erfolgreichen Übergangsmanage-
ment beitragen. 

Die Menschen in den Blick nehmen 

Aus den Reihen der Freien Straffälligenhil-
fe wird auch zu bedenken gegeben, dass 
nicht wenig Betroffene bereits zu Beginn 
ihrer Entlassung (auch unmittelbar nach 
dem Verlassen der Gefängnistore) einen 
Teil des Überbrückungsgeldes dafür ver-
wenden werden, ihre Schulden zu be-
gleichen statt ihren Lebensunterhalt zu 
sichern. Konflikte mit den SGB-II Trägern 
sind häufig die Folge und erschweren 
den Start in ein neues Leben. Auch die 
in § 11 Absatz 3 SGB II geregelte sechs-
monatige Einkommensanrechnung kann 
für viele haftentlassene Menschen eine 
(zu) große Herausforderung darstellen.  
Aus Sicht der BAG-S ist es daher nötig, 
stets sorgfältig abzuklären, ob das Über-
brückungsgeld bei der Haftentlassung in 
bar ausbezahlt wird oder ob die Bewäh-
rungshilfe bzw. ein anderer Träger der 
Straffälligenhilfe gem. § 51 Abs. 2 Satz 
2 StVollzG die Geldverwaltung für das 
Überbrückungsgeld übernimmt. Die Ent-
scheidung darüber sollte unbedingt in 
enger Abstimmung mit der haftentlasse-
nen Person vereinbart werden. 

BAG-S, 15.02.2016

kann die Wiedereingliederung am bes-
ten dadurch gefördert werden, dass das 
Überbrückungsgeld grundsätzlich nicht 
als Einkommen angerechnet, sondern 
als Vermögen gewertet wird. Das Über-
brückungsgeld bliebe dann aufgrund 
der Vermögensfreibeträge des SGB II in 
vielen Fällen anrechnungsfrei. Der ge-
sparte Betrag würde für Haftentlassene 
einen gewissen Dispositionsspielraum 
eröffnen, beispielsweise zur Schuldenre-
gulierung. Dies würde nicht nur die Wie-
dereingliederung in ein normales Leben 
erleichtern, sondern auch die Rechtslage 
vereinfachen. 

Leider hat sich der Gesetzgeber hier an-
ders entschieden. Die vorgeschlagene 
Regelung sieht die BAG-S daher kritisch: 
§ 11 a (6) SGB II sieht vor, dass Überbrü-
ckungsgeld bedarfsmindernd als Einkom-
men zu berücksichtigen ist, sofern dieser 
Betrag den notwendigen Lebensunter-
halt für die ersten 28 Tage nach der Haft-
entlassung deckt. Nur Überbrückungs-
geld, das diese Summe übersteigt, ist als 
geschütztes Vermögen zu werten. Damit 
die Anrechnung auf 28 Tage jedoch nicht 
dazu führt, dass haftentlassene Perso-
nen in diesem Zeitraum von Leistungen 
nach dem SGB II und anderen Sozialleis-
tungsgesetzen ausgeschlossen werden, 
wird der Betrag als einmalige Einnahme 
auf einen Zeitraum von sechs Monaten 
gleichmäßig verteilt und monatlich mit 
einem entsprechenden Teilbetrag be-
rücksichtigt. Immerhin gewährleistet 
diese Neuregelung den sofortigen Zu-
gang zum SGB II und damit insbesondere 
den Krankenversicherungsschutz sowie 
den Zugang zu den Leistungen zur Ein-
gliederung in Arbeit im SGB II.

Die Regelung ist aus Sicht der BAG-S 
kompliziert und benachteiligt haftent-
lassene Menschen bei der SGB II-An-
tragsstellung gegenüber anderen An-
tragsstellern. Soziale Gerechtigkeit und 
eine Rechtsvereinfachung werden mit 
dieser Regelung nicht erreicht. 

Das Bundeskabinett hat in seiner Sitzung 
am 3. Februar 2016 über zwei Vorhaben 
aus dem Koalitionsvertrag beschlossen. 
Zum einen über Änderungen im Gesetz 
zur Stärkung der beruflichen Weiterbil-
dung und des Versicherungsschutzes in 
der Arbeitslosenversicherung (Arbeits-
losenversicherungsschutz – und Weiter-
bildungsstärkegesetz – AWStG) und zum 
anderen über die Vorschläge zur Verein-
fachung des Leistungs- und Verfahrens-
recht des SGB II (Rechtsvereinfachung)
Beide Gesetze haben auch für Strafge-
fangene eine große Bedeutung.

Im Arbeitslosenversicherungsschutz-  
und Weiterbildungsstärkegesetz 
(AWStG) wurde mit der Neufassung des 
§ 26 die Schlechterstellung von Straf-
gefangenen bei der Arbeitslosenversi-
cherung beendet. Die Bundesagentur 
für Arbeit hatte im Jahr 2012 eine Son-
derregelung für Inhaftierte eingeführt. 
Arbeitsfreie Samstage, Sonntage und 
gesetzliche Wochenfeiertage wurden 
fortan bei Inhaftierten nicht mehr auf 
die Versicherungszeit angerechnet. Mit 
§ 26 AWStG wird diese Schlechterstel-
lung nun beendet und sichergestellt, 
dass auch bei Gefangenen arbeitsfreie 
Sonnabende, Sonntage und gesetzliche 
Feiertage im Strafvollzug, die innerhalb 
zusammenhängender Arbeits- und Aus-
bildungsabschnitte liegen, in die Ver-
sicherungspflicht nach dem Recht der 
Arbeitsförderung einbezogen und damit 
für die Erfüllung der Anwartschaftszeit 
berücksichtigt werden können. Die Re-
gelung ist daher ein wirklicher Schritt in 
Richtung soziale Gerechtigkeit. (siehe 
Stellungnahme der BAG-S) 

Anders sieht es bei der gesetzlichen 
Regelung des Überbrückungsgeldes im 
Rahmen der SGB II Rechtsvereinfachung 
aus.

Seit Inkrafttreten des SGB II war es strit-
tig, ob das Überbrückungsgeld nach § 51 
StVollzG als Einkommen oder Vermögen 
anzurechnen ist. Aus Sicht der BAG-S 

Kommentar
Ein Schritt nach vorn und einer zurück 

Bundeskabinett beschließt Regelungen zur Arbeitslosenversicherung  
und zum Überbrückunsgeld Mein Name ist Birgit Müller, ich woh-

ne in Köln und war dort einige Jahre im 
Sportbereich tätig. 

Ab dem 1. März 2016 unterstütze ich die 
Geschäftsstelle der BAG-S in Bonn.

Als gelernte Steuerfachangestellte kom-
me ich von den Zahlen nicht los und 
freue mich in so einem netten Team die 
Buchhaltung und Verwaltungsaufgaben 
übernehmen zu können. 

Neu im Team 
der BAG-S:Stellungnahme

Zum Entwurf eines Gesetzes zur Stärkung der  
beruflichen Weiterbildung und des Versicherungs-
schutzes in der Arbeitslosenversicherung (AWStG) 

Die Bundesarbeitsgemeinschaft für Straffälligenhilfe e. V. dankt der Bun-
desregierung für die Gelegenheit, den vorliegenden Gesetzesentwurf kom-
mentieren zu dürfen. Unsere Stellungnahme beschränkt sich dabei auf § 
26 AWStG. Aus Sicht der Freien Straffälligenhilfe ist die darin vorgesehene 
Regelung geeignet, die seit 2012 bestehende Schlechterstellung von Straf-
gefangenen in der Arbeitslosenversicherung zu beenden.

 Zum Hintergrund

Die Bundesagentur für Arbeit (BfA) hatte im Jahr 2012 eine Sonderrege-
lung für Inhaftierte eingeführt. Während arbeitsfreie Samstage, Sonntage 
und gesetzliche Wochenfeiertage bei in Freiheit lebenden Arbeitnehmern 
auf die Versicherungszeit angerechnet werden, werden diese seither bei 
Inhaftierten nicht mehr berücksichtigt. Die neue Zählweise hat bei arbei-
tenden Gefangenen zu gravierenden sozialrechtlichen Nachteilen geführt. 
Ein Inhaftierter muss 110 Arbeitstage länger als ein Nicht-Inhaftierter ar-
beiten, um Anspruch auf Arbeitslosengeld I zu erlangen. Die Zählweise der 
Bundesagentur für Arbeit führt dazu, dass viele Haftentlassene keinen An-
spruch auf Arbeitslosengeld I erhalten, sondern unmittelbar auf Hartz IV-
Leistungen angewiesen sind. Die Bundesarbeitsgemeinschaft für Straffäl-
ligenhilfe und zwei ihrer Mitgliederverbände hatten in der Vergangenheit 
die unzulässige Anrechnungspraxis der Bundesagentur für Arbeit kritisiert. 
Das Bundesjustizministerium, der Strafvollzugsausschuss der Länder und 
die Konferenz der Justizministerinnen und Justizminister hatten die neue 
Rechtsauffassung der BfA ebenfalls beanstandet.  

Schlechterstellung von arbeitenden Gefangenen wird korrigiert

Die vorgeschlagene Neufassung des § 26 AWStG würde diese Ungleichbe-
handlung gegenüber anderen Erwerbstätigen beenden. Sie würde künftig 
sicherstellen, dass auch bei Gefangenen »arbeitsfreie Sonnabende, Sonn-
tage und gesetzliche Feiertage im Strafvollzug, die innerhalb zusammen-
hängender Arbeits- und Ausbildungsabschnitte liegen, in die Versicherungs-
pflicht nach dem Recht der Arbeitsförderung einbezogen und damit für die 
Erfüllung der Anwartschaftszeit berücksichtigt werden können.« (S. 19) 

Resozialisierung ermöglichen

Die Bundesarbeitsgemeinschaft für Straffälligenhilfe legt der Bundesregie-
rung nahe, im weiteren Gesetzesverfahren nicht mehr hinter diese sozial-
rechtlich überzeugende Regelung zurückzufallen. Haftentlassene müssen 
auf ihrem Weg in ein straffreies Leben in der Regel zahlreiche Schwierigkei-
ten bewältigen. Mit der Gleichstellung der Anrechnungszeiten würde zwei-
fellos eine unnötige Barriere aus dem Weg geräumt. 

Unter dem Titel »Resozialisierungsan-
spruch und Wiedereingliederungspra-
xis – Was hat die Föderalismusreform 
straffällig gewordenen Menschen ge-
bracht?« nehmen wir die Entwicklung 
der Straffälligenhilfe und des Strafvoll-
zuges zehn Jahre nach der Föderalis-
musreform in den Blick. Welche Folgen 
hatte sie für die Betroffenen und für die 
Fachkräfte? In welchen Bereichen/Län-
dern zeichnen sich Verbesserungen für 
die Resozialisierung und soziale Lage der 
straffällig Gewordenen und deren Famili-
en ab? Welche Verschlechterungen sind 
eingetreten? Wir würden uns freuen, 
Sie auf unserer Tagung als Gäste oder 
Mitwirkende begrüßen zu dürfen. Spre-
chen Sie uns an, wenn Sie selbst einen 
fachlichen Input geben wollen. Kontakt:  
kerwien@bag-s.de/0228 9663593

Bundestagung 
der BAG-S

21.-22. März 2017 Bonn
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psychosozialen Unterstützung im Straf-
verfahren bedürfen. 

In einem kurzen Überblick sollen zu-
nächst die wesentlichen Neuregelungen 
des 3. Opferrechtsreformgesetzes vor-
gestellt werden; ausführlicher werden 
dann die Vorschriften zur psychosozialen 
Prozessbegleitung (PSPB) in der StPO so-
wie im Gesetz zur PSPB im Strafverfah-
ren (PsychPbG) erläutert.

II.	 Neuregelungen des 3. Opferrechts-
reformgesetzes

1.	 Feststellung der besonderen 
Schutzbedürftigkeit

Als neue zentrale Einstiegsnorm soll § 
48 Abs. 3 StPO sicherstellen, dass die 

I.	 Einleitung

Seit den Achtzigerjahren wird die Rechts-
stellung des Opfers einer Straftat in sei-
ner Rolle als Zeuge, Verletzter oder Ne-
benkläger stetig erweitert, seine aktive 
Stellung bei der Strafverfolgung und der 
Schutz seiner Persönlichkeitsrechte im 
Strafverfahren gestärkt (s. Schroth 2011, 
S. 1 ff.). Das 3. Opferrechtsreformgesetz, 
das vom Bundestag in seiner Sitzung vom 
3.12.2015 in der Fassung des Ausschus-
ses für Recht und Verbraucherschutz (BT-
Drs. 18/6906) einstimmig beschlossen 
wurde, verfolgt diesen Weg konsequent 
weiter. Grund für die Erweiterung des 
Opferschutzes war die EU-Opferschutz-
richtlinie vom 25.10.2012 und die Ein-
sicht, dass schwer belastete Opfer, ins-
besondere Kinder und Jugendliche, einer 

3. Opferrechtsreformgesetz 

Geschädigte in einem Strafverfahren fühlten sich in der Vergangenheit häufig zu wenig gehört, informiert und unterstützt. 
Manch einer berichtete nach dem Prozess, dass es ihm so vorkam, als wäre er selbst angeklagt. Besonders für Geschädigte von 
schweren Sexual- und Gewaltstraftaten und/oder minderjährige Geschädigte ist dies sehr belastend.

Das 3. Opferrechtsreformgesetzt hatte sich daher zum Ziel gesetzt, die Interessen der Geschädigten intensiver in den Blick zu 
nehmen und dafür zu sorgen, dass ihre eigenen Rechte gestärkt werden. Am 21. Dezember 2015 hat der Bundestag das Gesetz 
zur Stärkung der Opferrechte im Strafverfahren (3. Opferrechtsreformgesetz) beschlossen. 

Die Bundesregierung sieht insbesondere in der Einführung der psychosozialen Prozessbegleitung »einen Meilenstein 
für den Opferschutz«. Im Gesetz sind psychosoziale Prozessbegleiter/innen für minderjährige Verletzte von Sexual- und 
schweren Gewaltstraftaten vorgesehen. Bei erwachsenen Verletzten kann bei diesen Delikten auf Antrag eine Beiord-
nung erfolgen, und zwar dann, wenn diese besonders schutzbedürftig sind. Damit wird künftig besonders schutzbedürfti-
gen Menschen ermöglicht, vor, während und nach der Hauptverhandlung professionell begleitet und informiert zu werden.  
Das Servicebüro für Täter-Opfer-Ausgleich weist in diesem Zusammenhang auch auf die neu geschaffene Informationspflicht 
über den Täter-Opfer-Ausgleich hin. 

Die folgenden zwei Beiträge von Klaus Riekenbrauk und Christoph Willms stellen die Neuerungen des 3. Opferrechtsreformge-
setz detailliert dar.

Die Psychosoziale Prozessbegleitung 
von Klaus Riekenbrauk

frühzeitige Feststellung über die beson-
dere Schutzbedürftigkeit des Verletzten 
erfolgt, mit der Folge, dass – auch schon 
bei der Polizei – die ihn betreffenden 
Verhandlungen, Vernehmungen und 
Untersuchungen unter Berücksichtigung 
seiner besonderen Schutzbedürftigkeit 
durchgeführt werden. Soweit es als er-
forderlich angesehen wird, muss von 
den Schutzrechten des Opferzeugen, wie 
Bild-Ton-Vernehmungen ohne die anwe-
senheitsberechtigten Prozessbeteiligten 
(§§ 168e und 247a StPO), der Ausschluss 
der Öffentlichkeit (§ 171b Abs. 1 GVG) 
oder der Verzicht auf nicht unerlässliche 
Fragen zum persönlichen Lebensbereich 
des Zeugen Gebrauch gemacht werden.

Maßnahmen ist er auch schon bei der 
Anzeigenerstattung zu belehren, wenn 
die Anordnung von Untersuchungshaft 
zu erwarten ist (§ 406d Abs. 3 StPO).

III.	 Psychosoziale Prozessbegleitung

Im Rahmen des 3. Opferrechtsreformge-
setzes ist auch das »Gesetz zur Psychoso-
zialen Prozessbegleitung im Strafverfah-
ren (PsychPbG)« verabschiedet worden 
(BGBl I, S. 2525), das ebenso wie die 
Vorschriften in der StPO über die PSPB 
am 01.01.2017 in Kraft treten (Art. 5 des 
3. Opferrechtsreformgesetzes). Der Gel-
tungsbereich der Regelungen zur PSPB 
erstreckt sich nach § 2 Abs. 2 JGG auch 
auf das Strafverfahren gegen Jugendli-
che (BR-Drs. 56/15, S. 30 f.). 

1.	 Grundsätze der PSPB

Nach § 2 Abs. 1 PsychPbG ist die PSPB 
eine besondere Form der nicht rechtli-
chen Begleitung im Strafverfahren für 
besonders schutzbedürftige Verletzte 
vor, während und nach der Hauptver-
handlung. Die Tätigkeit umfasst die In-
formationsvermittlung sowie die quali-
fizierte Betreuung und Unterstützung im 
gesamten Strafverfahren mit dem Ziel, 
die individuelle Belastung der Verletzten 
zu reduzieren und ihre Sekundärviktimi-
sierung zu vermeiden. Diese Legaldefini-
tion orientiert sich im Wesentlichen an 
dem Bericht der Bund-Länder-Arbeits-
gruppe, in dem Standards der PSPB for-
muliert sind und die mit dem Beschluss 

se sprachbehinderte Nebenkläger das 
Recht, die Unterlagen, die zur Wahrneh-
mung seiner strafprozessualen Rech-
te erforderlich sind, auf seinen Antrag 
übersetzen zu lassen. Ist der Nebenklä-
ger anwaltlich vertreten, so kann auf die 
schriftliche Übersetzung verzichtet wer-

den, wenn eine mündliche Übersetzung 
ausreicht (§ 397 Abs. 3 StPO i.V.m. § 287 
Abs. 2 GVG).

6.	 Erweiterte Mitteilungs- und Beleh-
rungspflichten gegenüber dem Ver-
letzten

•	Dem Verletzten ist nach § 406d StPO 
auf seinen Antrag nunmehr folgendes 
mitzuteilen:

•	die Einstellung des Verfahrens,
•	Ort und Zeit der Hauptverhandlung 
(für den der deutschen Sprache Un-
kundigen in Übersetzung) sowie die 
gegen den Angeklagten erhobenen 
Beschuldigungen,

•	den Ausgang des Verfahrens,
•	die Flucht des Beschuldigten/Verur-
teilten aus einer freiheitsentziehenden 
Maßnahme und die gegebenenfalls 
eingeleiteten Maßnahmen zum Schutz 
des Verletzten.

•	
Er ist nach der Urteilsverkündung oder 
der Verfahrenseinstellung über alle Infor-
mationsrechte, die einen Antrag des Ver-
letzten voraussetzen, zu belehren; über 
die Informationsrechte im Hinblick auf 
die Anordnung, Beendigung oder erst-
malige Lockerung freiheitsentziehender 

2.	 Bestätigung des Anzeigeeingangs 
und Sprachunterstützung bei Anzei-
geerstattung

Auf Antrag des Verletzten (zu diesem 
Begriff vgl. Meyer-Goßner/Schmitt § 172 
Rn 9 ff.) ist der Eingang seiner Strafanzei-
ge schriftlich zu bestätigen. Dabei sollen 
die Angaben des Anzeigeerstatters im 
Hinblick auf Tatzeit, Tatort und die Tat 
selbst kurz zusammengefasst werden (§ 
158 Abs. 1 Satz 3, 4 und 5 StPO). In Fäl-
len, in denen der Anzeigeerstatter nicht 
der deutschen Sprache mächtig ist, muss 
ihm zur verständlichen Abfassung der 
Anzeige ein Dolmetscher zur Verfügung 
gestellt werden; ebenso ist auf Antrag 
die Eingangsbestätigung der Anzeige in 
der Sprache zu verfassen, die der Ver-
letzte beherrscht (§ 158 Abs. 4 StPO).

3.	 Hinzuziehung von Dolmetschern 
bei der Zeugenvernehmung bei Po-
lizei und Staatsanwaltschaft

Zur Klarstellung wird in den Vorschriften 
über die Vernehmung von Zeugen bei 
Polizei und Staatsanwaltschaft ausdrück-
lich auf die Pflicht der vernehmenden 
Personen hingewiesen, immer dann ei-
nen Dolmetscher hinzuzuziehen, wenn 
der Zeuge nicht der deutschen Sprache 
mächtig ist (§§ 161a Abs. 5 und 163 Abs. 
3 StPO). Das Gleiche gilt auch für Hör- 
und Sprachbehinderte (s. Ferber 2016, 
S. 280).

4.	 Pflicht zur Übersetzung von Einstel-
lungsbescheiden der Staatsanwalt-
schaft

Wird der nebenklageberechtigte Verletz-
te (vgl. § 395 StPO) in einem Bescheid 
darüber informiert, dass entgegen seiner 
Strafanzeige oder seinem Strafantrag das 
Ermittlungsverfahren eingestellt wor-
den ist, ist ihm dieser Bescheid und sei-
ne Anfechtungsmöglichkeit auf Antrag 
zu übersetzen, wenn er der deutschen 
Sprache nicht mächtig oder hör- bezie-
hungsweise sprachbehindert ist (§ 171 
Satz 3 StPO).

5.	 Übersetzung von Unterlagen für 
den Nebenkläger

Nunmehr hat der der deutschen Sprache 
nicht mächtige und hör- beziehungswei-

Dieter Schütz/pixelio
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dere im Zusammenhang mit ihren per-
sönlichen Merkmalen stehen könnten; 
Opfer, die aufgrund ihrer Beziehung zum 
und Abhängigkeit vom Täter besonders 
gefährdet sind. Dabei sind Opfer von 
Terrorismus, organisierter Kriminalität, 
Menschenhandel, geschlechtsbezoge-
ner Gewalt, Gewalt in engen Beziehun-
gen, sexueller Gewalt oder Ausbeutung 
oder Hassverbrechen sowie Opfer mit 
Behinderungen gebührend zu berück-
sichtigen (Amtsblatt (EU) L 315/ 71 vom 
14.11.2012). Diese Opfergruppen mit 
besonderer Schutzbedürftigkeit werden 
ausdrücklich in der Gesetzesbegründung 
hervorgehoben, sodass Verletzte aus 
diesen Gruppen in der Regel die Voraus-
setzung einer Beiordnung nach § 406g 
Abs. 3 Satz 2 StPO erfüllen, da bei den 
Belastungen der genannten Opfer das 
Erfordernis einer psychosozialen Unter-
stützung allgemein vorliegen wird. 

§ 406g Abs. 3 Satz 3 StPO bestimmt, dass 
die Beiordnung für den/die Verletzte/n 
kostenfrei ist.

Liegen die Voraussetzungen für eine Bei-
ordnung nicht vor, so können sich gem. § 
406g Abs. 1 Satz 1 StPO Verletzte gleich-
wohl eines/r psychosozialen Prozessbe-
gleiters/in bedienen. Dieses Recht gilt 
uneingeschränkt für alle Verletzte einer 
Straftat, ohne dass eine besondere Be-
dingung beziehungsweise Voraussetzung 
wie die Nebenklageberechtigung erfüllt 
sein muss. In diesen Fällen hat der Ver-
letzte die Kosten für die PSPB selbst zu 
tragen.

3.	 Befugnisse der psychosozialen Pro-
zessbegleiter/innen

Nach § 406g Abs. 1 Satz 2 StPO ist es den 
psychosozialen Prozessbegleiter/innen 
gestattet, während der Vernehmungen 
des Verletzten im Vorverfahren, also bei 
Polizei und Staatsanwaltschaft, und wäh-
rend der Hauptverhandlung anwesend 
zu sein. 

Das Anwesenheitsrecht beinhaltet auch 
das Recht, den/die Klienten/in bei der 
Vernehmung zu beraten und Fragen, die 
an ihn/sie gerichtet werden, zu beanstan-
den (§§ 238, 242 StPO). Entsprechend 
ihrer Funktion, besitzen Prozessbeglei-
ter/innen auch das Recht, in Absprache 

§§ 174 – 176b, 177, 178, 179, 180, 180a, 
181a, 182, 225 StGB geworden sind. Ver-
letzte der gleichen Altersgruppe haben 
nach § 406g Abs. 3 Satz 1 i.V.m. § 397a 
Abs. 1 Nr. 5 StPO ebenfalls einen An-
spruch auf Beiordnung, wenn sie durch 
rechtswidrige Taten nach §§ 221, 226, 
226a, 232-235, 237, 238 Abs. 2 und 3, 
239a, 239b, 240 Abs. 4, 249, 250, 252, 
255 und 316a StGB Opfer geworden sind.

Darüber hinaus ist die Beiordnung auch 
gegenüber den Verletzten ohne Alters-
beschränkung verpflichtend, die ihre 
Interessen selbst nicht ausreichend 
wahrnehmen können. Dies ist anzuneh-
men, wenn das erlittene Tatgeschehen 
zu solchen psychischen oder physischen 
Belastungen geführt hat, die das Opfer 
unfähig machen, nicht nur seine Rechte 
im Strafverfahren zu vertreten, sondern 
auch seinen grundlegenden Interessen 
und Bedürfnissen nachzukommen. 

Über Pflichtbeiordnungen auf Antrag 
des/r Verletzten hinaus ist die Vorschrift 
von § 406g Abs. 3 Satz 2 StPO von Be-
deutung, wonach den Nebenklagebe-
rechtigten – unabhängig von ihrem Alter 
– auf ihren Antrag ein/e psychosozialer 
Prozessbegleiter/in beigeordnet werden 
kann, es also im Ermessen des Gerich-
tes steht, wenn die besondere Schutz-
bedürftigkeit des/der Verletzten dies 
erfordert. Der Begriff der »besonderen 
Schutzbedürftigkeit« (vgl. § 48 Abs. 3 
StPO) wird in der Gesetzesbegründung 
in Bezug zu Art. 22 Abs. 3 der EU-Op-
ferschutzrichtlinie gestellt. Nach dieser 
Richtlinienvorschrift ist die Rede von Op-
fern, »die infolge der Schwere der Straf-
tat eine beträchtliche Schädigung erlitten 
haben; Opfer, die Hasskriminalität und 
in diskriminierender Absicht begangene 
Straftaten erlitten haben, die insbeson-

der Justizminister/innenkonferenz vom 
Juni 2014 bestätigt worden sind.1

Folgende Grundsätze sind danach fest-
gelegt:

•	Akzeptanz des Rechtssystems und der 
Verfahrensgrundsätze,

•	Verständnis für allen Verfahrensbetei-
ligten, Kooperation und gegebenen-
falls Vernetzung,

•	 Transparenz der Arbeitsweise,
•	Neutralität gegenüber dem Strafver-
fahren und dem Ausgang des Verfah-
rens,

•	Rollenklarheit und Abgrenzung zu 
anderen Beteiligten (keine Rechtsbe-
ratung. Sachverhaltsaufklärung oder 
Psychotherapie),

•	 Information über das fehlende Zeug-
nisverweigerungsrecht des/der Pro-
zessbegleiter/in,

•	Keine Beeinflussung oder Beeinträchti-
gung der Zeugen/innenaussage.

•	
§ 2 Abs. 2 PsychPbG greift diese Stan-
dards auf, wonach die PSPB »von Neutra-
lität gegenüber dem Strafverfahren und 
der Trennung von Beratung und Beglei-
tung« geprägt ist (Satz 1). Ausdrücklich 
wird bestimmt, dass die PSPB »weder die 
rechtliche Beratung noch die Aufklärung 
des Sachverhaltes« umfasst und »nicht 
zu einer Beeinflussung des Zeugen oder 
einer Beeinträchtigung der Zeugenaus-
sage« führen darf (Satz 2). Schließlich 
müssen nach § 2 Abs. 2 Satz 3 PsychPbG 
die Verletzten von dem/der psychosozia-
len Prozessbegleiter/in bereits zu Beginn 
seiner/ihrer Tätigkeit über diese Ein-
schränkungen ebenso informiert werden 
wie über das fehlende Zeugnisverweige-
rungsrecht.

2.	 Voraussetzungen für die Beiord-
nung 

Nach § 406g Abs. 3 Satz 1 StPO i.V.m. § 
397a Abs. 1 Nr. 4 müssen zunächst Per-
sonen, die noch nicht das 18. Lebens-
jahr vollendet haben und nebenklage-
berechtigt sind, auf ihren Antrag ein/
eine psychosozialer Prozessbegleiter/
in beigeordnet werden, wenn sie Opfer 
von rechtswidrigen Straftaten nach den 
1	  Der Bericht der Bund-Länder-Arbeitsgruppe ist 
online abrufbar: http://www.mjv.rlp.de/Ministerium/
Opferschutz/psychosoziale-Prozessbegleitung/Arbeits-
gruppenbericht/ (Zuletzt abgerufen am 07.01.2015)

verhandlung und das Urteil (www.
bpp-bundesverband.de/bpp_Broschu-
ere_Quali_Standards.pdf)

•	

5.	 Qualifikation

In § 3 PsychPbG werden die Anforderun-
gen an die Qualifikation der Prozessbe-
gleiter/innen benannt; danach müssen 
diese fachlich, persönlich und interdis-
ziplinär qualifiziert sein (§ 3 Abs. 1). Für 
die fachliche Qualifikation sind 

•	 zum einen ein Hochschulabschluss im 
Bereich Sozialpädagogik, Soziale Ar-
beit, Pädagogik, Psychologie oder eine 
abgeschlossene Berufsausbildung so-
wie berufspraktische Erfahrungen in 
einem dieser Bereiche und

•	der Abschluss einer von einem Land 
anerkannten Aus- oder Weiterbildung 
zum/zur psychosozialen Prozessbe-
gleiter/in erforderlich (§ 3 Abs. 2 Psy-
chPbG).

•	
Weiterhin verlangt § 3 Abs. 3 PsychPbG, 
dass die Prozessbegleiter/innen die not-
wendige persönliche Qualifikation in ei-
gener Verantwortung sicherstellen; dazu 
gehören insbesondere Beratungskompe-
tenz, Kommunikations- und Kooperati-
onsfähigkeit, Konfliktfähigkeit, Belastbar-
keit sowie organisatorische Kompetenz.

Als interdisziplinäre Qualifikation ist 
nach § 3 Abs. 4 PsychPbG insbesondere 
ein zielgruppenbezogenes Grundwissen 
in Medizin, Psychologie, Viktimologie, 
Kriminologie und Recht erforderlich. 

Welche Personen und Stellen für die 
PSPB anerkannt werden und welche wei-
teren Anforderungen hierfür an die Be-
rufsausbildung, praktische Berufserfah-
rung, spezialisierte Weiterbildung und 
regelmäßige Fortbildung zu stellen sind, 
haben nach § 4 PsychPbG die Länder zu 
bestimmen. Dieser Landesrechtsvorbe-
halt ermöglicht es damit den Ländern, 
konkret die in § 3 PsychPbG genannten 
Anforderungen an die Qualifikation der 
Prozessbegleiter/innen auszugestalten 
und auch über diese hinauszugehen.

•	 Information/Vermittlung über bezie-
hungsweise von Unterstützungsmög-
lichkeiten der Beratung und Therapie

•	Klärung der Konsequenzen/Risiken der 
Anzeigeerstattung

•	
Prozessvorbereitung

•	Klärung des weiteren Informations- 
und Unterstützungsbedarfs

•	Begleitung zu Vernehmungen oder 
Terminen

•	Klärung des Umgangs mit eventuell 
anwesender Presse

•	Besuch des Gerichts
•	 Eventuelles Kennenler-
nen des Vorsitzenden Richters  
(wichtig bei Kindern)

•	Unterstützungsbedarf des – familiären 
– Bezugssystems von Minderjährigen

•	
Prozessbegleitung im Hauptverfahren

•	Elementare Versorgung der Zeugin/
des Zeugen während des Zeitraums 
der Hauptverhandlung

•	Organisation sicherer An- und Abreise, 
geschützter Zugang in das Gericht

•	Vermeidung der Begegnung mit dem/
der Angeklagten

•	Betreuung während der Wartezeit
•	Kooperation mit den Prozessverant-
wortlichen, vor allem mit der Neben-
klagevertretung

•	 (Altersangemessene) Über-
setzung juristischer Begriffe,  
Erläuterung der prozessualen Abläufe 

•	Anwesenheit in der Hauptverhandlung 
bei der Begleitung der/des Verletzten

•	Absprache mit Nebenklagevertretung 
über zeugenschonende Maßnahmen

•	
Prozessnachbereitung

•	 In Kooperation mit Nebenklagevertre-
tung Erläuterung über den Verfahrens-
ausgang/Urteil

•	Nachbesprechung der Verhandlung/
Bearbeitung von Belastungen

•	 Fortführung der Prozessbegleitung bei 
Rechtsmitteln

•	 Informationen über das Auskunfts-
recht, Vollzugslockerungen und Haft-
entlassung in Absprache mit Neben-
klagevertretung

•	Vermittlung weiterer Hilfsangebote
•	Unterstützung im Umgang mit emo-
tionalen Reaktionen auf die Haupt-

mit dem Klienten eine Aufzeichnung der 
Vernehmung gem. § 58a StPO, die ge-
trennte Zeugenvernehmung gem. § 168e 
StPO, die Entfernung des/r Angeklagten 
nach § 247 StPO, die Vernehmung des/r 
Zeugen/in an anderem Ort nach § 247a 
StPO, die Vorführung der aufgezeichne-
ten Zeugen/innenvernehmung gem. § 
255a StPO oder den Ausschluss der Öf-
fentlichkeit nach § 171b GVG zu bean-
tragen, sofern ein/e Rechtsanwalt/in als 
Nebenklägervertreter/in oder Verletz-
tenbeistand nicht beteiligt ist oder sich 
dieser Aufgabe entgegen den Interessen 
des Opferzeugen verweigert (s. Meyer-
Goßner/Schmitt 2015, § 406g Rn 4). 

Weitere prozessuale Befugnisse stehen 
den psychosozialen Prozessbegleiter/in-
nen nicht zu. Auch ist ein Zeugnisverwei-
gerungsrecht nicht vorgesehen.

4.	 Leistungen und Fachstandards

In dem Bericht der Bund-Länder-Ar-
beitsgruppe, der der Regelung der PSPB 
durch das 3. Opferrechtsreformgesetz 
zugrunde liegt, werden die Leistungen 
und Fachstandards detailliert aufgeführt 
(vgl. FN 1, S. 65 f.). Danach umfasst die 
PSPB allgemein die (psycho)soziale Un-
terstützung, die Vermittlung von Bewäl-
tigungsstrategien und Maßnahmen zur 
Reduzierung von Belastungen sowie die 
Informationsvermittlung von Verletzten 
(und Angehörigen) beziehungsweise an 
Verletzte (und Angehörige). 

Der Bundesverband Psychosoziale Pro-
zessbegleitung hat in seinen Qualitäts-
standards die Leistungen in chronolo-
gischer Gliederung des Strafverfahrens 
und der in den einzelnen Phasen in Be-
tracht kommenden Tätigkeiten unter an-
derem wie folgt beschrieben:

Erstgespräch

•	 Information über Strafverfahren, Ak-
teure, Zeugenpflichten etc. 

•	Vermittlung eines anwaltlichen Bei-
stands	

•	Abklärung aktueller Gefährdungssitu-
ationen

•	Antragstellung auf (sozial-)gesetzliche 
Leistungen

»Die Psychosoziale  
Prozessbegleitung  
umfasst weder die 
rechtliche Beratung 
noch die Aufklärung 
des Sachverhalts.« 
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thodische Vorgaben erhalten hat. Es 
wird die Länder einige Anstrengungen 
sowohl im Hinblick auf eine über die 
PSPB aufklärende Öffentlichkeitsarbeit 
als auch finanzieller Art kosten, ausrei-
chende Sozialpädagogen/innen, Psycho-
logen/innen, Pädagogen/innen und Sozi-
alarbeiter/innen für eine Weiterbildung 
zu interessieren. 

Prof. Dr. Klaus Riekenbrauk war Hoch-
schullehrer an der Hochschule in Düs-
seldorf, ist Rechtsanwalt sowie Vorsit-

zender der Brücke Köln e.V. und an dem 
weiterbildenden Zertifikatsstudium zur 

psychosozialen Prozessbegleitung an der 
Hochschule Düsseldorf beteiligt.

fast durchweg die Trennung von Prozess-
begleitung und Beratung fordern.

Überhaupt wird es darauf ankommen, 
die am Strafverfahren beteiligten Rich-
ter/innen, Staatsanwälte/innen und 
Strafverteidiger/innen von den Vorteilen 
der PSPB zu überzeugen, die bei einer 
gelingenden Prozessbegleitung mit Opf-
erzeugen/innen zu tun haben werden, 
die trotz ihrer Belastungen und Ängste 
so stabilisiert sind, dass sie ihrer Verant-
wortung als Zeugen/in besser gerecht 
werden können. 

Wenn das Gesetz zu Beginn des Jahres 
2017 in Kraft tritt, müssen die Bundes-
länder den Opferzeugen/innen und der 
Justiz genügend qualifizierte Prozess-
begleiter/innen zur Verfügung stellen. 
Diese Aufgabe wird insbesondere für 
die Länder nicht leicht sein, in denen an-
ders als in Mecklenburg-Vorpommern, 
Schleswig-Holstein und Niedersachsen 
bislang nur vereinzelt PSPB mit qualifi-
ziertem Personal praktiziert wird. Dies 
gilt umso mehr, als die Qualifizierung 
auf einem hohen Niveau stattzufinden 
hat, das mit den von der Bund-Länder-
Arbeitsgruppe vorgelegten und allseits 
anerkannten Qualitätsstandards für die 
Weiterbildung klare inhaltliche und me-

muss ernst genommen werden. Aus die-
sem Grunde wird es bei der Qualifizie-
rung der Prozessbegleiter/innen und in 
der Praxis darauf ankommen, dass das 
Strafrechtssystem und die den Strafpro-
zess prägenden Verfahrensgrundsätze 
als eine rechtsstaatliche Errungenschaft 
akzeptiert und den Opfern in seiner Be-
deutung erklärt werden. Dazu gehören 
auch und ganz besonders die verfas-
sungsrechtlich geschützte Unschuldsver-
mutung sowie die Verteidigungsrechte 
des/der Beschuldigten. 

Besondere Beachtung verdient in die-
sem Zusammenhang das Jugendstrafver-
fahren, das – auch bei Berücksichtigung 
der Opferrechte – dennoch vorrangig am 
Erziehungsgedanken auszurichten ist (§ 
2 Abs. 1 Satz 2 JGG). Die zentrale Aufgabe 
der Jugendrichtern/innen wird sein, das 
Verständnis für die Rollen und Aufgaben 
aller Verfahrensbeteiligter, mithin auch 
der Prozessbegleiter/innen, zu fördern 
und darauf zu achten, dass in Fällen, in 
denen dem jugendlichen Beschuldigten 
neben dem Opfer auch ein Anwalt oder 
eine Anwältin als Nebenklägervertreter/
in sowie ein/e psychosoziale/r Prozess-
begleiter/in gegenüberstehen, es nicht 
zu einem Ungleichgewicht zuungunsten 
des/der Beschuldigten kommt. 

Die gesetzlich bestimmten Aufgaben, die 
den Prozessbegleitern/innen obliegen 
und die sich auf die psychosoziale Be-
treuung, Information und Unterstützung 
konzentrieren, sind deutlich abgrenz-
bar von den Aufgaben der anwaltlichen 
Nebenklagevertretung, der allein die 
rechtliche Information, Beratung und 
Vertretung im Strafverfahren zusteht. 
Das Gleiche gilt für das Verhältnis zum 
anwaltlichen Verletztenbeistand. 

Inwieweit es in der Praxis gelingt, jegli-
che Beratung und Gespräche über das 
Tatgeschehen zu vermeiden und bei 
Bedarf Opfer an fachlich kompetente 
Beratungsstellen zu vermitteln, ohne 
dass dadurch das Vertrauensverhältnis 
in Mitleidenschaft gezogen wird, bleibt 
abzuwarten. Aufgrund vielfältiger Erfah-
rungen von Praktiker/innen in der PSPB 
scheinen diese Schwierigkeiten bewäl-
tigt werden zu können, da die aus der 
Praxis entwickelten Qualitätsstandards 

die Qualitätsstandards für die Durchfüh-
rung der PSPB in Niedersachsen.

2010 startete in Mecklenburg-Vorpom-
mern das Modellprojekt der Justiz zur 
PSPB. Mittlerweile ist landesweit an 
allen vier Landgerichten jeweils eine 
qualifizierte Fachkraft für Prozessbeglei-
tung für kindliche, jugendliche und he-
ranwachsende Opfer von Gewalttaten 
tätig. Nach dem Abschlussbericht der 
wissenschaftlichen Begleitung des Mo-
dellprojekts konnte festgestellt werden, 
dass das Angebot von den Betroffenen 
und ihren Angehörigen als wichtige und 
notwendige Unterstützung wahrgenom-
men wurde. Auch die Prozessbeteiligten 
in Polizei und Justiz bewerteten die PSPB 
als geeignetes Angebot zur Verbesserung 
der Situation kindlicher und jugendlicher 
Zeugen/innen; als Unterstützung für be-
sonders belastete Kinder –zum Beispiel 
mit körperlichen und sogenannten geis-
tigen Behinderungen – und für Mütter in 
Krisen hat sich danach die Prozessbeglei-
tung bewährt (s. Kavemann 2012, S. 38 f.).

Die PSPB ist in Österreich sowohl im 
Strafverfahren als auch im Zivilverfahren 
gesetzlich geregelt. Seit 2006 bestimmt 
§ 66 Abs. 2 öStPO, dass Opfern von Ge-
walt- und Sexualstraftaten sowie nahen 
Angehörigen von vorsätzlich oder fahr-
lässig getöteten Personen auf Antrag 
neben der juristischen Begleitung auch 
PSPB zu gewähren ist, soweit dies erfor-
derlich ist (s. Haller/Hofinger 2007). 

V.	 Ausblick und Bewertung

Mit der Erweiterung der prozessualen 
Rechte des Opfers, zuletzt mit Verab-
schiedung des 2. Justizmodernisierungs-
gesetzes und dem 2. Opferrechtsreform-
gesetz, wurde vor einer strukturellen 
Störung der rechtsstaatlich austarierten 
Balance von Beschuldigten- und Opfer-
rechten gewarnt. So sah man die Gefahr 
eines Parteienprozesses heraufziehen 
und die Wahrheit auf der Strecke blei-
ben, wenn das Opfer seine Zeugenaus-
sage an der Durchsetzung eigener ma-
terieller Interessen ausrichtet (s. Schroth 
2009, S. 216 ff.; Kölbel 2015, S. 58 ff.). 
Diese Befürchtung, die der Deutsche 
Anwaltverein in seiner Stellungnahme 
zu dem 3. Opferrechtsreformgesetz wie-
derholt hat (www.tinyurl.com/z57ntm5), 

6.	 Vergütung

Ausführlich wird in den Vorschriften der 
§§ 5 bis 10 PsychPbG die Vergütung der 
nach § 406g Abs. 3 StPO beigeordneten 
Prozessbegleiter/innen geregelt. Nach 
§ 6 Satz 1 PsychPbG erhält der/die bei-
geordnete Prozessbegleiter/in für eine 
PSPB aus der Staatskasse eine Vergütung

1. im Vorverfahren in Höhe von 520 Euro,

2. im gerichtlichen Verfahren im ersten 
Rechtszug in Höhe von 370 Euro und

3. nach Abschluss des erstinstanzlichen 
Verfahrens in Höhe von 210 Euro.

In Art. 3 des 3. Opferrechtsreformge-
setzes sind in Ergänzung des Gerichts-
kostengesetzes Kostengebühren für den 
Verurteilten vorgesehen; diese Gebüh-
ren entsprechen den genannten Vergü-
tungssätzen.

IV.	 Die bisherige Praxis der PSPB

Bereits seit 1996 existiert in Schleswig-
Holstein ein flächendeckendes Angebot 
von PSPB für stark belastete Opfer von 
Sexualstraftaten, häuslicher Gewalt und 
Nachstellung, das von qualifizierten Mit-
arbeiter/innen aus Fachberatungsstellen 
kostenlos durchgeführt wird. Insoweit 
nimmt Schleswig-Holstein mit dem von 
der Justiz finanzierten Zeugenbegleitpro-
gramm eine Vorreiterrolle ein. In dem 
Bericht der Bund-Länder-Arbeitsgruppe 
heißt es in einer zusammenfassenden 
Bewertung: »Durch die professionelle 
und langjährige Arbeit der Fachbera-
tungsstellen hat die psychosoziale Pro-
zessbegleitung in der Strafjustiz Schles-
wig-Holsteins eine hohe Anerkennung 
und Unterstützung in der Umsetzung 
erfahren« (vgl. FN 1, S. 5).

Als weiteres Bundesland bietet Nieder-
sachsen seit vielen Jahren ebenfalls flä-
chendeckend kostenlose PSPB an. Träger 
ist die »Stiftung Opferhilfe Niedersach-
sen«, die an elf Standorten Opferhilfebü-
ros unterhält. In neun dieser Büros und 
bei fünf freien Trägern werden sowohl 
PSPB als auch andere Hilfen für Opfer 
von Straftaten, wie zum Beispiel Krisen-
intervention und Beratung, zur Verfü-
gung gestellt. Grundlage der Arbeit sind 

Prof. Dr. Klaus  
Riekenbrauk 

(emer.) 
HS Düsseldorf 

Fachbereich Sozial- 
& Kulturwisss. 

klaus.rieken-
brauk@hs-dues-

seldorf.de

Die Fachtagung wird sich mit den gesetzlichen Vorgaben 
der 3. Opferrechtsreform sowie mit den Erfahrungen jener 
Bundesländer befassen, die die Psychosoziale Prozessbeglei-
tung schon implementiert haben. Hinzu kommen Beiträge 
zu Gestaltung und Umsetzung des Anspruchs in der Praxis 
und zu neuen Erkenntnissen der Forschung hinsichtlich der 
Offenbarungsbereitschaft nach sexueller Gewalt in der Kind-

heit und der Belastung minderjähriger Geschädigter durch 
Strafverfahren.

Die Tagung findet vom 09.-10. Juni 2016 in Wiesbaden statt. 
Veranstalter: Kriminologische Zentralstelle (KrimZ) und der 
Verein RECHT WÜRDE HELFEN (RWH). Informationen unter 
www.krimz.de.

Psychosoziale Prozessbegleitung –
Gesetzlicher Anspruch,  inhaltliche Anforderungen, 

praktische Ansätze

Veranstaltungshinweis
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•	 Wie könnte die Organisation (Vernet-
zung?) einer einheitlichen Information 
der Betroffenen aussehen?

•	 Wie ließe sich die Organisation umset-
zen?

•	
Die Arbeitsgruppen waren sich einig, 
dass die Information über die Möglich-
keit eines Täter-Opfer-Ausgleichs glei-
chermaßen sachlich, bedarfsorientiert 
und nachhaltig gestaltet sein muss. Das 
heißt, dass die Geschädigten nicht nur 
unmittelbar im Anschluss an die Infor-
mation wissen, was ein TOA ist, sondern 
dass sie dieses Wissen bei Bedarf auch 
zu einem späteren Zeitpunkt abrufen 
und in ihre Entscheidungsfindung mit-
einbeziehen können. Die bloße Nennung 
der Möglichkeit eines TOA inmitten ei-
ner ‚Informationsflut‘ an Opferrechten 
(wie zum Beispiel über Schutzmaßnah-
men, Prozesskostenhilfe, Entschädigung, 
Dolmetscherleistungen, Beschwerdever-
fahren) wäre nicht erfolgversprechend. 
Von besonderer Relevanz ist daher das 
Alleinstellungsmerkmal der Information 
zum TOA. Ein weiteres wichtiges Ziel ist 
in einer möglichst kostengünstigen Um-
setzung der Informationspflicht zu sehen. 
Um Doppelstrukturen zu vermeiden und 
Synergieeffekte zu nutzen, sind nach Be-
darf bundes- und landesweite Kooperati-
onen verschiedener bereits vorhandener 
Institutionen anzustreben. In der Ausei-
nandersetzung mit Fragen nach der Um-
setzung der Informationspflicht sind also 
sowohl die Anforderungskriterien der 
Information, deren Zeitpunkt als auch 
deren Inhalt zu definieren. 

Folgende Kriterien sollte die Informati-
on an die Betroffenen erfüllen

Sie muss frühzeitig und schriftlich er-
folgen und allgemeinverständlich, kon-
kret und kurz sein. Ebenfalls sollte sie 
mehrsprachig vorliegen und neutrale 
Formulierungen (zum Beispiel ‚Betrof-
fene‘ anstelle von ‚Opfer‘) verwenden. 

§ 406l StPO

Befugnisse von Angehörigen und Erben 
von Verletzten 
»§ 406i Absatz 1 sowie die §§ 406j und 
406k gelten auch für Angehörige und 
Erben von Verletzten, soweit ihnen die 
entsprechenden Befugnisse zustehen.«

Die neue Informationspflicht über den 
Täter-Opfer-Ausgleich kann dement-
sprechend deutlich dazu beitragen, den 
Täter-Opfer-Ausgleich bekannter zu ma-
chen und die Vorteile der außergericht-
lichen Konfliktschlichtung darzustellen. 
Dazu gehört auch die Gestaltung von 
neuem Informationsmaterial in einfa-
chem Deutsch und in mehreren Spra-
chen. Das TOA-Servicebüro hat es sich 
daher zur Aufgabe gemacht, einen kon-
kreten Vorschlag zur praktischen Umset-
zung der Informationspflicht über den 
Täter-Opfer-Ausgleich (TOA) auszuarbei-
ten. 

»Wie und wann sollen Geschädigte in-
formiert werden?« 

Um diese Frage zu beantworten, veran-
staltete das TOA-Servicebüro am 24. Juni 
2015 einen bundesweiten Fachtag mit 22 
Praktikerinnen und Praktikern aus dem 
TOA, um gemeinsam erste Vorschläge zu 
erarbeiten, wie die Informationspflicht 
über den TOA sinnvoll umgesetzt wer-
den kann. Die Teilnehmenden setzten 
sich darin unter anderem mit folgenden 
Fragestellungen auseinander:

•	 Welche Anforderungskriterien sollte 
eine Information der Betroffenen über 
den TOA erfüllen?

•	 Wann und wie oft sollte die betroffene 
Person über den TOA informiert wer-
den?

•	 Wer sollte die betroffene Person über 
den TOA informieren?

Am 21. Dezember 2015 hat der Bun-
destag das Gesetz zur Stärkung der Op-
ferrechte im Strafverfahren (3. Opfer-
rechtsreformgesetz) beschlossen. Die 
Gesetzesänderung ist am 30. Dezember 
im Bundesgesetzblatt Jahrgang 2015 Teil 
I Nr. 55 veröffentlicht worden. Die dar-
in enthaltene neue Informationspflicht 
über die Möglichkeit, »eine Wiedergut-
machung im Wege eines Täter-Opfer-
Ausgleichs erreichen zu können«, ist 
damit nun in folgenden Paragraphen 
geregelt. 

§ 406i StPO

Unterrichtung des Verletzten über seine 
Befugnisse im Strafverfahren 
»(1) Verletzte sind möglichst frühzei-
tig, regelmäßig schriftlich und soweit 
möglich in einer für sie verständlichen 
Sprache über ihre aus den §§ 406d bis 
406h folgenden Befugnisse im Strafver-
fahren zu unterrichten und insbesondere 
auch auf Folgendes hinzuweisen: [...] 
5. Sie können nach Maßgabe des § 155a 
eine Wiedergutmachung im Wege eines 
Täter-Opfer-Ausgleichs erreichen. [...]«

§ 406k StPO

Weitere Informationen 
»(1) Die Informationen nach den §§ 406i 
und 406j sollen jeweils Angaben dazu 
enthalten, 
1. an welche Stellen sich die Verletzten 
wenden können, um die beschriebenen 
Möglichkeiten wahrzunehmen, und 
2. wer die beschriebenen Angebote 
gegebenenfalls erbringt. 
(2) Liegen die Voraussetzungen einer 
bestimmten Befugnis im Einzelfall offen-
sichtlich nicht vor, kann die betreffende 
Unterrichtung unterbleiben. Gegenüber 
Verletzten, die keine zustellungsfähige 
Anschrift angegeben haben, besteht 
keine schriftliche Hinweispflicht.«

»Wenn ich davon gewusst hätte,  
dann hätte ich das auch gemacht!«

Die neue Informationspflicht über den Täter-Opfer-Ausgleich  

bis zum 3. Juni im Hotel Sonnenhügel 
in Bad Kissingen stattfindet, unseren 
fertiggestellten Vorschlag präsentieren, 
der parallel den einzelnen Landesjus-
tizverwaltungen vorgelegt wird. Neben 
dem Vorschlag zur Informationspflicht 
wird auf dem 16. TOA-Forum auch die 
7. Auflage der TOA-Standards vorgestellt. 
Seit der Veröffentlichung der 6. Auflage 
sind inzwischen über sechs Jahre vergan-
gen, die infolge der neuen gesetzlichen 
Rahmenbedingungen oder auch durch 
die Ausweitung der TOA-Anwendung in 
der Praxis (zum Beispiel: TOA im Vollzug 
oder mit traumatisierten Konfliktbetei-
ligten) eine Überarbeitung notwendig 
machten. Wir haben großes Interesse an 
Rückmeldungen und Vorschlägen zu den 
bestehenden Vorhaben. Kontaktieren 
Sie uns und/oder besuchen Sie das 16. 
TOA-Forum, um mehr zu erfahren. 

sollte nicht isoliert von den Institutio-
nen behandelt werden, die sich bereits 
der Information und Beratung von Be-
troffenen widmen. Informationsinhalte 
können miteinander abgestimmt und 
vorhandene Ressourcen zielgerichtet 
genutzt werden. Beispielhaft zu nennen 
wären der Arbeitskreis der Opferhilfen 
(ado), das Bundesministerium für Jus-
tiz und Verbraucherschutz, die Landes-
arbeitsgemeinschaften (LAG) TOA, die 
Polizei, das Servicebüro für Täter-Opfer-
Ausgleich und Konfliktschlichtung, Ta-
tausgleich und Konsens e. V. sowie der 
Weiße Ring e. V.

Konkreter Vorschlag auf dem 16. TOA-
Forum in Bad Kissingen 

In den kommenden Wochen und Mona-
ten wird das TOA-Servicebüro den Vor-
schlag zum Umgang mit der Informati-
onspflicht über den TOA konkretisieren. 
Dazu gehören beispielsweise auch Emp-
fehlungen zur Gestaltung von Flyern und 
zur Onlinepräsenz. Ebenso soll auch die 
Organisation eines TOA-Servicetelefons 
beraten und Anschreiben für die Ge-
schäftsstellen der Staatsanwaltschaften 
formuliert werden. Im Juni 2016 werden 
wir auf dem 16. TOA-Forum, das vom 1. 

Um diesen Anforderungen gerecht zu 
werden, sind vor allem zwei Zeitpunkte 
relevant, an denen die Betroffenen von 
Straftaten über die Möglichkeit eines 
TOA unterrichtet werden können:

•	 Die erste Information über die Opfer-
rechte im Allgemeinen und über den 
TOA im Speziellen sollte beim Erstkon-
takt mit den zuständigen Polizeibe-
amt/innen stattfinden.

•	 Sobald die polizeilichen Ermittlungen 
abgeschlossen sind, könnte die zweite 
Information durch die Geschäftsstel-
len der Staatsanwaltschaften erfolgen.

•	
Die Mitteilung muss an den Zeitpunkt 
und Inhalt angepasst werden. Folgende 
Abschnitte sind hier zu unterscheiden: 

Einheitliche Erstinformation durch die 
Polizei:

•	 Beschreibung der Opferrechte inklu-
sive der Möglichkeit einer Wiedergut-
machung im Rahmen des TOA.

•	 Sachliche Information per Merkblatt 
über den TOA: Was ist das? Wo fin-
de ich Ansprechpartner/innen in der 
Nähe und wo erhalte ich weitere Infor-
mationen?

•	 Hinweis auf bundesweites TOA-Infote-
lefon, Website und Onlineberatung.

•	
Regional ausgerichtete Zweitinforma-
tion durch die Geschäftsstellen der 
Staatsanwaltschaften:

•	 Information über den aktuellen Stand 
der Ermittlungen und den weiteren 
Prozessverlauf;

•	 Hinweis auf allgemeine Opferrechte;
•	 Nennung der Kontaktdaten von zu-

ständigen TOA-Fachstellen;
•	 Hinweis auf bundesweites TOA-Ser-

vicetelefon, Onlineinformation und 
Onlineberatung.

•	
Frei zugängliche Informationen:

•	 TOA-Servicetelefon;
•	 Onlinepräsenz(en);
•	 Onlineberatung.
•	
Netzwerke schaffen und Synergien nutzen 

Die Umsetzung der neuen Informations-
pflicht über die Rechte von Geschädigten 

Christoph Willms 
cw@toa-service-

buero.de 
www.toa-service-

büro.de 

Noch stärker als in der Vergangenheit wird in dem diesjährigen Forum 
der Blick über den Tellerrand gewagt und auch zu anderen Fachgebieten 
und Lebensbereichen referiert. Schlagworte sind z. B. Shared Space, 
partizipative Technologien, Sozialraumorientierung oder die Forderung 
nach dem bedingungslosen Grundeinkommen. In all diesen Themen, 
die auf den ersten Blick nicht allzu viel mit der Mediation in Strafsachen 
zu tun haben, steckt viel Potenzial für die Weiterentwicklung der 
deutschen Restorative Justice-Praxis. Aber ein TOA-Forum wäre kein 
TOA-Forum, wenn nicht auch Plenarvorträge und Arbeitsgruppen zu 
aktuellen Themen rund um den Täter-Opfer-Ausgleich und Restorative 
Justice im Zentrum der Veranstaltung stehen würden. Daher wird an den 
drei Tagen auch genügend Zeit und Raum vorhanden sein, um sich mit 
neuen wissenschaftlichen Erkenntnissen, den Themen mediativer und 
juristischer Praxis, Inputs aus der Opferhilfe oder der Qualitätssicherung 
im TOA auseinanderzusetzen.

Weitere Informationen zum 16. TOA-Forum sind auf  
http://www.toa-servicebuero.de/toa-forum zu finden.

Fortschritt braucht (Frei-)Räume 
16. Forum für Täter-Opfer-Ausgleich
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neuen Möglichkeiten zeigt. 

Ähnlich problematisch ist der ganz ande-
re Fall aus Deutschland: der Mord an Ge-
rold von Braunmühl durch die RAF. Einen 
Monat nach der Tat richtete sich die Fa-
milie des Getöteten mit einem offenen 
Schreiben an die Mörder - auch in der 
Absicht, einen Dialog mit der RAF zu ini-
tiieren, um Antworten auf die Tat zu er-
halten. Auf dieses Kontaktgesuch erhiel-
ten sie keine Antwort von der RAF. Auch 
der Staat bot damals - in der verständ-
lichen Wutreaktion der Öffentlichkeit 
auf die RAF-Taten und im unaufhaltsa-
men Automatismus der institutionellen 
Strafverfolger - keinerlei Unterstützung 
bei einem Vermittlungsgesuch. Auf dem 
florierenden Markt der öffentlichen Mei-
nung radikalisiert regelmäßig die Boule-
vard-Presse die Situation, sodass noch 
später ernst gemeinte Versuche eines 
RAF-Täters, gegenüber Hinterbliebenen 
für seine Tat Verantwortung zu überneh-
men, verhindert wurden, wie der Film 
zeigen kann. 

des Films wurde BEYOND PUNISHMENT 
in etlichen Sondervorführungen vor In-
haftierten in Justizvollzugsanstalten im 
gesamten Bundesgebiet gezeigt und vor 
Ort mit Experten (z. B. des TOA) oder ge-
fängnisinternen Ansprechpartnern (zu-
meist Seelsorge oder Therapie) bespro-
chen. Der Film ist aber auch gefragt für 
Weiterbildungen und bei Fachtagungen.

BEYOND PUNISHMENT veranschaulicht, 
wie notwendig eine frühe und verläss-
liche Unterstützung für die  Kommuni-
kation beider Seiten ist, also für Tat-
verantwortliche und Tatbetroffene. Im 
norwegischen Fall, in der Geschichte von 
Erik und Stiva zeigt sich, dass das Aus-
bleiben dieser Unterstützung, selbst in 
einem so entwickelten Land wie Norwe-
gen, schwerwiegende Folgen hat: jahre-
lange ungeklärte Verhältnisse im realen 
Leben jenseits des  Strafvollzugs. Ohne 
mediatorisch unterstützte Verabredun-
gen über die Zukunft kann auch die be-
troffene Gesellschaft mit Opfern und Tä-
tern nur schwer umgehen; beide Seiten 
sind eine Last für die Gemeinschaft, für 
die eigenen Familien und psychisch auch 
für sich selbst. Der Film beobachtet die-

Das Paradigma der Strafe gehört zu den 
Grundbausteinen unseres Staates, un-
serer Kultur, unserer Geschichte und 
unserer Erziehung,  aber wir wissen 
heute,  besonders bei Gewaltdelikten 
erfüllt die Strafe keine der in sie gesetz-
ten Erwartungen hinreichend, welche 
Form der Strafe man auch wählt. Tatbe-
troffene, Tatverantwortliche und auch 
die beteiligte Gesellschaft finden durch 
die Strafe meist keinen Frieden und 
keine Zukunftsperspektive. Was könnte 
also jenseits der Strafe geschehen? 

Mit dieser Frage nahm der Dokumentar-
film BEYOND PUNISHMENT seinen Aus-
gang und begab sich auf unbekanntes 
Terrain: Fünf Jahre lang begleitete  der 
Film drei Männer, die getötet haben, und 
drei Familien, die jemanden verloren 
haben. Das ergibt in der üblichen Vor-
stellung von Schuld und Strafe drei, die 
bestraft werden, und drei, die vergessen 
sollen. Was unvorstellbar erscheint - der 

Versuch einer Auseinandersetzung - wird 
in  BEYOND PUNISHMENT gewagt. Der 
Film beobachtet dreimal das Neue: Sei-
nem Feind zu begegnen - in Gedanken, 
in Botschaften, vielleicht sogar im realen 
Leben. 

Der Film zeigt an seinen drei Geschichten, 
die sich in den Strafkulturen Norwegen, 
Deutschland und USA ereignen, konkret 
Aspekte der Täter-Opfer-Problematik auf. 
Damit eignet sich der Film ganz beson-
ders gut auch als Grundlage für die Arbeit 
der Mediation. Seit der Veröffentlichung 

Die Auseinandersetzung von Tatbetroffenen und  
Tatverantwortlichen – Chance und Herausforderung

Hubertus Siegert über seinen Film  
BEYOND PUNISHMENT

Regisseur Hubertus Siegert	 Foto: Mathias Bothor

»Das Ausbleiben von 
Unterstützung hat 
schwerwiegende  
Folgen für beide  

Seiten«

BEYOND PUNISHMENT: Sondervorfüh-
rungen sind weiterhin möglich. 

BEYOND PUNISHMENT 
Dokumentarfilm, 98 Min. 

Deutschland 2015 
Deutsch und Englisch mit Untertiteln 

S.U.M.O. Film 
+49 (0)30 285 99 29 8  

office@sumofilm.de 
www.beyondpunishment.de

Justizsystem verlagert, um individuellen 
Vergeltungswünschen gegen die Tatver-
antwortlichen vorzubeugen und in der 
Hoffnung, die Delinquenten im Justizsys-
tem für die Zukunft gesetzestreu zu ma-
chen, um durch Therapie, Erziehung, 
Ausbildung oder härtere Disziplin neuen 
Straftaten vorzubeugen. Wie könnte der 
Konflikt den Beteiligten wieder in un-
terstützter Weise zur Verfügung gestellt 
werden?

Freiheit ist das, was du aus dem machst, 
was dir angetan wurde. Dieser Wahl-
spruch des Films stellt vielleicht eine 
Art paradigmatischen Sprung dar. Den 
Sprung haben die Protagonisten in BEY-
OND PUNISHMENT gewagt - in der Hoff-
nung, das Geschehene durch eine  An-
näherung an die Gegenseite besser 
bewältigen zu können. Vergebung droht 
ein zu hoher Anspruch zu werden. Ist 
Vergebung Verrat oder Erlösung? Die 
Systeme, in denen diese  Annäherungs-
versuche unternommen werden, variie-
ren stark voneinander, liefern aber alle-
samt Vorlagen für die Weiterentwicklung 
der Mediation in Deutschland. So könnte 
sich hier auch die Straffälligenhilfe ein-
setzen in Richtung der genannten  zwei 
Punkte: direkte Täter-Opfer-Ausgleich-
Auseinandersetzung sowie stellvertre-
tende Gesprächskreise in Gefängnissen.

Neben der Auseinandersetzung zwi-
schen Täter- und Opferseite gibt es noch 
ein anderes Vermittlungsangebot für 
praktisches Handeln, das der Film an-
hand einer amerikanischen Geschichte 
aufgezeigt. Im Gefängnis von Wisconsin, 
wo ein Gesprächskreis über Stellvertre-
ter sowohl Betroffenen von Gewaltver-
brechen als auch Tatverantwortlichen 
die Möglichkeit zur Weiterentwicklung 
gibt. Selbst  Hinterbliebene eines Mor-
des, wo mangels Täter keine Opfer-Täter-
Auseinandersetzung möglich ist, gewin-
nen hier neue Chancen. Dies ist ein sehr 

kostbares Dokument für die Weiterent-
wicklung des Strafvollzugs: Weg vom 
Strafübel hin zu einer Prävention, die das 
Wort  verdient, weil sie den geheimen 
verborgenen Vergeltungswunsch in der 
Bestrafung beginnt zu umgehen. 

Der norwegische Kriminologe Nils Chris-
tie sprach 1977 von einer »Enteignung 
des Konflikts«: Der Konflikt wird  von 
den Beteiligten weg in das staatliche 

Tatbetroffene (Szenenbild aus Beyond Punishment)	

»Vergebung droht ein 
zu hoher Anspruch zu 

werden«
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aus Verhältnissen, in denen sie selbst 
auch schon zum Opfer wurden. Dies ist 
beispielsweise der Fall, wenn sie aus ei-
ner von Gewalt geprägten Familie kom-
men. Ich spreche diese Art Rollendiffusi-
on bereits in den Vorgesprächen an und 
wir vertiefen das Thema auch während 
des Kurses. Aber mir ist im Programm 
besonders wichtig, dass es um die vorlie-
gende Straftat und nicht um irgendwel-
che kompletten Lebensgeschichten geht. 
Ich möchte vermeiden, dass es nachher 
bei den Opfern so rüberkommt, dass 
die schlechten Bedingungen des Täters 
maßgeblich für seine Tat sind. Dass die 
auch eine Rolle spielen, ist klar. Das kann 
und soll natürlich auch angesprochen 
werden. Aber es geht darum, Verantwor-
tung für seine Tat zu übernehmen und 
das auch zu kommunizieren. 

Welche Themen kommen noch in dem 
Kurs zur Sprache?

Beim zweiten Treffen sprechen wir über 
Schuld und Reue und beim dritten Mal 
um Vergebung. Beim vierten Treffen 
steht die Wiedergutmachung im Fokus. 
Wir überlegen dann beim fünften Treffen 
nochmal inhaltlich ganz präzise, wie den 
Opfern geholfen werden kann. Das letzte 
Treffen endet dann mit einer Abschluss-
feier, zu der auch Gäste eingeladen sind.

Eine Abschlussfeier? 

Ja genau! Unter anderem lade ich dazu 
auch die Polizei und die Vertreter, die 
mit Opfern oder Tätern arbeiten ein. 
Ebenfalls darf jeder Teilnehmer Freunde, 
Bekannte und seine Familie einladen. Es 
findet ein feierliches Programm mit ei-
nem anschließenden gemeinsamen Es-
sen statt. Bei dem offiziellen Teil berich-
tet auch jeder von seinen Erfahrungen 
aus dem OTG und erhält eine Urkunde. 
Hier wird die Gesellschaft also ein Stück 
weit mit in das Geschehen einbezogen. 

Was bewegt einen Menschen, eine Straf-
tat zu begehen? Was fühlen Opfer? Wie 
kann man die Folgen einer Straftat ver-
arbeiten? Ist eine Wiedergutmachung 
möglich? Mit all diesen Fragen beschäf-
tigt sich der Kurs »Opfer und Täter im 
Gespräch (OTG)« im Seehaus Leonberg. 
Das OTG ist aus der Idee einer Restorati-
ve Justice entstanden. Irmela Abrell, Pro-
jektleiterin, erläutert die Idee und den 
Ablauf des OTG im Interview:

Können Sie die Idee des OTG in ein paar 
Worten zusammenfassen? 

Ja gerne! Die Idee ist vor allem, dass Per-
sonen, die Täter oder Opfer geworden 
sind, miteinander ins Gespräch kommen 
und sich austauschen. Meistens sind das 
acht Personen, also vier Täter und vier 
Opfer. Es handelt sich hierbei um Opfer 
und Täter, die bisher nichts miteinander 
zu tun hatten. Es besteht also kein unmit-
telbarer Bezug hinsichtlich der Tat. Aller-
dings schaue ich, dass die Täter ähnliche 
Delikte verübt haben, wie sie an den Op-
fern begangen wurden. Die Abende glie-
dern sich immer in zwei Teile. Im ersten 
Teil geben wir, das bin ich als Mediatorin 
und eine weitere Mitarbeiterin, einen 
Input zu einem bestimmten Thema, das 
dann in der Gruppe bearbeitet wird. Im 

zweiten Teil schildern dann immer zwei 
Personen ihre Geschichte, jeweils ein 
Täter und ein Opfer. Da muss natürlich 
jeder für sich entscheiden, wie viel man 
erzählen möchte und welche Gefühle 
man zulassen und zeigen will. 

Was sind das für Themen, die in der 
Gruppe bearbeitet werden? 

Zunächst geht es darum, wie man einen 
Täter und ein Opfer definiert. Was ist 

ein Opfer, was ist ein Täter? Dabei sollen 
sich die Teilnehmer mit der biblischen 
Geschichte des Zöllners Zachäus ausein-
andersetzen und überlegen, was er war: 
Opfer, Täter oder beides zugleich? Hier 
geht es darum, eine gemeinsame Defini-
tion zu erarbeiten. 

Das ist ja auch bei den Teilnehmern 
bestimmt nicht immer eindeutig. Täter 
und Opfer sein hat ja auch eine zeitliche 
Komponente, oder?  

Ja, das ist richtig. Im Zeitverlauf und auf 
die Lebensgeschichte bezogen ist es ge-
wiss nicht immer ganz eindeutig. Auch 
Opfer, die bei uns sitzen, haben in ihren 
Jugendjahren vielleicht schon einmal 
Mist gebaut oder die Teilnehmer, die 
jetzt als Täter im OTG sitzen, kommen 

Der Kurs »Opfer-Täter im Gespräch (OTG)« im Seehaus Leonberg
»Ich sehe dich hier sitzen und du siehst gar nicht so 

aus, als könntest du so etwas machen.« 
Interview mit der Projektleiterin Irmela Abrell

Irmela Abrell	 Autorenfoto

ich, dass da doch ein Umdenken pas-
sieren muss! Heilung entsteht doch vor 
allem dort, wo man miteinander spricht 
und Dinge auch abschließen kann. Aber 
man kann schwer abschließen, wenn 
man der Person, die daran beteiligt war 
nie wieder begegnet. Die ausgelösten 
Gefühle werden einfach unterdrückt 
und nicht verarbeitet. 

Und da könnte das OTG helfen? 

Ja, ich glaube, wir hätten einen Riesen-
nutzen, wenn Täter und Opfer zusam-

menkommen würden, egal, ob es 
im OTG wäre oder gleich im direk-
ten TOA. Aber ich denke, der Nut-
zen ist noch nicht wirklich erkannt 
worden. Hier muss sich die Praxis 
verändern und man müsste sol-
che Formen der Wiedergutma-
chung viel intensiver auch in die 
Ausbildung von Polizisten und 
Juristen integrieren. Wenn die 
das wüssten und den Nutzen 
erkennen würden, dann wäre 
uns wahrscheinlich schon sehr 
geholfen. 

Von welchen positiven Erfah-
rungen berichten denn die 
Teilnehmer?

Also gerade bei den Opfern ist das 
sehr anschaulich. Bei vielen unserer 
Opfer kam es beispielsweise nie zu 

einer Verhandlung. Das heißt, sie hatten 
nie die Möglichkeit, mit irgendjeman-
dem noch mal ins Gespräch zu kommen. 
Es kam vielleicht die Polizei und dann 
war die Sache erst mal erledigt. Bei ei-
ner Frau wurde beispielsweise das Auto 
aufgebrochen und die Handtasche mit 
Geldbeutel und Hausschlüssel geklaut. 
Die Polizisten sind dann mit ihr zum Haus 
gefahren, weil die Täter ja nun Adresse 
und Haustürschlüssel hatten und schon 
in der Wohnung hätten sein können. 
Die sind dann mit gezogener Waffe in 
das Haus rein. Und das hat die Frau na-
türlich total unter Schock gesetzt. Auch 
wenn dann niemand im Haus war. Das 
Monster eines gefährlichen Straftäters 
war danach irgendwie mit in das Haus 
eingezogen und die Angst blieb, obwohl 
die Schlösser ausgetauscht wurden.

Wie bereiten Sie die Treffen vor? 

Ich führe mit allen Teilnehmern ausführ-
liche Vorstellungsgespräche und überle-
ge, wer zu wem passt. Wer könnte mit 
wem gut ins Gespräch kommen, wie 
passt das vom Charakter und von der 
Straftat her? Diese Personen setze ich 
dann nebeneinander. Das bedeutet, dass 
sie dann den gesamten Kurs als Team be-
streiten und beispielsweise in der Klein-
gruppenarbeit zusammenarbeiten. 

Die Täter nehmen in der Regel im Vorfeld 
an einem Opfer-Empathietraining teil 
und müssen sich bei Interesse schriftlich 
auf das Programm 
bewerben.

Wie sehen Sie das 
Verhältnis zwischen 
OTG und Täter-Op-
fer Ausgleich (TOA)? 

Ich sehe das OTG  
als die allerbeste 
Vorbereitung auf 
einen Täter-Opfer-
Ausgleich an. Das 
OTG hat bei uns 
alle Täter moti-
viert, anschlie-
ßend einen TOA 
anzustreben, die 
sonst wahrscheinlich 
einfach nicht auf die Idee gekommen 
wären. Und auch die Opfer haben alle 
gesagt, sie könnten jetzt ihren Tätern 
besser gegenübertreten. Von dem her 
denke ich, dass es ein ideales Angebot 
auch zur Vorbereitung für einen TOA ist. 
Ängste und Vorurteile können von bei-
den, Opfern und Tätern, abgebaut oder 
sogar ganz genommen werden.

Warum kann man sich eher auf ein OTG 
einlassen? 

Alle 18 Täter und 14 Opfer, die bislang  
teilgenommen haben, sind mit großen 
Ängsten gekommen, obwohl sie wuss-
ten, dass sie nicht auf ihre eigenen Opfer 
beziehungsweise Täter treffen. Alle hat-
ten zunächst Angst vor einer Begegnung. 
Die Täter, weil die Opfer vielleicht Schlim-
mes über sie denken und die Opfer, weil 
sie grausige Bilder von schlimmen Tätern 

im Kopf haben. Und eben diese Angst 
konnte allen genommen werden. 

Gibt es denn die Möglichkeit, anschlie-
ßend einen TOA zu machen? 

Ich bin seit  einiger Zeit ausgebildete Me-
diatorin in Strafsachen und biete auch 
den Täter-Opfer-Ausgleich im Seehaus 
Leonberg an. Bisher scheiterten die An-
fragen durch die Täter allerdings daran, 
dass sich die Opfer nicht zurückmelde-
ten oder (noch) nicht bereit waren. Das 
ist schon sehr schade, weil die Täter ja 
den Wunsch nach Wiedergutma-
chung 

haben. Wenn dann nichts 
zurückkommt, ist das natürlich schade, 
aber andererseits auch vor dem gesell-
schaftlichen Hintergrund verständlich. 

Wie meinen Sie das mit dem gesell-
schaftlichen Hintergrund? 

Ich finde, es ist ein gesamtgesellschaftli-
ches Phänomen, dass man Streit schnell 
aus dem Weg geht. Man ist gar nicht 
mehr in der Lage, miteinander Dinge 
persönlich zu klären. Vieles hat sich auf 
den Staat und die Strafverfolgung verla-
gert. Ja, der Umgang mit Strafe, Wieder-
gutmachung und Versöhnung ist meiner 
Ansicht nach wirklich ein Thema, bei 
dem etwas passieren muss. 

Immer wieder höre ich von Opferan-
wälten, die mir sagen, dass sie ihr Opfer 
schützen müssen und es daher nicht mit 
dem Täter sprechen soll. Und da denke 
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selbst eine Opferberatungsstelle und 
unser Kontakt zum Weißen Ring ist sehr 
gut geworden. So gibt es genügend Men-
schen, die Interesse haben, daran teilzu-
nehmen.

Kann so ein OTG eigentlich auch in regu-
lären Haftanstalten erfolgen? 

Ja, das wäre definitiv ein weiterer Schritt. 
Wir würden das Projekt gerne auch in 
Haftanstalten anbieten und sind hier in 
Gesprächen. 

Das Interview führte  
Eva-Verena Kerwien.

Die Täter sind ja Personen, die im See-
haus Leonberg untergebracht sind. Aber 
wie kommen Sie überhaupt an die Ge-
schädigten?

Anfangs ging das über Mund-zu-Mund-
Propaganda und mit unseren Flyern. 
Auch mit anderen Opferberatungsstellen 
hat es sich dann langsam entwickelt. Zu 
Beginn war das sehr schwierig, weil dort 
auch der Gedanke überwog, dass man 
die Opfer schützen muss, indem man sie 
von Tätern fernhält. Und dieser Gedan-
ke ist meines Erachtens falsch. Natürlich 
nicht immer, aber oft. Nun haben wir 

Und wie ging es in dem Fall weiter? 

Die Täter wurden nie gestellt, aber die 
Frau hat dann drei oder vier Monate 
nach der Tat am OTG teilgenommen. Es 
war für sie sehr heilsam, denn sie saß mit 
jemanden zusammen, der in der Vergan-
genheit genau solche Taten verübt hatte 
und der ihr sagen konnte, dass er es da-
mals bei seinen Autoaufbrüchen immer 
nur auf das Geld in den Handtaschen 
abgesehen hatte und alles weitere meis-
tens direkt in den nächsten Busch flog. 
Allein das mal zu hören, hat sie schon 
wahnsinnig erleichtert. 

Ich habe mich für das Opfer-Täter-
Gespräch beworben, weil ich gemerkt 
habe, dass ich verstehen und wissen 
wollte, wie sich Menschen fühlen, die 
Opfer einer Straftat wurden und wel-
che Folgen es für sie hatte. Ich habe ja 
selbst einen Einbruch und Diebstahl 
begangen und hatte demnach vor dem 
ersten Treffen große Bedenken. Ich hat-
te Angst, dass die Teilnehmer auf mich 
herabschauen, man mir nicht höflich be-
gegnet und vielleicht sogar Hassgefühle 
zeigt. Natürlich war dann beim ersten 

Treffen schon ein bisschen Spannung in 
der Luft, aber die Leute, die teilgenom-
men haben, waren wirklich sehr nett und 
sind auch auf einen zugekommen. Man 
ist bei diesem Treffen dann miteinander 
ins Gespräch gekommen und ich habe 
gemerkt, dass auch meine eigenen Vor-
urteile gar nicht stimmen. Mir war auch 
vorher gar nicht bewusst gewesen, was 
man durch Straftaten alles anrichtet und 
welche Folgen das noch ein Leben lang 
für die Opfer haben kann. Und ich glau-
be, dass auch die Opfer mehr Verständ-

nis für den Täter und die Hintergründe 
bekommen. Man kann das, was man 
auf dem Herzen hatte, mal rauslassen 
und das Opfer erfährt auch etwas über 
die Hintergründe der Tat. Das ist einfach 
befreiend, sich mal aussprechen zu kön-
nen. Ich habe daher nach dem OTG auch 
einen Brief an die Person geschrieben, 
die ich geschädigt habe. Ich wollte mich 
bei meinem Opfer einfach entschuldigen 
und habe eine Wiedergutmachung und 
einen Täter-Opfer-Ausgleich angeboten 
und Wiedergutmachungsvorschläge in 
dem Brief aufgeführt. Leider habe ich 
aber dazu noch keine Rückmeldung be-
kommen. Dennoch bin ich durch dieses 
Projekt echt gewachsen. Mir hat das OTG 
viel gebracht. Ich habe jetzt eine andere 
Einstellung zu Straftaten, weil ich weiß, 
was die Opfer durchmachen müssen. Ja, 
ich denke, dass es mich weiterhin von 
Straftaten abhält.

Warum ich beim Täter- 
Opfer-Gespräch  
mitgemacht habe….
Erfahrungsbericht eines Teilnehmers auf der  
Täter-Seite 

Unsere Geschichte ist schon 20 Jahre her 
und es geht eigentlich nicht um mich, 
sondern vielmehr um unsere älteste 
Tochter. Sie war damals bei dem Ein-
bruch vier Jahre alt und leidet noch heu-
te darunter. Leider wollte sie selbst noch 
nicht an einem Opfer-Täter-Gespräch 

(OTG) teilnehmen, obwohl ich denke, 
dass es für sie eigentlich das Richtige 
wäre. Bislang möchte sie dies aber nicht, 
daher habe ich das OTG gewissermaßen 
auch für sie gemacht. Die Auswirkungen 
sind ja für unsere ganze Familie zu spü-
ren gewesen. 

Wir hatten damals zwei Wohnungs-
einbrüche in einem Jahr bei uns.  
Als wir beim ersten Mal nach Hause ka-
men und die Türe aufgemacht haben 
wussten wir anfangs gar nicht, was pas-
siert war. Beim Blick auf das Chaos wurde 
uns dann klar, dass jemand im Haus war 
und unsere Sachen durchgewühlt hat. 
Da bin ich so erschrocken. Ich habe mei-
nen Mann am Arm gepackt und ihm ge-
sagt, dass wir sofort das Haus verlassen 
müssen. Ich denke, das hat auch meiner 
Tochter einen wahnsinnigen Schrecken 
eingejagt. Ich hatte sie damals auf dem 
Arm und habe meinen eigenen Schock 

Nach dem Einbruch war alles  
anders …  
Erfahrungsbericht einer Teilnehmerin auf der  
Opfer-Seite 

Einbrüchen noch nicht vorstellen kön-
nen. Da brauchte ich meine Zeit, weil ich 
so wütend und verletzt war, aber jetzt 
könnte ich mir so etwas wie einen Täter-
Opfer-Ausgleich definitiv vorstellen und 
würde es auch gerne machen. Ich weiß 
aber gar nicht, wo der damalige Täter 
heute ist. Das ist ja nun auch schon eine 
lange Zeit her. Ich habe auch damals nie 
erfahren, ob er überhaupt geschnappt 
wurde. Man bekommt ja seitens der 
Polizei gar kein Feedback. Da fragte da-
mals auch niemand, wie es einem geht 
oder ob man Hilfe braucht. So richtig als 
Opfer gesehen habe ich mich dadurch 
auch irgendwie nicht. Ich kam auch gar 
nicht auf die Idee mir bei einer Opferbe-
ratungsstellen Hilfe zu holen. Wenn ich 
an Opfer denke, dann denke ich auch 
immer an körperliche Gewalt. An jeman-
den, der dann im Rollstuhl sitzt oder fast 
gestorben wäre oder so. Die psychischen 
Auswirkungen habe ich überhaupt nie 
mitbedacht. Dabei sind das so enorme 
Auswirkungen. Auch heute ist es noch 
so, dass wir als Familie schon sehr wach-
sam sind und unsere Vorkehrungen tref-
fen. Mittags um zwei machen wir manch-
mal schon die Lichter an, dass man sieht 
dass jemand zu Hause ist. Aber das OTG 
hat mir viel gebracht und ich würde es 
allen Opfern raten. Das kann einem nur 
Vorteile bringen. 

Kopf. Beim der ersten OTG Sitzung war 
ich erstmal sehr zurückhaltend. Wir 
begannen das Treffen mit einem Ken-
nenlernspiel und einer biblischen Ge-
schichte. Von Mal zu Mal und je mehr 
man voneinander wusste, wurde man 
vertrauter und auch offener zueinan-
der. Es war für mich sehr befreiend, dass 
man sich dort all den Schmerz auch mal 
von der Seele reden konnte. Irgendwie 
habe ich danach richtig Frieden im Her-
zen bekommen, denn ich konnte den 
Tätern vergeben. Auch das Feedback 
von den Jugendlichen tat mir gut. Die 
sind auf mich zugekommen und haben 
sich vor mir eingestanden, dass ihnen 
gar nicht bewusst war, was sie mit ihren 
Taten anrichten.   So nach dem Motto: 
»Wir dachten, wir holen da ein bisschen 
Schmuck oder ein paar Wertgegenstän-
de oder Geld und es tut denen ja auch 
nicht weh. Die haben ja genug davon.« 
Anschließend wussten Sie, dass zwar 
Wertgegenstände leicht ausgetauscht 
werden können, aber es viel schwieriger 
ist die Seele in einem Menschen wieder 
zu reparieren. 

Nach dem OTG könnte ich mir nun so-
gar vorstellen meinem damaligen Täter 
von Gesicht zu Gesicht zu begegnen. 
So etwas hätte ich mir direkt nach den 

direkt auf sie übertragen. Seit dieser Zeit 
bleibt sie über Nacht nicht mehr alleine 
zu Hause. Dabei ist sie jetzt mittlerweile 
25 Jahre alt. Seit dem Einbruch ist ihr die 
Angst geblieben und sie ist auch in ih-
rem ganzen Charakter ziemlich ängstlich 
geworden. Vor allem, wenn sie abends 
ausgeht, dann merkt man das. Da hat 
sie ganz arg Angst. Das belastet mich 
und auch Sie. Ich habe daher unsere Ge-
schichte beim OTG erzählt und ich habe 
den Eindruck, dass es wirklich gut für 
mich war. Es war sowohl für mich gut als 
auch für die Jungs im Seehaus Leonberg. 
Ich habe dort hilfreiche Antworten für 
mich erhalten, die mir auch geholfen ha-
ben die Sache zu bewältigen. Vielleicht 
ist meine Tochter auch irgendwann ein-
mal bereit dazu. 

Auch ich hatte am Anfang große Beden-
ken. Ich wusste nicht, ob ich dort ernst 
genommen werde. Ich fragte mich, ob 
überhaupt jemand dort meine Geschich-
te hören will? Ob mich die Täter verste-
hen können? All das hatte ich vorab im 

Neuerscheinung: Schriftenreihe des  
Strafvollzugsarchivs 

Der erste Band der Schriftenreihe 
des Strafvollzugsarchivs befasst sich 
nicht mit dem Strafvollzug, sondern 
mit ambulanten Sanktionen. Die Ver-
fasserinnen und Verfasser begrün-
den dies bereits im Vorwort damit, 
dass eine wahrhaft humanistische 
Haltung zum Strafvollzug in Gefäng-
nissen ihren besten Ausdruck im 
Wunsch nach dessen Abschaffung 
findet. Das Buch »Vergleichsweise 
menschlich? Ambulante Alternati-

ven zum Strafvollzug aus europäischer Perspektive« nimmt 
daher die ambulanten Sanktionen kritisch unter die Lupe und 
beleuchtet deren Eingriffscharakter, die Perspektive der Be-
troffenen und die Erweiterung des Netzes sozialer Kontrolle. 

Das Buch beinhaltet unter anderem folgende Kapitel: 

•	 Ambulante Sanktionen im Vergleich zwischen europäischen 
Ländern

•	 Ambulante Sanktionen im Vergleich der empirischen Evalu-
ationsforschung

•	 Ambulante Sanktionen und das Problem des Net-Widening
•	 Ambulante Sanktionen: Resozialisation und Zivilgesellschaft
•	 Ambulante Sanktionen: Ansichten aus den Projektländern 

und einige bemerkenswerte Praxen

Christine Graebsch/Sven-Uwe Burkhardt:  
Vergleichsweise menschlich? Ambulante Alternativen zum 
Strafvollzug aus europäischer Perspektive.  
Berlin: Springer 2016, 144 Seiten 
€ 49,99 (Schriftenreihe des Strafvollzugsarchivs Nr. 1)

Interessierte können das Buch auch kostenlos unter folgen-
dem Link herunterladen:  
http://link.springer.com/book/10.1007%
2F978-3-658-08965-8

»Der seelische Schaden 
wiegt schwerer als  
der materielle«
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Frage: Um was geht es in Ihrem Buch 
»Die Schwere der Schuld – Ein Gefäng-
nisdirektor erzählt«?

Galli: Die Erzählungen in dem Buch han-
deln davon, wie Menschen zu Straftätern 
geworden sind, welche Straftaten sie 
begangen haben, wie sie in der Haft le-
ben und wie der Staat mit der Institution 
»Gefängnis« versucht, auf sie einzuwir-
ken, um künftige Straftaten zu reduzie-
ren und Schuld zu vergelten.

Was wollen Sie mit dem Buch erreichen, 
und wen wollen Sie damit vor allem an-
sprechen?

Es ist kein richtiggehendes Fachbuch, 
schon gar kein juristisches Fachbuch. In 
erster Linie soll es interessant und span-
nend sein. Die Welt hinter Gittern ist ja 
eine sehr besondere Welt, gerade wenn 
Sie an Hochsicherheitsanstalten wie die 
JVA Straubing denken, in denen hunder-
te von Menschen über Jahrzehnte auf 
engstem Raum eingesperrt sind. Und 
natürlich habe ich in 15 Jahren Strafvoll-
zug viel mitbekommen, wie zum Beispiel 
einen Mord in der Russenmafia, und 
viele Gefangene, die zum Teil schlimms-
te Straftaten begangen haben, intensiv 
kennen gelernt. Einige Persönlichkeiten, 
Schicksale und Vorkommnisse haben 
mich besonders berührt und werden in 
dem Buch verarbeitet. Auf einer tiefe-
ren Ebene soll das Buch aber auch zum 
Nachdenken anregen. Ist es wirklich 
sinnvoll, Menschen zur Strafe einzusper-
ren? Was erreichen wir damit? Soll das 
noch zeitgemäß sein? Wollen wir ernst-
haft behaupten, jemanden in die Gesell-
schaft integrieren zu können, indem wir 
ihn Jahre oder Jahrzehnte wegsperren? 
Ist es wirklich angemessen, von Schuld 
zu sprechen, wenn jemand, der von 
frühester Kindheit an mit Problemen zu 
kämpfen hatte, von denen die Mehrheit 
unserer Gesellschaft verschont bleibt, ir-
gendwann selbst auf die »schiefe Bahn« 
gerät und straffällig wird? 

Wie stehen Sie persönlich zu diesen Fra-
gen?

Meine ganz persönliche und sozusagen 
private Meinung ist, dass das Gefängnis 
in seiner jetzigen Form und Ausgestal-
tung ein überholtes Prinzip ist. Letztlich 
soll das Buch auch zeigen, dass die Vor-
stellungen, die Öffentlichkeit und Medi-
en von der Institution »Gefängnis« und 
ihren Möglichkeiten haben, vielfach un-
realistisch sind. Die Erwartungen, die an 
den Strafvollzug in seiner jetzigen Form 

geknüpft sind, werden faktisch nicht nur 
nicht erfüllt, sondern sind überhaupt 
nicht erfüllbar. Selbstverständlich war 
und ist das Gefängnis ein erheblicher 

Fortschritt gegenüber Blutrache, Todes-
strafe und anderen Dingen, die es ja in 
manchen Teilen der Welt leider immer 
noch gibt, aber nach inzwischen einigen 

Jahrzehnten Erfahrung mit dem rechts-
staatlichen Strafvollzug sind die (ver-
gleichsweise wenigen) Erkenntnisse, die 
man über den Beitrag des Strafvollzuges 
in Gefängnissen zur Reduzierung von Kri-
minalität gewonnen hat, doch mehr als 
ernüchternd. Und wenn man dann sieht, 
welchen Schaden der Freiheitsentzug bei 
vielen Gefangenen anrichtet, und man 
mitbekommt, wie zum Beispiel inhaftier-
te Väter von ihren kleinen Kindern weni-
ge Stunden im Monat, zum Teil nur hin-
ter der Trennscheibe, besucht werden 
dürfen und man dabei genau weiß, dass 
diese Kinder weit häufiger als der Durch-
schnitt irgendwann selbst im Knast lan-
den werden, dann fragt man sich schon: 
Gibt es in unserer aufgeklärten Moderne 
keine sinnvolleren und humaneren Mög-
lichkeiten der staatlichen Intervention? 
Der Strafvollzug kostet zudem jedes Jahr 
viele Milliarden Euro, auch das darf nicht 
vergessen werden. Die sozialen Folge-
kosten, die mit alternativen staatlichen 
Interventionen wohl reduziert werden 
könnten, sind da noch gar nicht einge-
rechnet.

Aber eine drohende Gefängnisstrafe 
wirkt doch abschreckend, und die All-
gemeinheit ist doch zumindest vor den 
Gefangenen sicher? Und außerdem: Die 
Opfer von Straftaten, und auch die All-
gemeinheit, verlangen doch Genugtu-
ung, und haben sie nicht auch ein Recht 
darauf, dass derjenige bestraft wird, der 
einem anderen einen Schaden zugefügt 
hat? 

Abschreckung macht bis zu einem gewis-
sen Grad Sinn, ja. Bei schweren Gewalt- 
oder Sexualstraftaten, die ja meist sehr 
stark affektiv bestimmt sind, spielt sie 
aber kaum eine Rolle. Und manchem Ge-
schädigten, übrigens bei Weitem nicht 
jedem, geht es etwas besser, wenn dem 
Schädiger auch ein Leid zugefügt wird. 
Das alles kann, in einem bestimmten 
Umfang, staatliche Strafen rechtfertigen, 
die aber nicht notwendigerweise im Ent-

Interview
Das Gefängnis als Auslaufmodell

Thomas Galli, Leiter der JVA Zeithain, über den Sinn und  
Unsinn des Wegsperrens 

Thomas Galli	 Foto: Diana K. Weilandt 

»Gibt es in unserer 
aufgeklärten Moderne 
keine sinnvolleren und 
humaneren Möglich-
keiten der staatlichen 

Intervention?«

Lösung gesellschaftlicher Probleme und 
Konflikte nicht zu sehr auf Strafen, in 
welcher Form auch immer, fixiert zu sein. 
Wir müssen sozusagen erst einmal auf 
einer gesellschaftlichen Ebene das Ge-
fängnis im Kopf aufbrechen, dann wird 
der Blick frei für sinnvollere und auch 
notwendige Wege im Umgang mit Krimi-
nalität. Grundsätzlich denke ich, dass wir 
derzeit das Konzept und den Begriff der 
»Schuld« ungerecht und auch nicht ge-
samtgesellschaftlich förderlich verwen-
den. Wir müssen in der Kriminalitätsprä-
vention viel langfristiger und komplexer 
denken und handeln, anstatt Einzelnen 
die Schuld für ihr Fehlverhalten zuzuwei-
sen, sie zu bestrafen und dabei soziale 
Ursachen weitgehend auszuklammern. 
Es geht wohlgemerkt überhaupt nicht 
darum, Verständnis für Straftaten zu ha-
ben, sondern im Gegenteil eben darum 
zu überlegen, wie man sie reduzieren 
kann. Und wäre es nicht sinnvoller, sich 
jetzt zum Beispiel mehr um Kinder und 
Jugendliche mit Problemen zu kümmern, 
als sie in zehn oder 15 Jahren einzusper-
ren, wenn sie dann straffällig werden? 
Aber das sind alles Fragen, die für die-
ses Buch nur im Hintergrund eine Rolle 
spielen. Da wiederhole ich mich gerne: 
In erster Linie soll das Buch spannend, 
interessant und informativ sein. Das Ge-
fängnis und seine freiwilligen und unfrei-
willigen Protagonisten sind nicht wie sie 
scheinen.

Das Interview führte Diana K. Weilandt, 
die zusammen mit Rechtsanwalt Sebas-
tian Kiefel auf youtube auch einen Film 
mit dem Interview zum Buch veröffent-

licht hat (weilandt.kiefel produktionen).

Weitere Informationen: 
www.thomas-galli.de

ßen Bemühungen des Personals kaum 
erfüllen. Unabhängig davon, in welche 
Richtung sich der Umgang mit Straffälli-
gen entwickeln wird, die Mitarbeiter im 
Vollzug müssen nach meiner Überzeu-
gung ganz wesentlich mit eingebunden 
werden und bleiben. Sie sind es schließ-
lich, die die straffällig Gewordenen am 
besten kennen.

Sie sprechen das Thema Bedienstete an. 
Sie sind ja auch Bediensteter des Straf-
vollzuges. Sehen Sie da keinen Rollen-
konflikt, wenn Sie diesen Strafvollzug, 
für den Sie ja schließlich auch bezahlt 
werden, ein Stück weit in Frage stellen?

Wir werden ja vom Bürger, vom Steu-
erzahler bezahlt. Und da ist es gerade 
unsere Pflicht, uns Gedanken darüber 
zu machen, wie wir mit dem Thema Kri-
minalität möglichst sinnvoll und gesell-
schaftsdienlich umgehen können. Und 

die damit zusammenhängenden Fragen 
müssen möglichst breit und auch öffent-
lich diskutiert werden, denn der Straf-
vollzug ist keine in sich geschlossene 
Gesellschaft, sondern eben, auch wenn 
es viele nicht wahrhaben wollen, Teil der 
ganzen Gesellschaft. Dass ich bei meiner 
Tätigkeit für den Vollzug Recht und Ge-
setz einhalte, ist ohnehin selbstverständ-
lich. Es ist ja eine grundlegende gesell-
schaftstheoretische und zunächst eher 
philosophische Frage, in welche Richtung 
sich unser Umgang mit Straffälligkeit 
entwickeln sollte. Eine humane Behand-
lung von Straffälligen beziehungsweise 
Straffälligkeit und eine Reduzierung der 
Kriminalität sind für mich jedenfalls kein 
Widerspruch, sondern bedingen einan-
der. 

Aber was wären denn aus Ihrer Sicht die 
Alternativen zur Freiheitsstrafe? 

Die Frage ist nachvollziehbar, aber es 
geht vor allem erst einmal darum, zur 

zug der Freiheit bestehen müssen. Ich 
denke, für die Geschädigten und auch 
zur Festigung des Rechtsbewusstseins 
der Allgemeinheit ist vor allem wichtig, 
dass in einem öffentlichen Verfahren 
festgestellt wird, was Recht und was Un-
recht ist. Und zum Punkt der Sicherheit: 
Natürlich ist die Allgemeinheit weitge-
hend geschützt, solange jemand ein-
gesperrt ist. Aber die weitaus meisten 
Gefangenen sind keine Mörder oder Ver-
gewaltiger. Außerdem wird so gut wie je-
der Gefangene irgendwann wieder ent-
lassen. Und was hat die Allgemeinheit 
davon, fünf, zehn oder 15 Jahre vor je-
mandem in Sicherheit zu sein, der dann 
in Freiheit kommt und gefährlicher ist als 
zuvor, da er durch die Haft noch weiter 
an den Rand der Gesellschaft gedrängt 
worden ist? 

Aber es wird doch im Gefängnis alles 
unternommen, die Gefangenen so zu 
behandeln und zu therapieren, dass sie 
weniger gefährlich werden? Oder fin-
den Sie, dass im Strafvollzug schlechte 
Arbeit geleistet wird?

Ganz im Gegenteil, im Strafvollzug wird 
zum größten Teil hervorragende Arbeit 
geleistet! Wenn man die Arbeit ernst 
nimmt, und die meisten tun das, ge-
hört die Tätigkeit im Gefängnis, egal in 
welcher Funktion, zu den schwierigsten 
Arbeiten überhaupt. Es sind im Vollzug 
viele unglaublich engagierte und kompe-
tente Leute tätig. Umso mehr ist es nach 
wie vor ein großer Skandal, wie wenig ge-
sellschaftliche Anerkennung Bedienstete 
im Strafvollzug genießen. Es geht ja auch 
gerade darum, zu zeigen, wie systema-
tisch die Überforderung der Tätigkeit im 
Gefängnis ist, mit zum Teil unerfüllbaren 
Erwartungen, unauflösbaren Dilemmata 
zwischen Sicherheit und Resozialisierung 
sowie fehlendem Rückhalt durch die Ge-
sellschaft, der sich in knappem Personal 
und oft nicht leistungs- und verantwor-
tungsgerechter Bezahlung niederschlägt. 
Die unglaublich hohen Krankentage der 
Vollzugsbediensteten sprechen da eine 
deutliche Sprache. Es geht also auf kei-
nen Fall darum, Gefängnisbedienstete 
zu kritisieren, sondern darum, das Ge-
fängnis als soziale Institution auf den 
Prüfstand zu stellen, denn seine Funkti-
on, Menschen weniger gefährlich zu ma-
chen, kann es eben auch bei noch so gro-

»Humane Behandlung 
von Straffälligen und 
Reduzierung von  

Kriminalität bedingen  
einander«
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zialisierungsansatz möchte alle negativen 
Einflüsse, die zur Delinquenz geführt ha-
ben, tilgen. Er nährt sich aus der Hoffnung, 
dass über eine Abspaltung des delinquen-
ten Verhaltens von der Person des Täters 
seine Re-Sozialisation gelingen kann. Die-
ser Denkansatz vernachlässigt jedoch die 
Komplexität des (straffälligen) Menschen 
als einem ganzheitlichen, dynamischen 
Individuum mit all seinen negativen und 
positiven Entwicklungs- und Handlungs-
potenzialen und verstellt folglich den Blick 
auf die prospektiven Erwartungen der 
Probanden hinsichtlich eines zukünftig 
straffreien »guten Lebens«. Das Verhar-
ren im Re-Sozialisierungsdenken droht 
das Stigma des Täters fortzuschreiben und 
verstellt dadurch den unvoreingenomme-
nen Blick auf die Herausforderungen einer 
vorwärts gerichteten, handlungsdynami-
schen Integrationsstrategie.

Der Begriff der Resozialisierung verfestigt 
das traditionelle Verständnis, dass es sich 
im Prozess der gesellschaftlichen Einglie-
derung in erster Linie um einen Akt der Ei-
genanstrengung und Eigenverantwortung 
sowie der Selbsteinsicht der Probanden 
handelt. Demnach kann eine erfolgreiche 
Resozialisierung von straffällig   geworde-
nen  Menschen dann gelingen, wenn - frei 
nach dem Sinnspruch »Jeder ist seines 
Glückes Schmied« – die Straffälligen ihr 
Schicksal selbst in die Hand nehmen. Die-
ses Verständnis benennt zwar die halbe 
Wahrheit, greift unseres Erachtens jedoch 
zu kurz. In seiner starken Fokussierung auf 
das individuelle Verhalten, vernachlässigt 
dieser Denkansatz die gleichrangige Be-
deutung eines modernen, durchlässigen 
Strafvollzuges und der noch zu wenig ent-
wickelten Möglichkeiten von ambulanten 
Unterstützungssystemen als eine relevan-
te, kriminalpräventive Einflussgröße für 
das Gelingen der gesellschaftlichen Ein-
gliederung von Straftätern.

Zustand der Nichtdelinquenz zurückkeh-
ren kann. Nur so könne er nach seinen 
persönlichen Verirrungen und strafrecht-
lichen Verfehlungen als Gleicher unter 
Gleichen ein geordnetes Leben im gesell-
schaftlichen Gefüge führen. Dem Resozi-
alisierungsbegriff wohnt die unausgespro-
chene Botschaft inne, es gäbe einen Weg 
zurück. Dieser rückwärtsgewandte Blick 
auf das ursprünglich straffreie Individu-
um vermittelt den Eindruck, als könne der 
alte Zustand der »Unschuld« wieder her-
gestellt werden. Dieses Verständnis von 
Wiedereingliederung in die Gemeinschaft 
ist in hohem Maße mit dem Gedanken 
von Schuld und Sühne verbunden. Auf 
der Schwelle zur gesellschaftlichen (Wie-
der-)Eingliederung wird die Forderung 

nach dem Eingeständnis in begangenes 
Unrecht indirekt thematisiert. Das »Reu-
ebekenntnis« fungiert als »Eintrittskarte 
in die gesellschaftliche Normalität«. Aus 
der subjektiven Perspektive des Proban-
den steht dieses traditionelle Verständnis 
von Resozialisierung dem Aufbruch in die 
Zukunft – und grundsätzlicher: einer pro-
spektiven (zukunftsbezogenen) Integrati-
onsstrategie – eher im Wege.

Im Resozialisierungsdenken bezieht sich 
die Resozialisierungshoffnung zunächst 
auf die individuellen Defizite des Täters, 
die durch sein delinquentes Handeln 
identifiziert und offen gelegt worden sind. 
Auf diese negativen, intrapersonellen Ein-
flüsse gilt es einzuwirken und sie zu verän-
dern, um somit dem ständig drohenden, 
stets auch schon antizipierten Rückfall 
zu begegnen. Ein so verstandener Reso-

Die beiden Autoren sind langjährig als Lei-
ter und Psychologe in Projekten der Ham-
burger Straffälligenhilfe und des Über-
gangsmanagements für Jugendliche und 
Erwachsene tätig.

Im Hamburger Vertrag der rot-grünen 
Koalition wird unter Bezugnahme auf die 
Fachkommission »Optimierung der ambu-
lanten und stationären Resozialisierung« 
die Entwicklung eines Landesresoziali-
sierungsgesetzes für die 21. Legislatur-
periode angekündigt. In diesem Kontext 
liegt nun eine erste Vorlage (Januar 2014: 
Cornel, Dünkel, Maelicke, Sonnen) auf 
dem Tisch, die mit ihrer progressiven 
Zielsetzung und ihrer modernen Aus-
gestaltung auf breiten Konsens stoßen 
dürfte. Vorausgesetzt ihrer politischen 
und juristischen Umsetzung, veranlasst 
dieser Entwurf zu Optimismus und nährt 
die   Hoffnung auf einen in der Zukunft 
stark flexibilisierten und durchlässigen 
Hamburger Strafvollzug, einschließlich 
der damit verbundenen Implementierung 
stationärer und ambulanter Hilfesysteme 
(Übergangsmanagement) zur Vermeidung 
des sogenannten »Entlassungslochs«. Zu 
erwarten ist ein langfristig angelegtes, 
prosoziales Integrationskonzept mit ver-
stärktem Fokus auf der Wiedereingliede-
rung in ein selbstbestimmtes und straffrei-
es Leben in sozialer Eigenverantwortung. 
Gerade weil dem Entwurf des »Landesre-
sozialisierungsgesetzes« ein zeitgemäßes 
Verständnis von gesellschaftlicher Integ-
ration straffällig gewordener Menschen 
zugrunde liegt, plädieren wir jedoch – ent-
gegen einer Besinnung auf den tradierten 
Resozialisierungsbegriff – für ein anderes 
Verständnis von Eingliederung im Sinne 
von gesellschaftlicher Integration, sozialer 
Teilhabe und aktivem Opferschutz.

Warum der Resozialisierungsbegriff zu 
kurz greift

Der Resozialisierungsbegriff suggeriert, 
dass der Mensch zu einem ursprünglichen 

Zum Resozialisierungsbegriff in der Diskussion um ein  
Landesresozialisierungsgesetz für Hamburg – Anmerkungen aus der Praxis

Gesellschaftliche Integration, soziale Teilhabe  
und aktiver Opferschutz

von Franz Scheuerer und Stephan Rothes

originäre Eingliederungsaufgabe gedacht 
war. Wenn wir aber an die therapeuti-
sche Kraft des Gefängnisses alleine nicht 
zu glauben wagen (Maelicke), sollten wir 
unser Augenmerk dringend auf alternati-
ve Denkmuster und Handlungsoptionen 
zum tradierten Resozialisierungsverständ-
nis lenken. Im     Vordergrund steht dann 
die Entdeckung der intrinsisch geleiteten 
Orientierungen in der Person des Proban-
den, die Aufdeckung seiner ausgeblen-
deten Potenziale und Kompetenzen, die 
Identifizierung seiner zukunftsbezogenen 
Zielvorstellungen sowie die Aktivierung 
seines eigenen Veränderungswillens. Und 
gleichzeitig nicht zu vergessen: Selbst-
verständlich ein flexibles Konzept und 
eine tragfähige Organisationsstruktur des 
Übergangsmanagements bzw. der Straf-
fälligenhilfe. Als integraler Bestandteil 
dieses Unterstützungssystems sind Qua-
lifizierungs- und Trainingsmaßnahmen zu 
empfehlen, welche die fallbezogene An-
eignung einer prospektiven Haltung des 
Fallmanagements fördert, das heißt: die 
Beratungskompetenz auf den zukunftsori-
entierten Blick schult.

Für ein Landesgesetz mit prospektivem 
Integrationsverständnis

Die Mitarbeit und die Aktivität von straf-
fälligen Probanden vorausgesetzt, ist das 
Gelingen von gesellschaftlicher Integra-
tion von Straffälligen untrennbar mit der 
Verbesserung der Teilhabe an den Leis-
tungen des Sozialstaates verbunden. Ein 
positives Beispiel hierfür bildet der aktuel-
le Referentenentwurf zur Aufhebung der 
Schlechterstellung von Strafgefangenen 
bei der Arbeitslosenversicherung (§26 
AWstG) auf Bundesebene. Jeder Schritt 
in diese Richtung entspricht einer Verbes-
serung der Integrationschancen und bil-
det zugleich eine präventive Maßnahme 
gegen Wiederholungstat und Rückfall. In 
ihrer präventiven Wirkung ist jede gesetz-
liche und strukturelle Verbesserung der 
Situation von Straffälligen (insbesonde-
re von Inhaftierten) immer auch als eine 
Maßnahme des Opferschutzes zu betrach-
ten, und befördert zugleich die Bereit-
schaft in der Verwaltung, in den Medien 
und in der Bevölkerung, die Integration 
von Straffälligen mit positiver Akzeptanz 
zu begleiten. Wenn aber die soziale Teil-
habe am gesellschaftlichen Leben eine 
zentrale Voraussetzung für den Weg in 

Bevormundung in ein selbstverant-
wortliches Leben zu befördern und zu 
aktivieren. Hier sind in erster Linie die 
Unterstützung bei der Vermittlung in 
eine sozialversicherungspflichtige Ar-
beit sowie die sozialräumliche Anbin-
dung im Quartiersumfeld zunennen.

Um einem instinktiven Reflex zuvorzu-
kommen: Auch im Zusammenhang mit 
der Integration und der sozialen Teilhabe 
von Straffälligen gilt das Prinzip des Neh-
mens und des Gebens, des Forderns und 

des Förderns. Kommuniziert allerdings 
auf gleicher Augenhöhe zwischen den 
Probanden und den Praktikern des Über-
gangsmanagements, der Straffälligen- 
und der Bewährungshilfe. Soll sagen: Der 
Prozess der Integration ist keine einseitige 
»Re- Sozialisierungsmaßnahme«, in der 
ausschließlich und allein der straffällig 
Gewordene seine Anpassungsleistung zu 
erbringen hat. Vielmehr geht es darum, 
dem Probanden reale und nachhaltige 
Perspektiven zu eröffnen sowie den legalt-
reuen Integrationsprozess in der Sache 
überzeugend im Beratungsprozess (d.h. 
insbesondere auch im zwischenmensch-
lichen Umgang) motivierend zu gestalten. 
Die Herstellung eines konstruktiven Bera-
tungsverhältnisses ist demnach nicht ein-
fach nur Auftrag der Straffälligenhilfe und 
des Übergangsmanagements. Vielmehr 
setzt eine (annähernd) erfolgreiche Um-
setzung dieses Auftrages (soziale Teilhabe, 
gesellschaftliche Eingliederung und Opfer-
schutz) zwingend eine zukunftsorientierte 
Haltung und Sichtweise der agierenden 
Unterstützer voraus. Dem Anspruch, sich 
diese prospektive Haltung anzueignen, 
steht das Resozialisierungsverständnis 
eher im Wege, denn in ihm steht Resozi-
alisierung als normatives Wohlverhalten 
und damit als Voraussetzung von gelin-
gender Integration zu sehr im Zentrum. 
Und dies, obwohl doch die Einübung und 
die Einhaltung des gesellschaftlichen Ver-
haltenskodexes als eigentlicher Sinn und 
Zweck der (Haft-)Strafe und keinesfalls als 

Prospektives Integrationsverständnis 
versus tradiertes Resozialisierungsver-
ständnis

»Resozialisierung legt die Vorstellung 
nahe, es gäbe auch ein Leben außerhalb 
der Gesellschaft. Doch jeder Inhaftierte 
(und nicht inhaftierte Straffällige – d.Verf.) 
ist Teil der Gesellschaft, insbesondere 
einer »künstlichen Binnengesellschaft« 
(Leyendecker 2002, s. 268), der »Gefäng-
nisgesellschaft« (Schellhoss 1993, S. 429) 
und somit in jedem Augenblick   ein Teil 
der Rechtsgemeinschaft. Gleich, ob als 
Beschuldigter in U-Haft, als auf Bewäh-
rung Verurteilter, als Inhaftierter oder 
anderweitig Sanktionierter: Jeder Straf-
fällige ist und bleibt Rechtsmitglied dieser 
Gesellschaft und steht nie außerhalb. Sei-
ne Nähe zum freien, sozialen Leben mag 
zwar durch seine Inhaftierung temporär 
eingeschränkt sein. Dennoch kommt der 
Tag, an  dem die Haftstrafe verbüßt  ist, die 
Distanz  zu einem  nicht  reglementierten 
Alltag aufgehoben wird und die Integrati-
on in die soziale Gemeinschaft möglichst 
erfolgreich vollzogen werden sollte. Die 
Strafe ist (formal) gesühnt, die delinquen-
te Handlung (möglichst therapeutisch) be-
arbeitet, das Schuldeingeständnis des Tä-
ters in prospektive Handlungsbereitschaft 
übergeleitet. In dieser Idealtypik wären 
die Grundlagen für eine gelingende Inte-
gration erfolgversprechend bereitet. Aus 
der Perspektive des Übergangsmanage-
ments bedarf es dann für den Integrati-
onserfolg im Wesentlichen dreier Grund-
bedingungen:

•	 Der Bereitschaft zur Verhaltensverän-
derung des Probanden mit dem Ziel 
einer selbstwirksamen Eingliederung 
bzw. einer selbstbestimmten Integra-
tion in das soziale Leben und in die-
Rechtsgemeinschaft.

•	 Sehr konkreter und damit überzeu-
gender Angebote, welche die soziale 
Teilhabe und die (2. oder gar 3.) Chan-
ce auf Beteiligung am gesellschaft-
lichen Leben für den Probanden als 
erreichbar und realisierbar erschei-
nenlassen.

•	 Günstiger struktureller und organi-
satorischer Voraussetzungen, die 
geeignet sind, den Übergang aus ei-
nem Leben unter Freiheitsentzug bzw. 

»Das Verharren im  
Resozialisierungsdenken 

droht, das Stigma  
des Täters  

fortzuschreiben«

»Es geht darum,  
dem Probanden  
reale Perspektiven  

zu eröffnen«
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2009). Ziel dieser Maßnahmen ist die Ver-
ringerung der  Gefährlichkeit, die Verhin-
derung von Wiederholungstaten und die 
Reduzierung von Rückfälligkeit im Allge-
meinen. Diese Behandlungsprogramme 
(insbesondere für Sexualstraftäter – BPS) 
sind für die Persönlichkeitsentwicklung 
der Probanden und als Voraussetzung 
ihrer gesellschaftlichen Integration von 
enormer Bedeutung. Sie dienen letztlich 
dem Opferschutz.

Als integraler Bestandteil des prospek-
tiven Integrationskonzeptes für straffäl-
lig   Gewordenen, und als ein wichtiges 
Element des Übergangsmanagements 
bekommt die psychologische Diagnostik 
nun ein zusätzliches Handlungsfeld. Dabei 
geht es – weit über den sozialtherapeu-
tisch akzentuierten Personenkreis hinaus 
– um eine berufsbezogene psychologische 
Diagnostik im Sinne einer flankierenden, 
individualisierten, minimal invasiven und 
konsequent ressourcen- und lösungsori-
entierten Intervention zur Förderung der 
selbstwirksamen Handlungskompetenz 
im Alltag und in der Arbeitswelt. Im Rah-
men eines geschützten und geleiteten 
Entdeckens der eigenen Fähigkeiten, zielt 
die berufsbezogene Diagnostik auf die 
Klärung von Therapiebedarfen, auf die 
Förderung von resilienten Potenzialen 
und im weitesten Sinne auf die Stabilisie-
rung der psychischen Gesundheit. Ohne 
die defizitären Anteile der Probanden ins 
Zentrum des Erkenntnisinteresses zu rü-
cken (Pathogenese), greift prospektives 
psychologisches Handeln verhaltensbezo-
gene Komponenten und Störungen zwar 
auf, orientiert sich in seinem therapeuti-
schen Konzept jedoch schwerpunktmäßig 
an den vorhandenen Stärken und an den 
gesunden Anteilen der Probanden (Salu-
togenese nach Aaron Antonovsky,1980).

Aktiver Opferschutz

Integration im Sinne prospektiver Inter-
vention greift die vorhandene Einsicht 
in begangenes Unrecht auf und arbeitet 
zukunftsorientiert und nachhaltig an re-
alisierbaren Möglichkeiten von Entschul-
digung, Schadensausgleich oder Wie-
dergutmachung. Im Idealfall bildet die 
Selbstkonfrontation und die Auseinander-
setzung des Delinquenten mit seiner Tat 
im Rahmen des Täter-Opfer-Ausgleiches 
eine Maßnahme der Vorbeugung im 

Inhaftierung temporär reduzierte, soziale 
Teilhabe an den verschiedenen Elementen 
der Regelversorgung wiederherzustellen. 
Inwiefern es für die erfolgreiche Erfüllung 
dieses Auftrages einer Zwischenphase 
(Probanden-Status einer Übergangszeit) 
bedarf, welche die unterschiedlichen 
Rechtskreise (z.B. Strafvollzugsgesetz + 
Leistungsbewilligungen nach SGB) zwi-
schen Haft und Freiheit strukturell verbin-
det, bleibt in diesem Zusammenhang eine 
bisher offene, aber zentrale Frage an den 
Gesetzgeber. Das Übergangsmanagement 
als methodisches Scharnier zwischen sta-
tionärem und ambulantem Angebot in 
Form durchgehender Unterstützung (Ca-
semanagement) ist als   zukunftsweisen-
des Konzept fachlich allgemein anerkannt 
und bildet mit seinem interdisziplinären 
Netzwerk im Hintergrund das zentrale Ins-
trument für die Einleitung von Schritten in 
Richtung inklusiver Teilhabe an den sozia-
len Errungenschaften des Gemeinwesens.

Ambulante Angebote vor Inhaftierung

Unter dem präventiven Aspekt der Haft- 
bzw. Rückfallvermeidung ist besonderes  
Augenmerk auf die Öffnung der ambu-
lanten Unterstützungsmaßnahmen und 
Beratungsangebote für straffällig Gefähr-
dete, Bagatelltäter und Rückfallgefährde-
te zu richten. Bei diesen Probanden geht 
es um präventive Rückfall- und Haftver-
meidung, was durch die Implementierung 
von frühzeitiger und zeitnaher Interventi-
onsmöglichkeiten erreicht werden kann. 
Als offenes Angebot sollte dieser Ansatz 
weit vor eventueller Verurteilung oder 
Inhaftierung den Probanden zur Verfü-
gung stehen. Etwa ab Einleitung eines 
polizeilichen Ermittlungsverfahrens, nach 
Auferlegung einer Geldstrafe, nach Verur-
teilung zu Auflagen im Rahmen diversiver 
Verfahren oder nach Verkünden einer Be-
währungsstrafe.

Psychologisches Handeln und prospek-
tiveIntegration

Die gängige Vorstellung von Resoziali-
sierung weist der Psychologie die thera-
peutische Aufgabe zu, die Straftäter mit 
ihrem strafbaren Handeln zu konfrontie-
ren. Dabei geht es im Wesentlichen um 
die Bearbeitung des Behandlungsdreiecks 
»Delikt – Biografie – Handeln im aktuellen 
Beziehungsgefüge«(Wischka, Bielenberg 

die Normalität darstellt, so hat sie insbe-
sondere die Bereiche Arbeitswelt, Wohn-
raumsicherung, sozialräumliche Einbin-
dung, Gesundheit, Freizeitgestaltung und 
die Beteiligung an kulturellen Angeboten 
und Aktivitäten zu umfassen. Um diese 
Aspekte der Teilhabe am gesellschaftli-
chen Leben zu fördern und schrittweise zu 
verbessern, bedarf es eines konzeptionell 
und materiell gut ausgestatteten (stati-
onären und ambulanten) Übergangsma-
nagements.

Der prospektive Integrationsansatz eröff-
net inklusive Handlungsfelder

Wie weiter oben dargelegt, droht die Ori-
entierung am Resozialisierungsverständ-
nis das Stigma des Täters unterschwellig 
zu verfestigen und verstellt dadurch den 
unvoreingenommenen Blick auf die He-
rausforderungen einer prospektiven In-
tegrationspraxis. Eine zukunftsbezogene 
Bewältigung der vielfältigen Problemfel-
der straffällig Gewordener setzt also den 
Paradigmenwechsel aus dem Verharren 
am Stigma hin zur Integrationsdynamik 
zwingend voraus. Ein solcher Perspekti-
venwechsel öffnet den Blick für inklusives 
Denken (Inklusion!) auch in den Struk-
turen des Strafvollzuges und befördert 
eine konstruktive Eingliederungsdynamik. 
Meint: Die Instrumente der Regelversor-
gung sind hinsichtlich ihres Nutzens für 
eine gelingende Integration von straffäl-
lig Gewordenen zu überprüfen und - falls 
zielführend - zu übernehmen. Besonderen 
zielgruppenspezifischen Herausforderun-
gen gilt es mittels geeigneter, zusätzlicher 
Angebote zu begegnen. Im Folgenden ei-
nige Beispiele:

Übergangsmanagement als inklusives 
Angebot

Wenn eine Haftstrafe für den betroffenen 
Straftäter einer einschneidenden Exklusi-
onserfahrung (i. Sinne von gesellschaftli-
cher Ausschluss-/Ausgrenzungserfahrung) 
entspricht, dann ist es folgerichtig, dass 
das Übergangsmanagement im Rahmen 
des prospektiven Integrationsansatzes 
dem zu Entlassenden eine möglichst um-
fassende Inklusionserfahrung vermittelt. 
Der idealtypische Ansatz jeden prospek-
tiven Übergangsmanagements zielt also 
auf ein inklusives Unterstützungshandeln, 
welches stets darauf abzielt, die durch 

von kriminalpräventiver Praxis und mo-
dernem Straffvollzug einem breiteren 
Publikum zugänglich zu machen. Insbe-
sondere hinsichtlich der inhärenten Bot-
schaft und deren langfristiger Wirkkraft 
im Gesetzestitel, ist dies eine verpasste 
Gelegenheit bei der Entwicklung eines 
modernen und zeitgemäßen Verständnis-
ses der gesellschaftlichen Integration von 
straffällig gewordenen Menschen. Mit 
unseren Anmerkungen möchten wir auf 
diesen Sachverhalt hinweisen und plädie-
ren für eine Alternative zur wiederholten 
Auflage des Resozialisierungsbegriffs.

Unser Vorschlag für den Titel des geplan-
ten Landesgesetzes:

»Hamburger Landesgesetz für Integra-
tion, soziale Teilhabe und Opferschutz 
(LITOGes)«
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nur Schritt für Schritt bearbeitet werden 
kann. Hierzu bedarf es der aktiven Mitar-
beit der Klienten, mit der jedoch aus sehr 
unterschiedlichen Gründen nicht immer 
gerechnet werden kann. Hier macht die 
Einbeziehung von ehrenamtlicher Unter-
stützung Sinn, denn z.B. die Begleitung zu 
Behörden insbesondere im Rahmen der 
Erstkontakte, bildet einen der wichtigen 
Schritte auf dem Weg zum Integrations-
erfolg. In einer gesetzlich geregelten Un-
terstützungsstruktur sollte deshalb das 
Ehrenamt als angeleitete, ergänzende 
Ressource für unterstützende und be-
gleitende Tätigkeiten einbezogen werden. 
Unabdingbare Voraussetzung hierfür ist 
allerdings eine   klare Aufgabendefinition 
für die ehrenamtliche Tätigkeit und ein 
prospektives Integrationsverständnis der 
ehrenamtlich engagierten Personen, denn 
nur mit einer unvoreingenommenen und 
zukunftsorientierten Haltung können Eh-
renamtliche die Probanden erreichen und 
damit das Fallmanagement konstruktiv-
flankieren.

Resumé

Zu Beginn dieser Ausführungen haben wir 
bekräftigt, dass es ich bei der aktuellen 
Vorlage zum Landesresozialisierungsge-
setz Hamburg um einen in der Sache mo-
dernen und zukunftsweisenden Vorschlag 
handelt. Die Verfasser des Entwurfs legen 
ein langfristig angelegtes Konzept vor, 
welches mit seiner Flexibilität und Durch-
lässigkeit zwischen Vollzug und Entlas-
sung den Modernisierungsanforderungen 
des bestehenden  Strafvollzugssystems in 
hohem Maße gerecht wird. Dies spiegelt 
sich insbesondere am Beispiel des Über-
gangsmanagements als einem integralen 
Teil der Organisationsstruktur wider. Auch 
die präventive Rolle der ambulanten Be-
ratung ist in den Entwurf überzeugend 
eingeflossen. Soweit so gut. Ein Wermuts-
tropfen allerdings bleibt: Dieser zweifellos 
innovative Gesetzesentwurf erhält durch 
die zentrale Stellung des Resozialisie-
rungsbegriffes leider nicht den ihm ge-
bührenden Lorbeer. Im Gegenteil: Mit der 
Bezugnahme auf die Zielsetzung eines für 
die Praxis des Übergangsmanagements 
eher hinderlichen Resozialisierungsbe-
griffs, bleiben die Verfasser des Entwurfes 
in einem defensiven Integrationsverständ-
nis stecken und vergeben u.E. dadurch die 
Chance, ein aufklärerisches Verständnis-

Sinne eines prospektiven Opferschutzes. 
Unter Berücksichtigung der Freiwilligkeit 
sowie der Bereitschaft des Opfers zur Zu-
sammenarbeit mit dem Täter, ist jeder re-
alisierbare Täter-Opfer-Ausgleich als prak-
tische Rückfallprävention und als aktiver, 
prospektiver Opferschutz zubetrachten.

Soziale Bindungen aktivieren – sozialräu-
mliche Netzwerkenutzen

Sozialraumorientierung als relevantes 
methodisches Prinzip der Sozialarbeit 
sollte mit seinen vielfältigen Facetten ein 
strukturelles Element des Übergangsma-
nagements werden. Die Bedeutung des 
Sozialraumes für die Probanden hinsicht-
lich ihrer persönlichen Geschichte, der 
Klärung von existentiellen Fragen nach 
der Haftentlassung (hier insbesondere 
die Wohnraumsicherung!) sowie ihrer 
Zukunftsplanung ist offensichtlich. Die 
einzelfallbezogene sozialräumliche Be-
trachtung ist ein wichtiger Aspekt im Bera-
tungsprozess von straffällig Gewordenen 
und muss - entsprechend ihrer Relevanz 
- als fester Bestandteil in ein zukunftswei-
sendes Integrationskonzept   (insbesonde-
re von Haftentlassenen) Einzug finden.

Das Ehrenamt im Übergangsmanagement

Allgemein gilt: Das Ehrenamt steht für 
eine aktive Form der Bürgerbeteiligung 
im Sozialen Feld. Und im Besonderen: 
Die Einbeziehung von Ehrenamtlichen in 
die Haftentlassenen- und Straffälligenhil-
fe bildet einen Schritt hin zur Erhöhung 
der gesellschaftlichen Akzeptanz für die 
Integrationsbemühungen von   straffällig 
Gewordenen.

Das Engagement von Ehrenamtlichen birgt 
darüber hinaus noch eine ganz praktische 
Dimension, denn die Erfahrung zeigt, dass 
ein Großteil der straffällig gewordenen  
Probanden (insbesondere nach einer 
Haftentlassung) ein breites Spektrum 
von Problemfeldern (Arbeit, Wohnraum-
sicherung, Arbeitssuche, Schuldendienst, 
Suchthilfe, Papiere, Krankenversicherung, 
Aufenthalts-/Arbeitserlaubnis) zu bewäl-
tigen haben. Diese Problemhäufungen 
korrelieren bei diesem Personenkreis oft-
mals mit immensen Schwierigkeiten der 
Selbst- und Alltagsorganisation. Deshalb 
steht die Haftentlassenenhilfe häufig vor 
einem gewaltigen Berg von Aufgaben, der 
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bereitungen des Projekts eine weitere 
Idee: Angehende Polizeibeamte erhal-
ten während des Studiums eine Menge 
Input –vom Sporttraining bis zum Be-
greifen der deutschen Rechtssystematik; 
eine freiwillige soziale Tätigkeit in einem 
ungewöhnlichen Umfeld könnte inso-
weit behilflich sein, auch das eigene Ver-

ständnis für die Problemlagen der Ge-
sellschaft zu schärfen und eine sinnvolle 
Ergänzung des Stundenplanes bedeuten. 
Diese Verbindung führte im Weiteren 
dazu, dass die Niedersächsische Polizei-
akademie als Kooperationspartner das 
Projekt unterstützte. Neben zehn Inhaf-
tierten der JVA Wolfenbüttel meldeten 
sich nach einer Mitmachkampagne eine 
gleiche Anzahl Angehöriger der Nieder-
sächsischen Polizeiakademie, die sich als 
Schreibpartner für die Onlinebegleitung 
im Strafvollzug zur Verfügung stellten.

Um Konflikten vorzubeugen, die überall 
entstehen können, wo Menschen auf-
einandertreffen, regelt ein übersichtli-
ches Statutenwerk die Teilnahme und 
Nutzung der Onlinebegleitung. We-
sentliches Prinzip der Begleitung ist die 
Anonymität. Ganz bewusst haben sich 
die Autoren dafür entschieden, keine 
Brieffreundschaft im klassischen Sinne 
entstehen zu lassen, sondern für ein aus-

gemahnt, einer drohenden Internet-An-
alphabetisierung entgegenzuwirken und 
die gesetzlich festgelegte Anpassung von 
»drinnen« und »draußen« zu verwirkli-
chen. Vor diesem Hintergrund entwickel-
te sich die Idee einer onlinegestützten 
Ehrenamtsarbeit: 

In einigen Bereichen des gesellschaftli-
chen Lebens sind – ausgehend von Erfah-
rungen wie der Telefonseelsorge – Netz-
werke entstanden, in denen Helfer und 
Notleidende zur Bewältigung seelischer 
Probleme auch im World Wide Web zu-
sammenkommen. Beispielhaft sei auf 
den Ambulanten Hospizdienst und Kin-
derhospizdienst in Oldenburg verwiesen, 
der eine Online-Trauerbegleitung anbie-
tet, die sich an junge Menschen richtet, 
die sich in Krisen befinden. Die beiden 
Autoren waren und sind davon über-
zeugt, dass eine solche Onlinebegleitung 
auch im Strafvollzug realisierbar und 
sinnvoll ist – und setzen dies im Rahmen 
eines weiterbildenden Kriminologiestu-
diums in die Praxis um. 

Die Hinwendung zu den Inhaftierten ist 
im Gesamtzusammenhang als Teil des 
Resozialisierungsangebots zu betrach-
ten. Auf der Suche nach geeigneten 
Vollzugshelfern ergab sich bei den Vor-

An einem Samstagvormittag in der Jus-
tizvollzugsanstalt Wolfenbüttel: Einige 
Männer des Erwachsenenvollzuges sit-
zen konzentriert vor den Bildschirmen 
des Computerraumes unweit des »Grau-
en Hauses«. Dort schreiben sie E-Mails 
an so genannte Onlinebegleiter – Stu-
dierende der Polizeiakademie Nieder-
sachsen, die sich in ihrer freien Zeit als 
ehrenamtliche Vollzugshelfer mit diesen 
Gefangenen beschäftigen. Dieser Aus-
tausch ist Gegenstand eines Projekts mit 
der Bezeichnung »crimeic – Onlinebe-
gleitung im Strafvollzug«, das Resoziali-
sierung durch menschliche Zuwendung 
mit zeitgemäßen Mitteln des techni-
schen Fortschritts verbinden will. 

Die auf soziale Aspekte ausgerichtete 
ehrenamtliche Arbeit wird damit nicht 
neu erfunden – immerhin gibt es seit 
Jahren bereits die Möglichkeit, Brief-
freundschaften mit Inhaftierten zu pfle-
gen. Aber die Nutzung des Internets 
innerhalb des Strafvollzuges ist in die-
sem Zusammenhang etwas Neues und 
Ungewohntes. Langjährig wurde diese 
Kommunikationsform kritisch mit dem 
Hinweis abgelehnt, dass der Zugang zum 
Internet aus einer Vollzugsanstalt heraus 
Sicherheitsrisiken berge. Das ist nicht 
von der Hand zu weisen; jedoch kommt 
es, wie zumeist, auf den jeweiligen Ge-
brauch an. Unabwägbar sind solche 
Risiken nämlich nicht. Außerdem ist zu 
beachten, dass es mannigfaltige Mög-
lichkeiten gibt, Missbrauchsgefahren zu 
begegnen – allein schon durch Nutzung 
von technischen Mitteln, die diesen Si-
cherheitsgedanken Rechnung tragen 
können. Ebendiese Vorkehrungen haben 
es möglich gemacht, ein solch studenti-
sches Pilotprojekt in der Vollzugsanstalt 
Wolfenbüttel durchzuführen.

Der Gedanke, allein schon aus den Er-
fordernissen des Angleichungsgrund-
satzes kein absolutes Internetverbot 
aufrechtzuerhalten, ist immer wieder in 
den vergangenen Jahren als unkonventi-
onelle Forderung in Politik und Wissen-
schaft aufgekommen. Dergestalt wurde 

Kommunikation im Strafvollzug 2.0 
von Peter Lutz Kalmbach und Tim Krenzel

Peter Lutz Kalmbach und Tim Krenzel von Crimeic.de 

dass dort andere gesetzliche Rahmenbe-
dingungen bestehen.

Wenn verwertbare und wissenschaftlich 
gesicherte Untersuchungsergebnisse in 
Form der gemeinsamen Abschlussar-
beit der beiden Projektleiter Ende 2016 
vorliegen, können diese eine Fortfüh-
rung der Onlinebegleitung auch für die 
Zukunft be- oder widerlegen. Eine Wei-
terführung und dauerhafte Etablierung 
hängt indes auch von einer gesicherten 
Finanzierung sowie von persönlicher 
Unterstützung ab. Dabei könnte die 
Onlinebegleitung – natürlich – auch 
von nichtpolizeilichen Ehrenamtlichen 
fortgeführt werden. In dieser Hinsicht 
muss abgewartet werden, wie sich eine 
künftige Organisationsstruktur mit ein-
hergehenden Sicherheitsanforderungen 
entwickeln lässt, um eine Onlinebeglei-
tung in jeglicher Hinsicht tragfähig und 
nutzbringend anzubieten. Eine Verknüp-
fung auch mit weiteren Aspekten als 
jenen der Resozialisierung, Prävention 
und der Ermöglichung sinnvoller sozialer 
Ehrenamtsarbeit ist ebenso denkbar. Im 
Bereich der Internetnutzung für die Be-
lange des Strafvollzuges und als Strategie 
innerhalb der Kriminalpolitik sind ledig-
lich die ersten Schritte getätigt worden.
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an diesem intensiven Austausch teilzu-
nehmen oder darin die Möglichkeit einer 
selbstbestimmteren Entwicklung inner-
halb des Vollzuges zu sehen. 

Bislang können einige vorläufige Schlüs-
se gezogen werden: Das ehrenamtliche 
Angebot wird durch ein kostengünstiges 
System erweitert, das es nicht erforder-
lich macht, dass ein Vollzugshelfer erst 
zur JVA anreisen muss. Damit werden 
zeitliche Hindernisse, die etwa für Be-
rufstätige oder Auszubildende bestehen, 
überwunden. Des Weiteren können die 
Autoren schon jetzt sagen, dass die an 
dem Projekt Beteiligten Möglichkeiten 
erhielten, gegenseitige Lernprozesse 
in Gang zu setzen und dies auch taten. 
Denn beim persönlichen Austausch mit 
den Begleitern und den Projektleitern ist 
deutlich geworden, dass die jungen Be-
amten durch das ehrenamtliche Engage-
ment Einblicke in Lebenswirklichkeiten 
verschiedener Bevölkerungsschichten 
erhielten und sie die anspruchsvollen 
Aufgaben des Strafvollzuges besser ken-
nengelernt haben. Zugleich erlebten die 
Gefangenen, dass Polizeibeamtinnen 
oder Polizeibeamte keine Feinde sind, 
sondern Mitbürger, die sich auch in ihrer 
Freizeit um Menschen am Rande der Ge-
sellschaft kümmern. 

Neben der praktischen Nutzung von 
»crimeic« als Resozialisierungsangebot 
für Strafgefangene sowie zur Persönlich-
keitsförderung angehender Polizeibeam-
ter, hatte das Projekt nicht nur den An-
spruch, Vorurteile abzubauen - es sollte 
auch der Wissenschaft dienen. Mittels 
Items, die als Messinstrumente genutzt 
wurden, wurde die Korrespondenz nach 
Themenfeldern eingeordnet. Dadurch 
können Forschungsperspektiven sowie 
neue Formen der ehrenamtlichen Voll-
zugsarbeit entwickelt werden. Kernfrage 
ist dabei, ob das Internet als kostengüns-
tiges Medium ehrenamtlicher Resoziali-
sierungsangebote für Häftlinge dauer-
haft genutzt werden kann. Aufgrund der 
verschiedenen Arten der Haft sei ange-
merkt, dass das Projekt nicht in jeder 
Vollzugsanstalt realisierbar war bezie-
hungsweise ist. Neben den unterschied-
lichen technischen Möglichkeiten gibt es 
etwa Anstalten, in denen überwiegend 
Untersuchungshaft vollzogen wird, so-

gewogenes Nähe-Distanz-Verhältnis zu 
sorgen. Demnach soll es für das Gefühl, 
einen aufgeschlossenen Zuhörer/Leser 
und verständigen Ratgeber zu haben, 
auch nicht darauf ankommen, dass die 
schreibende Person ein bestimmtes Ge-
schlecht oder eine bestimmte Herkunft 
hat. Genauso wenig ist es wichtig, dass 
ein Begleiter weiß, warum jemand inhaf-
tiert ist. 

In dem bisherigen Austausch, der sich 
zwischen November 2015 und Februar 
2016 entwickelt hat, sind eben diese As-
pekte auch als klare Vorteile erlebt wor-
den. Insbesondere Gefangenen, die über 
wenige oder gar keine sozialen Kontak-
te verfügten, war der Austausch an sich 
wichtig. Wesentlich war die Vorurteils-
freiheit, die es möglich machte, Lange-
weile, Isoliertheit und seelischen Nöten 
ein Ventil zu geben. Gesprochen wurde 
über alles, was die Beteiligten bewegte 
und ihnen wichtig erschien. Bei den In-
haftierten drehten sich viele E-Mails um 
soziale Belange. Neben der Einsamkeit 
traten Gedanken über die Trennung zur 
Familie in den Vordergrund oder zu an-
deren nahestehenden Menschen. Be-
stimmte Themen werden im »Knast« 
eher nicht mit den anderen Mitinsas-
sen besprochen, aus Angst, es könnte 
als Ausdruck von Schwäche gewertet 
werden. Daher war es für die Inhaftier-
ten hilfreich, sich per E-Mail mit einem 
anonymen Gegenüber austauschen zu 
können. Statt zu schweigen, konnten 
die Teilnehmer ihre Probleme offen be-
nennen. Trotz der Zusammenführung 
der zwei Personengruppen, die sich – 
oberflächlich betrachtet – gegensätzlich 
gegenüberstehen, war die bisherige On-
linebegleitung getragen von gegenseiti-
gem Respekt und Toleranz, sodass eine 
Intervention von außen durch die beiden 
Projektleiter nicht nötig war. Vielmehr 
erschien die unvoreingenommene zwi-
schenmenschliche Kommunikation per 
E-Mail eine persönliche Bereicherung für 
die Teilnehmer zu sein. Dabei wurde es 
von den Inhaftierten praktisch von Be-
ginn an als motivierende Auflockerung 
der Eintönigkeit der vollzuglichen Le-
benswelt empfunden, in einer relativ ge-
schützten Privatsphäre über Beschwer-
nisse wie über Alltägliches schreiben zu 
können. Bei einigen entwickelte sich ein 
positives Selbstverständnis, als Häftling 
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bei den Problemfeldern und Schuldner-
beratung bei den Angeboten der Straf-
fälligenhilfe eine so prominente Rolle 
zukommt, dann ist das Thema hoch 
relevant, unabhängig von der genauen 
Quote der Verschuldeten oder gar der 
exakten Höhe der Durchschnittsver-
schuldung.2 Der zuletzt genannte Wert 
ist letztlich ohnehin von geringer Bedeu-

tung aus zwei Gründen: Geraten zufällig 
zwei befragte straffällige Personen mit 
Schulden in mehrfacher Millionenhöhe 
in die Erhebung, so bestimmen diese 
den Durchschnittswert sehr dominant. 
Zum Zweiten aber - und das scheint 
mir der wichtigere Aspekt - ist ab einer 
bestimmten Summe der Verschuldung 
nicht mehr der absolute Betrag für die 
Lebenssituation des straffällig geworde-
nen Menschen ausschlaggebend, son-
dern allein seine Perspektive, inwieweit 
er meist vor dem Hintergrund vieler 
anderer Problemlagen eine Chance hat, 
durch Entschuldungshilfe und Arbeit die-
se Schulden zu reduzieren beziehungs-
weise ganz loszuwerden. 

Bevor auf das Resozialisierungsziel und 
dessen Verhältnis zur Überschuldung 
eingegangen wird, sollen einige Daten 
genannt werden.

Gabriele Kawamura-Reindl hat in ihren 
Arbeiten zur Lebenslage straffällig ge-
wordener beziehungsweise inhaftier-

2	  Die hohe Relevanz der Entschuldung für Gefangene 
zeigt sich auch daran, dass in der Gefangenenzeitschrift 
»der Lichtblick« aus der JVA Tegel immer wieder Beiträge 
zu diesem Thema erscheinen, zuletzt in Nummer 363 
(Heft 2/2015) unter dem Titel »Schulden & Strafvollzug - 
eine unheilvolle Allianz« (S. 20 ff.).

Klaus Roggenthin und Eva-Verena Kerwi-
en Daten zu Lebens- und Problemlagen 
straffällig gewordener Menschen und 
ihrer Angehörigen präsentiert. Dabei 
wiesen sie auf die eingeschränkte Re-
präsentativität, die ungleiche Erfassung 
der Bundesländer und das selektive 
Aufsuchen der Anlaufstellen der freien 
Straffälligenhilfe im Verhältnis zu ande-
ren Hilfeanbietern hin. Gleichwohl sind 
diese Daten von großer Bedeutung und 
weisen uns auf die Relevanz des heuti-
gen Themas hin:

Von den 448 KlientInnen waren 82 % 
männlich und knapp 18 % weiblich, drei 
Viertel insgesamt zum Untersuchungs-
zeitpunkt nicht inhaftiert (s. Roggenthin/
Kerwien 2014, S. 14). 

Zwei Drittel aller von diesen Personen 
genannten Probleme kreisten um die 
Problemfelder

•	 Wohnen und Wohnungsverlust 
(21,5 %)

•	 Umgang mit Behörden (20,5 %)
•	 Schulden und Überschuldungs-

probleme (11,1 %) sowie
•	 Suchtprobleme (10,9 %).

Entsprechend kann kaum verwundern, 
dass die Schuldnerberatung der frei-
en Straffälligenhilfe zu den am meisten 
genutzten Angeboten gehört. Nach der 
allgemeinen Beratung mit knapp 60 % 
Nennungen und dem betreuten Wohnen 
mit 24 % Nennungen folgt die Schuld-
nerberatung mit 20,2 % bereits auf dem 
dritten Platz, noch vor der Wohnungs-
vermittlung mit knapp 18 % sowie der 
Drogen- und Suchtberatung, gemein-
nützigen Arbeit zur Vermeidung einer 
Ersatzfreiheitsstrafe und der Vermittlung 
von Arbeit mit jeweils etwa 15 % (Mehr-
fachnennungen waren möglich).

Wenn Straffälligenhilfe etwas mit der Re-
sozialisierung zu tun hat und Schulden 

Der vorliegende Beitrag1 enthält Daten 
zur Verschuldung straffällig gewordener 
und inhaftierter Menschen, stellt das 
Ziel der Resozialisierung in seinen straf-
rechtlichen und kriminalpolitischen Kon-
text, thematisiert mögliche besondere 
Ursachen der Verschuldung und möchte 
schließlich Perspektiven entwickeln und 
Konsequenzen aufzeigen. 

1. Daten zur Verschuldung straffällig ge-
wordener und inhaftierter Menschen

Der Beitrag muss mit der vielleicht ent-
täuschenden Nachricht beginnen, dass 
wir aktuelle repräsentative Daten über 
die Verschuldungs- oder Überschul-
dungssituation straffälliger Menschen 
und insbesondere von Haftentlassenen 
nicht haben (s. Zimmermann 2014a, S. 
232). Aber so sehr ich ein Befürworter 
einer soliden empirischen Grundlegung 
konzeptionellen Planens und praktischer 
sozialer Arbeit bin, so sehr bin ich der 
Meinung, dass uns dieses Defizit nicht 
vom praktischen Handeln abhalten muss.

Zuletzt wurden Ende 2014 im Informa-
tionsdienst Straffälligenhilfe 3/2014 von 
1	  Dies ist die schriftliche Fassung des Vortrags vom 
8.10.2015 in Stralsund anlässlich der Fachtagung 
»Schuldnerberatung in der Straffälligenhilfe« der 
Bundesarbeitsgemeinschaft Schuldnerberatung e.V.

Resozialisierungsziel versus  
Rückfallrisiko Überschuldung

von Heinz Cornel

Heinz Cornel	

men gegen ihre Mitglieder nur verhän-
gen, wenn dies auch einem Zweck dient. 

Die Legitimation einer Strafe allein durch 
Abschreckung ist zum einen aus der Per-
spektive der Menschenrechte unzulässig, 
weil sie einen Menschen für einen staat-
lichen Zweck benutzt und zum anderen 
funktioniert sie offensichtlich nicht so 
wie gewünscht - sechs Millionen regis-
trierte Straftaten und mehr als 50.000 
Gefangene sind ein deutliches Zeichen. 

Das bedeutet nicht, dass die Strafverfol-
gung nicht gerecht sein sollte und selbst-
verständlich hat sie auch Norm verdeut-
lichende Funktionen, zeigt also allen 
Gesellschaftsmitgliedern einschließlich 
dem Straftäter selbst, dass an dieser 
Strafnorm festgehalten werden soll und 
dass der Normbruch missbilligt wird. 
Aber gleichzeitig kann eine moderne de-
mokratische Gesellschaft, die über empi-
risches kriminologisches Wissen verfügt 
und auch ansonsten zweckrational aus-
gerichtet ist, nicht die Bedingungen igno-
rieren, unter denen Menschen Normen 
brechen und damit straffällig werden. 
Diese Bedingungen auf gesellschaftlicher 
und individueller Ebene zu verändern, 
straffällig gewordene Menschen in die 
Lage zu versetzen, die Gesetze einhalten 
zu können - nichts anderes bedeutet Re-
sozialisierung.

Das Bundesverfassungsgericht hat den 
Anspruch des Straftäters auf Resoziali
sierung normiert, indem es entschied, 
dass »vom Täter aus gesehen ... das In
teresse an der Resozialisierung aus sei
nem Grundrecht aus Art.  2 Abs.  1 GG 
in Verbindung mit Art. 1 GG (erwächst). 
Von der Gemeinschaft aus betrachtet, 
verlangt das Sozialstaatsprinzip staatli
che Vor- und Fürsorge für Gruppen der 
Gesellschaft, die aufgrund persönlicher 
Schwäche oder Schuld, Unfähigkeit oder 
gesellschaftlicher Benachteiligung in 
ihrer persönlichen sozialen Entfaltung 
gehindert sind; dazu gehören die Gefan
genen und Entlassenen.”3 Ausdrücklich 
stellt das Bundesverfassungsgericht fest, 
dass der Staat die Aufgabe habe, die er
forderlichen Mittel für den Personal- und 
Sachbedarf bereitzustellen.4 

3	 BVerfGE 35, 202, 236; vgl. auch Beschluss des BVerfG 
vom 25.9.2006, in: ZfStrVz 2007, S. 39 
4	 BVerfGE 40, 276, 284

aller Befragten (12 Personen) mehr als 
5.000 Euro Schulden hatte (a.a.O.). Bei 
dem Wiederholungsinterview 12 bis 44 
Monate nach der Entlassung, bei dem 28 
Personen Angaben zu den Schulden ma-
chen konnten, waren nun 32,1 % schul-
denfrei. Bei elf Personen (47,8 %) waren 
die Schulden angestiegen, bei sechs Per-
sonen (26,1 %) waren sie gleich geblie-
ben und bei ebenfalls sechs Personen 
gesunken (s. Kerner u. a. 2011, S. 279). 
Die Autoren der Studie konnten aller-
dings keinerlei Zusammenhang zwischen 
der Schuldenhöhe oder der Entwicklung 
der Schulden und einem Rückfall oder 
Ausstieg aus einer delinquenten Karriere 
feststellen (ebd.). Möglicherweise war 
dazu allerdings auch die Untersuchungs-
gruppe zu klein.

2. Resozialisierungsziel

Resozialisierung als Ziel der Kriminalpo-
litik und insbesondere der Strafen zum 
Zweck der Kriminalprävention ist heu-
te auf der Ebene der Wissenschaft und 
Rechtsprechung weitgehend unbestrit-
ten, wenn auch von Zeit zu Zeit einige 
Medien und Politiker dagegen anrennen.

Gerechte Vergeltung, Abschreckung der 
Allgemeinheit und speziell der Straftä-
ter sowie Normverdeutlichung durch 
Bestrafung verbotener Handlungen 
spielten in den Straftheorien der letzten 
300 Jahre wechselnde Rollen, auf die 
hier weder rechtsphilosophisch noch 
strafrechtsgeschichtlich intensiver ein-
gegangen werden kann. Sie können die 
aktuelle Bedeutung des Ziels der Reso-
zialisierung nicht einschränken, denn 
die Theorie der gerechten Vergeltung im 
Sinne Kants und Hegels kann bestenfalls 
die Verteilung der Sanktionen nach im-
mer gleichen Grundsätzen legitimieren - 
sie trifft weder Aussagen über das Maß 
noch über den Inhalt der Sanktion. Eine 
demokratische Gesellschaft kann aber 
Strafen oder sonstige Zwangsmaßnah-

ter Menschen 2009 herausgearbeitet, 
dass Inhaftierte mit 62,9 % gegenüber 
der Vergleichsgruppe (44,7 %) deut-
lich häufiger Schulden haben, dass ihre 
Schuldenhöhe aber mit durchschnittlich 
etwa 40 000 Euro deutlich geringer ist 
als die der Nichtstraffälligen mit 64.000 
Euro (s. Kawamura-Reindl 2014, S. 149). 
Gleichwohl haben straffällige und insbe-
sondere inhaftierte Menschen aufgrund 
des geringeren oder nicht vorhandenen 
Einkommens und geringerer Unterstüt-
zungsressourcen viel größere Schwierig-
keiten bei der Rückzahlung.

Aus den schleswig-holsteinischen Jus-
tizvollzugsanstalten Lübeck, Neumüns-
ter, Kiel und Flensburg werden von der 
Arbeitsgemeinschaft Schuldnerbera-
tung für das Jahr 2012 durchschnittli-
che Schuldenhöhen von 6.600, 11.000, 
14.000 und 47.000 Euro berichtet (s. 
Zimmermann 2014a, S. 232).

Eine eigene Untersuchung zur sozialen 
Situation Haftentlassener in Berlin aus 
dem Jahr 1992, in der 356 Fälle durch 
die Justizvollzugsanstalten erfasst wur-
den, ergab in 44,9 % keinerlei Schulden, 
in 5,4 % Schulden bis zu 1.000 DM, in 
15,0 % bis 5.000 DM, in weiteren 18,0 
% Schulden zwischen 5.001 und 20.000 
DM und in 16,8 % Schulden über 20.000 
DM (s. Cornel 1992, Tabelle 21). Das er-
gab zusammengefasst in exakt 50 % der 
Fälle ein Problem der Überschuldung 
zum Zeitpunkt der Entlassung.

Im Zuge einer späteren eigenen Erhe-
bung im Jahr 2005 bei den Sozialen 
Diensten der Justiz in Berlin wurden kei-
ne absoluten Schuldenhöhen erhoben, 
sondern BewährungshelferInnen nach 
ihrer Einschätzung befragt, ob ihre Pro-
bandInnen überschuldet sind oder nicht. 
Im Ergebnis lauteten die Antworten 
bei 5827 validen Fällen in 28,8 % keine 
Schulden, in 25,6 % »aus Einkommen 
tilgbare Schulden« und in 45,6 % »über-
schuldet« (s. Cornel 2005, S. 53 f., Cornel 
2006, S. 116).

In der systematischen Rückfalluntersu-
chung im hessischen Jugendvollzug über 
die Jahrgänge 2003bis 2006 aus dem Jahr 
2011 gaben von 48 Befragten 34 (70,8 %) 
an, Schulden zu haben (s. Kerner u. a. 
2011, S. 257), wobei genau ein Viertel 

»Strafen allein  
zum Zwecke der  
Abschreckung ist  

unzulässig«

»Die  
Schuldenregulierung 

ist ein wichtiger  
Baustein der  

Resozialisierung«
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linquenz und ein fortdauerndes per-
sönliches Problem über den objektiv 
gegebenen Schuldenstand hinaus. 
Wer sich nicht seinen Vermögens-
verhältnissen angemessen verhalten 
kann (sprich: gegebenenfalls seinen 
Konsum einschränken kann), der hat 
auch im Entschuldungsprozess ein 
spezifisches Problem, auf das sich 
eine sozialpädagogische Hilfe ein-
stellen muss.

Im Alltag der Schuldnerberatung und 
Entschuldungshilfe kommen die Aspekte 
1, 3 und 4 häufig zusammen. Die Variante 
2 ist eher selten, zumindest wird von die-
sen Personen selten die Straffälligenhilfe 
konsultiert. Gleichwohl macht meines 
Erachtens diese analytische Trennung 
Sinn, um die ganze Vielfalt notwendiger 

Maßnahmen zur Erreichung des Resozi-
alisierungsziels in den Fokus zu nehmen.

Dieter Zimmermann hat sich für eine 
ganzheitliche soziale Schuldnerberatung 
ausgesprochen und deren Aufgaben in 
vier Säulen zusammengefasst:

1.	 finanziell-rechtliche Beratung

2.	 lebenspraktische Beratung

3.	 psychosoziale Beratung und

4.	 fallübergreifende Arbeit (s. Zimmer-
mann 2009, S. 440)8 

Unter die erste Überschrift fasst er unter 
anderem die Sicherung der materiellen 
Lebensgrundlage, die Haftvermeidung, 
das Erfassen aller Schulden, eine erste 
Vorprüfung hinsichtlich der Berechti-
gung beziehungsweise Verjährung sowie 
die Entwicklung einer Strategie der Sa-
nierung zusammen.

Hinsichtlich der lebenspraktischen Be-
ratung weist er unter anderem auf den 

8	 Eine etwas andere Systematik findet sich bei 
Zimmermann 2014b, S. 56 ff.

bekanntlich vielfältig. Konsumentenkre-
dite, Mietschulden, Schulden aus dem 
Versandhandel und bei Versicherungen 
und insbesondere bei jungen Menschen 
Schulden aus Handyverträgen (s. Bock/
Brettel 2009, S.7), deren Folgen sie nicht 
bedacht hatten. Nach Angaben des Sta-
tistischen Bundesamtes waren 2014 die 
zwei wichtigsten Gründe der Überschul-
dung Arbeitslosigkeit und Trennung/
Scheidung – noch vor Krankheit, Sucht, 
unwirtschaftlicher Haushaltsführung 
und gescheiterter Selbständigkeit.7

Wenn wir über Verschuldung und insbe-
sondere Überschuldung in ihrer Relevanz 
für die Erreichung des Resozialisierungs-
ziels beziehungsweise das Rückfallrisiko 
reden, dann sollten wir - trotz zahlreicher 
Überschneidungen in der Lebenswirk-
lichkeit - analytisch vier Aspekte trennen 
beziehungsweise unterscheiden:

1.	 Hohe Schulden oder Überschuldung, 
die die Lebenslage des oder der Be-
troffenen direkt nachdrücklich be-
einflusst, weil er oder sie über keine 
anderen ausgleichenden Ressour-
cen verfügt.

2.	 Hohe Schulden oder Überschuldung 
eines Verurteilten oder Haftentlas-
senen, dessen oder deren Lebens-
standard durch geschickte recht-
zeitige Vermögensverwaltung und 
–verschiebung wenig beeinflusst ist, 
beispielsweise weil er oder sie mit 
einem vermögenden Lebenspartner 
zusammenlebt (was immer das im 
Innenverhältnis dieser Beziehung 
bedeutet).

3.	 Hohe Schulden oder Überschuldung, 
die darüber hinaus die Integration in 
den Wohnungs- und Arbeitsmarkt 
erschweren oder unmöglich ma-
chen, weil der oder die Betroffene 
mit hohen Schulden keine Wohnung 
bekommt, deshalb nicht arbeiten 
kann, Lohnpfändungen das Arbeits-
verhältnis belasten und so weiter.

4.	 Hohe Schulden oder Überschuldung 
können darüber hinaus ein Indiz 
mangelnder sozialer Kompetenzen 
sein und insofern Auslöser der De-

7	  Vgl. Statistisches Bundesamt, Statistik zur 
Überschuldung privater Personen, Fachserie 15, Reihe 5, 
Wiesbaden 2015, S. 8

Das Bundesverfassungsgericht hat in 
der Folge immer wieder nicht nur den 
Verfassungsrang des Ziels der Resoziali
sierung betont,5 sondern auch den An
spruch auf Hilfe. Es hat allgemein aus der 
Sozialstaatsklausel eine Verpflichtung 
des Staates abgeleitet, soziale Sicherheit 
zu garantieren.6 Das Sozialstaatsprinzip 
verpflichtet nach der Auffassung des 
Bundesverfassungsgerichtes zur Besei
tigung individueller Notlagen und Situa
tionen sozialer Ungleichheit. »Danach ist 
der Staat gehalten, denjenigen Bürgern 
oder Gruppen die erforderlichen sozia
len Hilfen zu gewähren, die »aus wel
chen Gründen auch immer« an der frei
en Entfaltung ihrer Persönlichkeit und an 
der Wahrnehmung ihrer Rechte gehin
dert sind. Dabei können Lagen sozialer 
Ungleichheit den Staat qua Gesetzgeber 
nicht allein aus sozialstaatlichen Grün
den, sondern auch wegen des allgemei
nen Gleichheitssatzes (Art. 3 Abs. 1 GG) 
zum Tätigwerden verpflichten…” (s. Mül
ler-Dietz 1982, S. 80). 

Der frühere hessische Generalstaatsan-
walt Fritz Bauer hatte bereits 1960 die 
Resozialisierung aus dem Gebot des so-
zialen Rechtsstaats gefolgert (s. Bauer 
1970, S. 149).

Die Verwirklichung des Sozialstaates be
deutet, »die materiellen Voraussetzun
gen für die freie Entfaltung der Persön
lichkeit schaffen oder sichern (helfen). 
So verstanden, soll er letztlich Freiheit 
gewährleisten, indem er denjenigen Per
sonen oder Gruppen, denen die dafür 
erforderlichen Mittel fehlen, zu dieser 
Möglichkeit verhilft. Sozialstaatlichkeit 
ist also kein Selbstzweck, sondern Be
dingung für die Möglichkeit von Freiheit. 
Nur von daher und allein in diesem Rah
men legitimieren sich soziale (Integrati
ons-)Hilfen des Staates und Maßnahmen 
zum Abbau sozialer Ungleichheit.” (s. 
Müller-Dietz 1982, S.  81) Dies gilt auch 
für Resozialisierungshilfen und bestimmt 
somit deren Form und Inhalt. 

3. Ursachen der Verschuldung insbeson-
dere im Kontext der Straffälligkeit 

Die Ursachen der Verschuldung und 
insbesondere der Überschuldung sind 
5	 Vgl. BVerfGE 45, 187, 238 f; vgl. dazu auch Jung 1992, 
S. 85 
6	 Vgl. BVerfGE 51, 1, 27

»Ganzheitliche soziale 
Schuldnerberatung  

beruht auf  
vier Säulen«

tem, das seine Klienten und Klientinnen 
erreicht, motivieren kann und verläss-
lich unterstützt. Eine solche Forderung 
entbindet den Klienten und die Klientin 
nicht von eigenen Anstrengungen und 
Bemühungen, sondern formuliert nur 
das, was nach dem Sozialstaatsgebot 
von sozialer Arbeit zu leisten ist. Jeder 
Praktiker und jede Praktikerin weiß, dass 
selbst bei perfekten Angeboten noch 
viel an eigener Willenskraft und oft auch 
Konsumverzicht von den Klientinnen 
und Klienten verlangt werden muss, um 
aus ihrer Krise herauszukommen, ihre 
soziale Lebenslage zu verbessern und 
den Rückfall zu vermeiden.

Um das Ziel der Resozialisierung zu errei-
chen, gilt es, alle Rückfallrisiken zu erken-
nen und ihnen entgegenzuwirken - auf 
struktureller und auf individuelle Ebene. 
Die tatsächliche Einschätzung der Rück-
fallrisiken ist schwierig und teils auch 
problematisch, jedenfalls prognostisch 
nicht so leicht möglich, wie manche den 
Eindruck erwecken. Aber wir kennen die 
Risikofaktoren und die Schutzfaktoren 
und können einiges unternehmen, um 
die einen zu mindern und die anderen 
zu stützen. Da die Überschuldung unbe-
streitbar ähnlich wie fehlende Schulbil-
dung, fehlende qualifizierte Berufsaus-
bildung, frühkindliche pädagogische und 
emotionale Vernachlässigung oder gar 
Missbrauchserfahrungen, Wohnungslo-
sigkeit, Bindungsunfähigkeit, Sucht, feh-
lende Unterstützungsressourcen durch 
Partnerschaften und Angehörige und 
frühe, lang andauernde und ständig wie-
derkehrende Delinquenz zu den Risiko-
faktoren gehören, ist der Handlungsbe-
darf offensichtlich.

An dieser Stelle muss um der wissen-
schaftlichen Redlichkeit willen dreierlei 
eingefügt werden:

1.	 Wenn ich die Überschuldung als Risi-
kofaktor bezeichne, so gibt es dafür 
plausible Erklärungen und prakti-
sche Erfahrungen, weil durch Schul-
denprobleme Integrationsprozesse 
gestört wurden. Eine große aktuelle 
empirische kriminologische Studie, 
die die Bedeutung der Überschul-
dung für die Rückfälligkeit eventuell 
mit entsprechendem Vergleichs-

weiteren Verfahren (s. Zimmermann 
2009, S. 441, Zimmermann 2014 a, S. 
238 ff).

Wenn die Straffälligkeit selbst im Kon-
text einer persönlichen Krise entstand 
oder durch Untersuchungshaft oder 
eine Freiheitsstrafe über eine längere 
Zeit Tilgungen und sonstige Zahlungen 
nicht möglich waren, dann zeigt sich die 
besonders prekäre Situation, der mög-
licherweise auch nicht jeder klassische 
Schuldnerberater gewachsen ist. Hin-

zu kommen Stigmatisierungen, die für 
Straffällige und Überschuldete nicht nur 
ähnlich sein können, sondern sich noch 
verstärken können. Bock/Brettel haben 
das so ausgedrückt, dass Straffällige und 
Zahlungsunfähige als Personen gelten, 
»die an den Anforderungen des sozialen 
Lebens gescheitert sind.« (s. Bock/Bret-
tel 2009, S. 3)

Hinzu kommen die Wechselwirkungen, 
denn Straffälligkeit und Inhaftierung 
stellen nicht nur zusätzliche Risiken und 
Ursachen für die Verschuldung oder 
Überschuldung dar, sondern diese Über-
schuldung, oft verbunden mit Forde-
rungspfändungen, wirkt sich ihrerseits 
als Hürde der Resozialisierung aus (ebd., 
S. 2). Und da wären wir bei der Formulie-
rung der Überschuldung als Rückfallrisi-
ko, wie es im Titel meines Beitrags heißt. 

4. Perspektiven und Konsequenzen

Diese beschriebene komplexe Proble-
matik gilt es nicht nur zu beklagen: Das 
Resozialisierungsgebot des Grundgeset-
zes, abgeleitet aus der Menschenwürde 
und dem Sozialstaatsgebot, fordert Lö-
sungen. Der überschuldete straffällige 
Mensch hat einen Anspruch auf erfolg-
versprechende Hilfen und ein Hilfesys-

Überblick über Einnahmen und Ausga-
ben, eigene finanzielle Ressourcen und 
soziale Leistungsansprüche und Einspa-
rungsangebote hin.

Im Zuge der psychosozialen Beratung 
sollen einerseits die Schuldenentste-
hung, die Verschuldungshintergründe 
und Überschuldungsauslöser zum The-
ma gemacht werden. Andererseits soll 
es um die psychosozialen Folgen der 
Überschuldung, um Scham, Schuldge-
fühle, Ängste und Diskriminierung gehen 
sowie um die Perspektiven hinsichtlich 
der Selbsthilfepotenziale und Planungs-
kompetenz.

Und schließlich geht es in der vierten 
Säule zur fallübergreifenden Arbeit um 
Prävention, Öffentlichkeitsarbeit, Ver-
netzung der Beratungsangebote und so 
weiter.

Zu den oben genannten Ursachen der 
Verschuldung kommen bei straffällig ge-
wordenen Menschen und insbesondere 
bei Inhaftierten oder Haftentlassenen 
noch spezifische hinzu:

1.	 Viele denken zunächst an 
Gerichtskosten,9 aber diese selbst 
im engen Sinne machen meist nur 
einen kleinen Teil der Strafverfah-
renskosten aus. Viel wichtiger und in 
der Regel höher sind die Kosten der 
StrafverteidigerInnen (gegebenen-
falls als Pflichtverteidigergebühren) 
und Sachverständigen sowie Zeu-
genentschädigungen.

2.	 Daneben geht es um Schadenser-
satzforderungen, die sich direkt aus 
der Straftat, aus dem schädigen-
den Delikt ergeben, vom Ersatz der 
Diebesbeute, die längst nicht mehr 
vorhanden ist, über Arztrechnungen, 
Krankenhauskosten und Schmer-
zensgelder nach Körperverletzungs-
delikten bis zu Regressforderungen 
nach Leistungen zur Opferentschä-
digung.

3.	 Schließlich kann es bei Strafausset-
zungen zur Bewährung Geldaufla-
gen geben, Geldbußen und natür-
lich Geldstrafen, gegebenenfalls aus 

9	 Auf die Besonderheiten verweist die Broschüre 
»Schulden und Inhaftierung« (2015), S. 12.

»Der überschuldete 
straffällige Mensch 

hat einen  
Anspruch auf  

erfolgversprechende 
Hilfen«



BAG-S Informationsdienst Straffälligenhilfe 24. Jg. Heft 1/2016 BAG-S Informationsdienst Straffälligenhilfe 24. Jg. Heft 1/201632 33

alisierungsfonds, die die Entschuldung 
straffällig gewordener Menschen er-
leichtern.12 

Zimmermann hat darüber hinaus auf die 
Möglichkeiten präventiver Arbeit bei-
spielsweise durch soziales Training be-
ziehungsweise verbraucheraufklärende 
Gruppenarbeit hingewiesen, um über 
Versicherungen, Kontoführung, Kredit-
kosten und Widerrufsmöglichkeiten bei 
Haustürverträgen zu informieren und 
damit zukünftigen Überschuldungen 
vorzubeugen.

Das Insolvenzrecht ermöglicht über-
schuldeten Gefangenen – wenn auch mit 
hohen Hürden und bei langen Vollstre-
ckungszeiten – grundsätzlich den Zugang 
zum Verbraucherinsolvenzverfahren mit 
Restschuldbefreiung (s. Zimmermann 
2009, S. 450). Aber die Motivation ist 
nicht immer gleich hoch, die Vollstre-
ckungszeiten werden häufig eine Fortset-
zung der Sanierung nach der Haftentlas-
sung erforderlich machen und deshalb 
bedarf es nachhaltiger, ganzheitlicher 
und flächendeckender Lösungen. In 
dem im letzten Jahr vorgelegten Diskus-
sionsentwurf eines Landesresozialisie-
rungsgesetzes wurden flächendeckende 
Angebote der Schuldenregulierung, ein 
Resozialisierungsfonds sowie Hilfepläne 
und Konzeptionen der Koordination und 
Organisation der Hilfen gefordert und 
strukturiert entwickelt (s. Cornel u. a. 
2015, §§ 31, 32, 40, 41 und 46): 

Dies sind natürlich nicht die einzigen 
Stellschrauben, um angesichts des 
Rückfallrisikos Überschuldung das Re-
sozialisierungsziel ernster zu nehmen. 
Ein besonders trauriges Kapitel ist dies-
bezüglich die Arbeitsentlohnung und 
mangelnde Rentenversicherung im 
Strafvollzug, zumal sie nicht nur Schul-
dentilgung fast unmöglich machen und 
zu Altersarmut führen, sondern zugleich 
Unterhaltszahlungen und Opferentschä-
digungen erschweren, ja meist unmög-
lich machen. Diese Zusammenhänge 
sind seit Langem bekannt und der Ge-
setzgeber hatte bereits 1976 in das da-
malige Bundesstrafvollzugsgesetz in den 
§§ 190-193 StVollzG die Aufnahme in die 
Sozialversicherung13 sowie in §§ 43, 200 
12	  Vgl. die Auflistung auf dem Stand vom April 2013 bei 
Zimmermann 2014b, S. 60
13	 Nach einem Antrag der Fraktion »Die Linke«  befasste 

•	 Wenn die Verfassung das Ziel der Re-
sozialisierung straffällig gewordener 
Menschen verbindlich vorschreibt,

•	 wenn es keinen Zweifel daran gibt, 
dass auch im Strafvollzug Schuldner-
beratung geboten ist10 und

•	 wenn es auch zu den Aufgaben der 
Sozialen Dienste der Justiz und der 
freien Straffälligenhilfe gehört11,

dann müssen dazu auch die optima-
len organisatorischen Voraussetzungen 
geschaffen werden, zumal wenn man 

davon ausgeht, dass es sich bei der Ent-
schuldung nicht um ein punktuelles Er-
eignis, sondern einen Prozess handelt, 
der erfahrungsgemäß eher Jahre als 
Monate dauert, sodass sich die Situation 
des Straffälligen hinsichtlich der Phase 
der Strafvollstreckung und/oder der Re-
sozialisierung geändert haben kann.

Punktuell hat sich natürlich einiges ge-
tan – Schuldnerberatungen werden in 
vielen Gefängnissen und Straffälligen-
hilfeeinrichtungen teils seit 60 Jahren (s. 
Zimmermann 2009, S. 444) angeboten 
und in einigen Ländern gibt es Resozi-
10	 Das ergibt sich nach dem alten 
Bundesstrafvollzugsgesetz aus den §§ 73 und 74 in 
Verbindung mit §§ 2 und 3; vgl. Zimmermann 2009, 
S. 446; in Brandenburg heißt es beispielsweise in § 
11 Abs. 2 des Justizvollzugsgesetzes: »Die Straf- und 
Jugendstrafgefangenen sollen angehalten werden, 
den durch die Straftat verursachten materiellen 
und immateriellen Schaden wieder gutzumachen 
und eine Schuldenregulierung herbeizuführen. Sie 
erhalten Hilfe insbesondere bei der Feststellung 
und Regelung von Unterhaltsverpflichtungen und 
Schadenersatzforderungen sowie Beratung in sozialen 
und finanziellen Angelegenheiten.« In § 15 wird als 
Inhalt des Vollzugs- und Eingliederungsplans die 
»Schuldnerberatung und Schuldenregulierung« genannt.
11	  Das ist in der Literatur völlig unstrittig; vgl. 
Zimmermann 2009, S. 453 mit Verweis auf Schmitt 1998, 
S. 395

gruppendesign erwiesen hätte, gibt 
es nach meiner Kenntnis nicht.

2.	 Die Bezeichnung als ein Risikofaktor 
darf nicht vernebeln, dass wir nicht 
genau wissen, wie sich Überschul-
dung auf die Rückfälligkeit auswirkt. 
Überschuldung selbst führt sicher so 
wenig direkt zu Kriminalität wie Ar-
beitslosigkeit oder schlechte Schul-
bildung allein. Es geht in der Regel 
um ein Zusammenwirken verschie-
dener Faktoren, die statistisch die Ri-
siken erhöhen. Immerhin hat Dieter 
Zimmermann anschaulich erläutert, 
wie es durch pfändungsbedingten 
Mehraufwand des Arbeitgebers fast 
zwangsläufig zum Arbeitsplatzver-
lust kommt, beziehungsweise wa-
rum überschuldete Arbeitnehmer 
versucht sind, die Arbeitsstelle auf-
zugeben, um Lohnpfändungen zu 
vermeiden (S. Zimmermann 2009, 
S. 443). Und so werden aus einem 
Problem »Überschuldung« bei ei-
nem Straffälligen schon drei, näm-
lich Überschuldung, Vorstrafe und 
Arbeitslosigkeit.

3.	 Wir wissen auch wenig über die 
Wirkmächtigkeit dieses Aspekts der 
Überschuldung: Wie häufig spielt sie 
eine entscheidende Rolle beim dro-
henden Rückfall? Aber das ist nichts 
Spezifisches für diesen Risikofaktor 
– es ist quasi die besondere Qualität 
des Konzepts der Risiko- und Schutz-
faktoren. Man weiß, dass es eine 
nachteilige Rolle spielen kann – in 
welchem Ausmaß, ob allein oder 
nur im Zusammenwirken mit ande-
ren Risikofaktoren, möglicherweise 
auch nur als fehlende ausgleichende 
unterstützende Ressource, dazu ist 
kaum etwas bekannt und verlässlich 
zu sagen. Insofern ist es auch nicht 
sinnvoll, über Korrelationen zwi-
schen der Höhe der Schulden und 
dem Risiko nachzudenken – dazu ist 
die Verknüpfung viel zu komplex.

Trotz dieser notwendigen Klarstellungen 
können wir allgemein von einem Rück-
fallrisiko Überschuldung sprechen und 
müssen daraus Konsequenzen ziehen:

»Geringe  
Arbeitsentlohnung 
und mangelnde  

Rentenversicherung 
im Strafvollzug  

machen  
Schuldentilgung  
fast unmöglich«
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StVollzG eine höhere Entlohnung be-
schlossen, wenn auch zunächst befristet 
ausgesetzt. Dabei ist es bis heute geblie-
ben. Keines der Länderstrafvollzugsge-
setze hat diese Aspekte aufgegriffen und 
in einem Sinne geregelt, der das Rück-
fallrisiko Überschuldung entsprechend 
dem Resozialisierungsziel mindert.

Zusammenfassend kann folgendes Er-
gebnis festgehalten werden:

•	 Überschuldung ist ein relevanter 
Rückfallrisikofaktor.

•	 Resozialisierung ist das von der Ver-
fassung vorgegebene Ziel bei straf-
fällig gewordenen Menschen, also 
auch für überschuldete.

•	 Es gilt die strukturellen, gesetzlichen 
Voraussetzungen zu schaffen, um 
flächendeckend fachlich qualifizier-
te Schuldnerberatungen so anzu-
bieten, dass straffällig gewordene 
Menschen nicht nur in Haft und 
außerhalb der Haft erreicht wer-
den, sondern auch motiviert werden 
können. Auf die Entschuldungshilfe 
sollte ein gesetzlicher Anspruch be-
stehen.

•	 Inhaftierte sollten durch höhere Ar-
beitsentlohnung besser in die Lage 
versetzt werden, sich zu entschul-
den und durch die Einbeziehung 
in die Sozialversicherungen sollten 
spätere Verarmungen vermieden 
werden.

•	 Alle Bundesländer sollten einen Re-
sozialisierungsfonds einrichten und 
ausreichend ausstatten.

•	 Im Zuge der Resozialisierungshilfen 
sollte durch aufklärende Präventi-
onsarbeit zukünftigen Überschul-
dungen entgegengewirkt werden.

sich der Bundestag zuletzt am 18. Dezember 2014 mit 
der Einbeziehung der Gefangenen in die Kranken-, Pflege- 
und Rentenversicherung. Der Antrag wurde entsprechend 
einer Beschlussempfehlung des Ausschusses für Arbeit 
und Soziales (Drucksache 18/2784) unter Hinweis auf 
die fehlende Zustimmung der Bundesländer, die die 
Sozialversicherungsbeiträge tragen müssten, mit der 
Mehrheit aus CDU/CSU und SPD abgelehnt.
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Rechtsvereinfachung: 

Stellungnahme der  
Bundesarbeitsgemeinschaft der  

Freien Wohlfahrtspflege (BAGFW) 

Die Bundesarbeitsgemeinschaft der Freien Wohlfahrtspflege (BAGFW) hat eine Stellungnahme zum Ent-
wurf eines Neunten SGB II-Änderungsgesetzes (Rechtsvereinfachung) veröffentlicht. Der folgende Auszug 
aus der Stellungnahme bewertet die geplanten Änderungen bezüglich der Anrechnung des Überbrückungs-
geldes bei Haftentlassenen. 

Anrechnung des Überbrückungsgeldes bei Haftentlassenen (§ 11a SGB II-E) 

Das Haftentlassenen ausgezahlte Überbrückungsgeld wird zukünftig nur noch in begrenzter Höhe berück-
sichtigt. Die Höhe des als Einkommen zu berücksichtigenden Überbrückungsgeldes wird entsprechend der 
in § 51 StVollzG vorgesehenen Zweckbestimmung künftig auf einen Betrag begrenzt, der dem Bedarf des 
Haftentlassenen in 28 Tagen einschließlich des Tages der Haftentlassung entspricht. Der als Einkommen zu 
berücksichtigende Teil des Überbrückungsgelds ist wie eine einmalige Einnahme nach § 11 Abs. 2 SGB II 
zu behandeln, d. h. ggf. auf einen Zeitraum von 6 Monaten aufzuteilen. Die Neuregelung erfolgt nach der 
Gesetzesbegründung mit der Intention, mehr Haftentlassene in die Grundsicherung für Arbeitsuchende 
einzubeziehen. 

Bewertung: 

Die Neuregelung stellt – unabhängig von der grundsätzlichen Bewertung des Ansparens von Überbrü-
ckungsgeld – eine Verbesserung für Haftentlassene dar und wird begrüßt. Die über einen Halbjahreszeit-
raum erfolgende Einkommensanrechnung des Überbrückungsgeldes lässt sich hier mit der besonderen Si-
tuation von Haftentlassenen begründen. So wird der sofortige Zugang zu Leistungen der Grundsicherung, 
inklusive der Eingliederungsleistungen und des Krankenversicherungsschutzes, gewährleistet. 

Erwerbsfähige Haftentlassene mit Überbrückungsgeld haben auf jeden Fall (bei fehlendem oder nicht aus-
reichendem SGB III-Anspruch) Anspruch auf SGB II-Leistungen ab dem Tag der Haftentlassung. Die Anrech-
nung ist auf den Bedarf des Haftentlassenen für 28 Tage beschränkt. Hieraus ergibt sich ein Vorteil für 
Haftentlassene mit Familie. 

Allerdings: Wenn der Bedarf für die ersten 28 Tage aufgrund der Zweckbestimmung des Überbrückungs-
geldes angerechnet werden soll, so sollte sich diese Anrechnung auf die Leistungsanteile zur Deckung der 
laufenden Bedarfe nach dem 3. Kapitel, Abschnitt 2, Unterabschnitt 2 begrenzt sein. Nach der geplanten 
Regelung soll sich die Anrechnung hingegen auf alle Bestandteile der Grundsicherungsleistung als auch auf 
die Leistungen zum Decken des Bedarfs nach den Unterabschnitten 2 bis 4 beziehen, was also auch Kauti-
onsdarlehen, Erstausstattungen und – sofern relevant – Leistungen nach dem Bildungs- und Teilhabepaket 
einschlösse. 

aus: www.bagfw.de

werden. Die Krankenversicherung wäre 
immer über das Jobcenter garantiert. 

Vorteile und Nachteile der geplanten 
Neuregelung.

Die Neuregelung ist also in zweifacher 
Hinsicht besser: Beschränkung des 
Anrechnungsbedarfs nur auf den Be-
darf des Haftentlassenen (nicht ande-
re BG-Mitglieder), Sicherstellung des 
Krankenversicherungsschutzes, ohne 
dass hier zusätzliche Kosten auf Sei-
ten des Haftentlassenen entstehen. 
Kritisch ist anzumerken: Der Anrech-
nungsbetrag »Bedarf der ersten 28 
Tage« schließt alle Bedarfe (außer der 
Krankenkasse) ein. Oft haben Haftent-
lassene zusätzliche Bedarfe wie die 
Erstausstattung oder die Kaution. Diese 
Bedarfe würden den Anrechnungsbetrag 
erheblich steigern, so dass vom Überbrü-
ckungsgeld nichts übrig bleiben würde. 
Anderseits wird es zu neuer Rechtsunsi-
cherheit führen, wenn Bedarfe bewusst 
erst nach Ablauf der 28 Tage geltend 
gemacht werden. Dies ist auch keines-
wegs im Sinne des angestrebten Über-
gangsmanagements für Haftentlasse. 
Ein Vorschlag wäre, die Anrechnung – so 
sie denn unbedingt sein muss – zumin-
dest auf die laufenden Bedarfe der ers-
ten 28 Tage zu beschränken.«

aus: www.sozialrecht-justament.de

Nach der Neuregelung würde das Über-
brückungsgeld lediglich in Höhe des 28 
Tage-Bedarfs des Haftentlassenen, hier 
also 600 Euro, angerechnet werden. Das 
Ehepaar würde daher durchgehend SGB 
II-Leistungen unter Anrechnung der 600 
Euro erhalten. 

Fallbeispiel 2:

Der Haftentlassene zieht in ein Pensions-
zimmer. Der 28-Tage-Bedarf beträgt 900 
Euro, das Überbrückungsgeld beträgt 
wiederum 1.600 Euro.

Nach der bisherigen Rechtsprechung 
besteht in den ersten 28 Tagen nach der 
Haftentlassung kein SGB II-Leistungsan-
spruch, weil das Überbrückungsgeld den 
Bedarf deckt. Der Haftentlassene muss 
sich freiwillig krankenversichern. 

Nach der Neuregelung würde das Über-
brückungsgeld auch in Höhe des 28-Ta-
ge-Bedarfs der haftentlassenen Person 
angerechnet werden. Hier würde also 
ebenfalls eine Anrechnung des Über-
brückungsgeldes in Höhe von 900 Euro 
(28 Tage-Bedarf) erfolgen. Die Anrech-
nung würde aber ganz normal nach dem 
Zuflussprinzip erfolgen: Verbleiben im 
Monat der Haftentlassung 28 Tage oder 
weniger Tage mit SGB II-Anspruch (z.B. 
erst am 3. Monatstag entlassen) führt 
die Anrechnung des Überbrückungsgel-
des in Höhe des 28 Tage-Bedarfs zu kei-
nem Leistungsanspruch. Der Betroffene 
müsste sich also freiwillig in den ersten 
28 Tagen krankenversichern. Die geplan-
te Änderung soll dies verhindern: Es wird 
zwar nur das Überbrückungsgeld in Höhe 
des 28-Tage-Bedarfs angerechnet, aber 
dieses wird wie einmaliges Einkommen 
auf 6 Monate verteilt. Dadurch ergibt 
sich ein kontinuierlicher Leistungsan-
spruch. Im genannten Beispiel (900 Euro 
beträgt der 28 Tage-Bedarf) würden also 
monatlich 150 Euro (abzüglich 30 Euro 
Freibetrag) über 6 Monate angerechnet 

Bernd Eckardt  
Sozialpädagogi-

sche Beratung 
BECKHÄUSER & 

ECKHARDT

Bernd Eckhardt, Experte für Sozialrecht, 
hat in der aktuellen Ausgabe von »Sozi-
alrecht Justament« an Fallbeispielen dar-
gelegt, wie die gesetzliche Neuregelung 
des Überbrückungsgeldes in der Praxis 
aussehen würde. Die Vor- und Nachtei-
le der geplanten Reglungen werden da-
durch sehr deutlich. 

Die geplante Regelung § 11 a Absatz 6 
SGB II lautet: 

»Überbrückungsgeld nach § 51 des 
Strafvollzugsgesetzes oder vergleichbare 
Leistungen nach landesrechtlichen Rege-
lungen sind nicht als Einkommen zu be-
rücksichtigen, soweit sie den Bedarf der 
leistungsberechtigten Person für 28 Tage 
übersteigen. Die Berücksichtigung des 
als Einkommen verbleibenden Teils der 
in Satz 1 bezeichneten Leistungen richtet 
sich nach § 11 Absatz 3.« 

Der folgende Textausschnitt ist der Aus-
gabe »Sozialrecht Justament« (S. 18-19) 
entnommen. 

Fallbeispiel 1: 

Ein Haftentlassener erhält 1.600 Euro 
Überbrückungsgeld. Er zieht nach der 
Haftentlassung wieder bei seiner Ehe-
frau ein, die SGB II-Leistungen bezieht. 
Sein »28-Tage-Bedarf« beträgt 600 Euro 
(364 Euro Regelbedarf + 236 Euro antei-
lige Kosten der Unterkunft).

Nach der bisherigen Rechtsprechung 
des Bundessozialgerichts würde das 
Überbrückungsgeld auf den Bedarf in 
den ersten 28 Tagen des Haftentlassenen 
und den Bedarf der unterhaltberechtig-
ten Ehefrau angerechnet werden. Der 
Bedarf des Ehepaars beträgt in dem Bei-
spiel 1.200 Euro. Der Leistungsanspruch 
würde komplett entfallen. Beide müss-
ten sich zudem freiwillig krankenversi-
chern. Damit wäre das Überbrückungs-
geld aufgebraucht.

Nach der Entlassung:
Fallbeispiele zur geplanten  

Berechnung des Überbrückungsgeldes
von Bernd Eckhardt
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Satz 1 SGB XII und der Beiträge zur ge-
setzlichen Kranken- und Pflegeversiche-
rung (§ 32 SGB XII) bewilligt hat.

Für den Kläger wird beantragt:

Der Ablehnungsbescheid des beklagten 
SGB II-Trägers vom 24. Juli 2015 in der 
Gestalt des Widerspruchsbescheids vom 
3. September 2015 und der Ablehnungs-
bescheid vom 27. April 2015 werden 
aufgehoben und das beklagte Jobcenter 
wird verpflichtet, dem Kläger für die Zeit 
vom 9. April bis zum 9. September 2015 
Leistungen zur Sicherung des Lebensun-
terhalts zu bewilligen.

Für den Beklagten wird beantragt, die 
Klage abzuweisen.

Für den beigeladenen Sozialhilfeträger 
ist kein Antrag gestellt worden.

Entscheidungsgründe:

Die zulässige Klage hat in der Sache Er-
folg.

Der Kläger hat auch vom 9. April bis zum 
9. September 2015 Anspruch auf Leis-
tungen zur Sicherung des Lebensunter-
halts vom beklagten SGB II-Träger.

Im Wege des Zugunstenverfahrens sind 
daher der Bescheid vom 24. Juli 2015 in 
der Gestalt des Widerspruchsbescheids 
vom 3. September 2015 sowie der Be-
scheid vom 27. April 2015 aufzuheben, 
weil sie rechtswidrig sind und den Kläger 
in seinen Rechten verletzen. (…)

Demnach besteht ein Anspruch auf 
Rücknahme des Ablehnungsbescheids 
vom 27. April 2015. Dem Kläger sind 
Leistungen zur Sicherung des Lebensun-
terhalts – gemäß dem Klageantrag – vom 
9. April bis zum 9. September 2015 zu 
bewilligen. (…)

wurde in derselben Einrichtung durchge-
führt, wobei der Kläger am 10. Dezember 
2015 entlassen werden sollte.

Der Widerspruch wurde mit Wider-
spruchsbescheid vom 3. September 2015 
zurückgewiesen. In der Rechtsprechung 
sei klargestellt worden, dass 26 Wochen 
einem Zeitraum von sechs Monaten 
gleichzusetzen seien. So liege es hier.

Dagegen hat der Kläger durch seinen 
Prozessbevollmächtigten am 18. Sep-
tember 2015 Klage beim Sozialgericht 
Augsburg erhoben und trug zur Begrün-
dung vor:

Während der stationären Behandlung 
bestehe kein Leistungsausschluss, da 
zum Prognosezeitpunkt die stationäre 
Unterbringung voraussichtlich weniger 
als sechs Monate dauern sollte. Maß-
geblich für die Prognose sei die Antrag-
stellung beim Sozialleistungsträger, frü-
hestens aber der Beginn der Maßnahme.

Auf die Genehmigung des Trägers der ge-
setzlichen Rentenversicherung für sechs 
Monate beziehungsweise 26 Wochen 
komme es nicht an. Der Kläger habe 
nach seiner Haftentlassung Überbrü-
ckungsgeld erhalten, das seinen Lebens-
unterhalt bis 8. April 2015 gedeckt habe.

Der beklagte SGB II-Träger hat seine Ab-
lehnungsentscheidung verteidigt.

Mit Leistungsbescheid vom 25. Septem-
ber 2015 bewilligte das beklagte Jobcen-
ter dem Kläger Arbeitslosengeld II vom 
10. September bis zum 10. Dezember 
2015.

Mit Beschluss vom 9. Oktober 2015 ist 
die Beiladung des Sozialhilfeträgers er-
folgt, der dem Kläger während der stati-
onären Maßnahme bis zum 10. Septem-
ber 2015 Hilfe zum Lebensunterhalt in 
Form des Barbetrags nach § 27b Abs. 2 

Tatbestand des Urteils vom 7. Dezem-
ber 2015 (Az.: S 8 AS 1018/15)

Der Kläger begehrt im Wege eines nach 
§ 44 Abs. 1 Satz 1 SGB X gestellten Über-
prüfungsantrags (Rücknahme eines 
rechtswidrigen nicht begünstigenden 
Verwaltungsaktes) Arbeitslosengeld II 
für die Zeit einer stationären Therapie.

Der Kläger wurde am 12. März 2015 
aus der Strafhaft entlassen, wobei ihm 
681,59 Euro Überbrückungsgeld nach § 
51 StVollzG ausbezahlt wurden.

Er trat am gleichen Tag eine stationäre 
medizinische Rehabilitationsmaßnahme 
im Bereich des beklagten Jobcenters 
an. Die Deutsche Rentenversicherung 
als Träger der Maßnahme hatte mit Be-
scheid vom 6. Februar 2015 bereits eine 
stationäre Leistung zur medizinischen 
Rehabilitation für 26 Wochen bewilligt. 
Die Einrichtung gab in der Aufnahme-
mitteilung vom 12. März 2015 als vor-
aussichtliches Entlassungsdatum den 10. 
September 2015 an.

Der SGB II-Träger lehnte es mit Bescheid 
vom 27. April 2015 ab, dem Kläger Leis-
tungen zur Sicherung des Lebensunter-
halts nach den §§ 19 ff. SGB II zu bewilli-
gen, weil dieser wegen einer stationären 
Unterbringung für sechs Monate von der 
Gewährung von Leistungen nach dem 
SGB II ausgeschlossen sei.

Im Juli 2015 wurde für den Kläger ein auf 
§ 44 Abs. 1 Satz 1 SGB X gestützter Über-
prüfungsantrag gestellt. Das Jobcenter 
lehnte jedoch mit Bescheid vom 24. Juli 
2015 eine Überprüfung ab, da keine un-
richtige Rechtsanwendung feststellbar 
sei.

Am 24. August 2015 bewilligte der Ren-
tenversicherungsträger dem Kläger eine 
stationäre Leistung zur medizinischen 
Rehabilitation für drei Monate. Diese 

Urteil des Sozialgerichts Augsburg zum ALG II-Bezug  
während einer stationären Therapie 

Aktuelle Rechtsprechung
von Manfred Hammel

10. September 2015 angegeben. Ohne 
dass es auf die Frage ankommt, ob Auf-
nahme- und Entlassungstag mitzuzählen 
sind, wird damit die zeitliche Grenze von 
sechs Monaten – zumindest geringfügig 
– unterschritten.

Für das Gericht sind auch keine Anhalts-
punkte dafür ersichtlich, dass diese Pro-
gnose unschlüssig oder sachlich unbe-
gründet gewesen ist, gerade angesichts 
dessen, dass der Rentenversicherungs-
träger nur für 26 Wochen eine Maßnah-
me bewilligt hatte.

Die spätere Fortsetzung des Rehabilitati-
onsaufenthalts des Klägers war im März 
2015 ebenfalls noch nicht absehbar und 
ändert daher an der Grundeinschätzung 
nichts.

Der Klage ist deshalb stattzugeben und 
der Beklagte gemäß § 130 Abs. 1 Satz 1 
SGG zur Leistungsbewilligung dem Grun-
de nach zu verurteilen, da die genaue 
Höhe der Leistung an den Kläger im Hin-
blick auf einen möglichen Erstattungsan-
spruch des beigeladenen Sozialhilfeträ-
gers gegen das beklagte Jobcenter und 
die Wirkungen des § 107 Abs. 1 SGB X 
(»Soweit ein Erstattungsanspruch be-
steht, gilt der Anspruch des Berechtigten 
gegen den zur Leistung verpflichteten 
Leistungsträger als erfüllt«) erst noch zu 
klären sein werden.

Anmerkungen:

Dieses Urteil erging in Orientierung an-
hand zweier wichtiger, in der Ausgabe Nr. 
3/2015 des BAG-S Informationsdienst 
Straffälligenhilfe dargestellter Entschei-
dungen des Bundessozialgerichts (BSG), 
die folgend nochmal skizziert werden 
sollen. 

1) Anrechnung von Überbrückungsgeld 
nach § 51 Abs. 1 StVollzG

Der am 7. Dezember 2015 vor dem So-
zialgericht Augsburg erfolgreiche Kläger 
erhielt bei seiner Haftentlassung am 12. 
März 2015 ein Überbrückungsgeld von 
681,59 Euro ausbezahlt. Das BSG stell-
te in seinen Urteilen vom 28. Oktober 
20141 und vom 24. April 20152 deut-
1	  Az.: B 14 AS 36/13.R – Informationsdienst 
Straffälligenhilfe 3/2015, S. 40 f.
2	  Az.: B 4 AS 22/14.R – Informationsdienst 
Straffälligenhilfe 3/2015, S. 41.

Krankenhausaufenthalts in einer der von 
§ 107 Abs. 2 SGB V aufgeführten Vorsor-
ge- und Rehabilitationseinrichtungen 
und auch, wenn nicht eine Krankenkas-
se, sondern die Deutsche Rentenversi-
cherung Maßnahmenträger ist, weil § 
7 Abs. 4 Satz 3 Nr. 1 SGB II insofern of-
fen gehalten ist (vgl. BSG, Urteil vom 2. 
Dezember 2014 – Az.: B 14 AS 66/13.R 
- BAG-S Informationsdienst Straffälligen-
hilfe 3/2015, S. 43 ff.).

Damit fällt auch die vom Kläger besuchte 
stationäre Einrichtung unter diese Aus-
nahmebestimmung.

Maßgeblich für die mit der Formulierung 
»voraussichtlich« im Sinne des § 7 Abs. 4 
Satz 3 Nr. 1 SGB II vorgeschriebene Pro-
gnoseentscheidung können einzig die 
Umstände zu Beginn des jeweiligen sta-
tionären Aufenthalts sein, weil eine ein-
heitliche und zukunftssichere Weichen-
stellung zwischen den Hilfesystemen 
der Grundsicherung für Arbeitsuchende 
nach dem SGB II einerseits und der Sozi-
alhilfe gemäß dem SGB XII andererseits 
vorgenommen werden soll.

Mit dieser gesetzgeberischen Intention 
wäre es nicht vereinbar, wenn eine Pro-
gnose nachträglich korrigiert oder durch 
eine spätere Entwicklung überholt wer-
den könnte (vgl. dazu BSG, Urteile vom 
12. November 2015 – Az.: B 14 AS 6/15 
– und vom 2. Dezember 2014 – BAG-S 
Informationsdienst Straffälligenhilfe 
3/2015, S. 43 f.).

Demzufolge kann es auch nicht primär 
darauf ankommen, für welchen Zeit-
raum der Rentenversicherungsträger 
die Maßnahme bewilligt hat. Denn hier 
wird regelhaft für einen bestimmten ma-
ximalen Zeitraum bewilligt werden, und 
eine konkrete Prognose ist am ehesten 
seitens der aufnehmenden Einrichtung 
zu erwarten. 

Für den Fall des Klägers ergibt sich somit, 
dass zu Beginn der stationären Leistung 
zur medizinischen Rehabilitation der 
Aufenthalt auf weniger als sechs Monate 
prognostiziert wurde.

Die Einrichtung hat in ihrer Aufnahme-
mitteilung vom 12. März 2015 als vor-
aussichtliches Entlassungsdatum den 

Der Kläger ist leistungsberechtigt nach § 
7 Abs. 1 Satz 1 SGB II.

Er war im streitigen Zeitraum 27 bezie-
hungsweise 28 Jahre alt, besitzt eine 
Niederlassungserlaubnis und hat seinen 
gewöhnlichen Aufenthalt in Deutsch-
land, im örtlichen Zuständigkeitsbereich 
des beklagten Jobcenters. Der Kläger ist 
auch mangels Einkommens und verwert-
baren Vermögens hilfebedürftig, jeden-
falls in Höhe des Regelbedarfs nach § 20 
SGB II von zum streitigen Zeitraum 399 
Euro pro Monat.

Das Überbrückungsgeld, das der Kläger 
bei seiner Entlassung aus der Strafhaft 
am 12. März 2015 erhielt, deckte seinen 
Bedarf nach dem SGB II wegen § 51 Abs. 
1 StVollzG und der dort festgesetzten 
Frist von vier Wochen bis zum 8. April 
2015 (vgl. Bundessozialgericht – BSG -, 
Urteil vom 28. Oktober 2014 – Az.: B 14 
AS 36/13.R - BAG-S Informationsdienst 
Straffälligenhilfe 3/2015, S. 40 f.). Das 
Klagebegehren ist auch zulässig auf die 
Zeit ab dem 9. April 2015 beschränkt 
worden.

Trotz Durchführung einer stationären 
Rehabilitationsmaßnahme ist von der Er-
werbsfähigkeit des Klägers entsprechend 
§ 8 Abs. 1 SGB II im streitigen Zeitraum 
auszugehen, da auch keine Feststellung 
im Sinne des § 44a SGB II (hier: Feststel-
lung von Erwerbsunfähigkeit) vorliegt.

Der vom beklagten SGB II-Träger ein-
gewandte Leistungsausschluss nach § 
7 Abs. 4 Satz 1 SGB II greift nicht. Zwar 
erhält demnach keine Leistungen der 
Grundsicherung für Arbeitsuchende, wer 
in einer stationären Einrichtung unterge-
bracht ist. Das war beim Kläger während 
des gesamten streitgegenständlichen 
Zeitraums der Fall, weil er in dieser Zeit 
– und darüber hinaus – eine stationäre 
Maßnahme zur medizinischen Rehabili-
tation absolviert hat, und er dazu in einer 
stationären Einrichtung untergebracht 
war.

Allerdings kommt vorliegend die Rück-
ausnahme des § 7 Abs. 4 Satz 3 Nr. 1 SGB 
II zum Tragen.

Diese Regelung greift ebenso für stati-
onäre Unterbringungen jenseits eines 
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gen Zeitraum hinweg in dieser Einrich-
tung behandelt wird. Hier kommt dem 
Maßnahmenträger ein bedeutendes 
Ermessen zu. Aus mit dem einzelnen 
Rehabilitanden zusammenhängenden 
Gründen oder auch aus Gründen, die 
auf Besonderheiten im Betriebsablauf 
der Fachklinik zurückzuführen sind, darf 
diese Einrichtung im Rahmen der geneh-
migten Aufenthaltsdauer einer suchtmit-
telabhängigen Person gegenüber eine 
von den ursprünglichen Festsetzungen 
der Rentenversicherung abweichende 
Entscheidung treffen:

Bereits zu einem früheren Zeitpunkt als 
nach 26 Wochen eine Beendigung der 
Behandlungsphase aussprechen oder 
auf eine Verlängerung des Rehabilitati-
onszeitraums hinwirken.

Von ausschlaggebender Bedeutung 
für die Auslegung und Anwendung des 
§ 7 Abs. 4 Satz 3 Nr. 1 SGB II sind hier 
stets die Wirklichkeiten des Rehabili-
tationsverlaufs und nicht diejenigen 
Daten und Fakten, die der Rentenver-
sicherungsträger innerhalb seines Be-
willigungsbescheids im Vorfeld der Be-
handlungsphase verfügte. Nicht der von 
der Deutschen Rentenversicherung be-
willigte Maßnahmenzeitraum, sondern 
die von der einzelnen Facheinrichtung 
in diesem Rahmen bei der Aufnahme 
eines Rehabilitanden vertretene Prog-
nose hinsichtlich der voraussichtlichen 
Behandlungsdauer haben in Sachen der 
Heranziehung des § 7 Abs. 4 Satz 3 Nr. 1 
SGB II eine maßgebende Bedeutung.

Dies gilt auch dann, wenn die von der 
Fachklinik festgesetzte Rehabilitations-
phase nur wenige Tage vor dem Ablauf 
von sechs Monaten endet, denn auch in 
diesem Fall sind die von § 7 Abs. 4 Satz 
3 Nr. 1 SGB II hinsichtlich der Behand-
lungsdauer festgesetzten Voraussetzun-
gen erfüllt.  

ausfertigte, konnte hier nicht dazu füh-
ren, dass die aus § 7 Abs. 4 Satz 3 Nr. 1 
SGB II hervorgehende Ausnahmebestim-
mung in keiner Weise zur Anwendung 
gelangte. Zum einen hat eine Rehabi-
litationseinrichtung nach § 107 Abs. 2 
SGB V aufgrund des bei ihr ebenfalls im 
Vordergrund stehenden Aspekts der zu 
leistenden gesundheitlichen Stabilisie-
rung und Festigung gesundheitlich an-
geschlagener Personen mit einem Kran-
kenhaus im Sinne des § 107 Abs. 1 SGB 
V gleichgesetzt zu werden. Zum anderen 
war im Fall des Klägers unter Beweis ge-
stellt, dass seine im stationären Rahmen 
durchgeführte Rehabilitationsphase von 
vornherein auf »voraussichtlich weniger 
als sechs Monate« im Sinne des § 7 Abs. 
4 Satz 3 Nr. 1 SGB II angesetzt war.

Das BSG stellte mit Urteil vom 2. Dezem-
ber 20143 klar, es würde gerade nicht 
zur Disposition des haftentlassenen An-
tragstellers stehen, über das von ihm frei 
gewählte Datum der Beantragung von 
Arbeitslosengeld II die Voraussetzungen 
für die Anwendbarkeit der aus § 7 Abs. 
4 Satz 3 Nr. 1 SGB II hervorgehenden 
Ausnahmebestimmung zu schaffen. Im 
dort entschiedenen Fall hatte der Kläger 
von seinem Rentenversicherungsträger 
ebenfalls eine Kostenübernahmeerklä-
rung für eine 26-wöchige, vollstationär 
durchgeführte Rehabilitationsbehand-
lung erhalten, stellte aber erst einige 
Tage nach dem Antritt dieser Maßnahme 
einen Alg II-Antrag, weil von diesem Da-
tum an mit einer Therapiedauer von vo-
raussichtlich weniger als sechs Monaten 
zu rechnen war. Das BSG hielt die vom 
zuständigen Jobcenter verfügte Ableh-
nung dieses Leistungsantrags für recht-
mäßig, weil der Beginn des in diesem Zu-
sammenhang maßgeblichen Zeitraums 
von sechs Monaten aufgrund der sach-
verhaltsmäßigen Besonderheiten bereits 
zu einem früheren Zeitpunkt, nämlich 
dem Aufnahmedatum, angesetzt zu wer-
den hatte.

Wenn aber ein Träger der gesetzlichen 
Rentenversicherung eine Deckungszu-
sage ausfertigt, die einen 26-wöchigen 
Behandlungszeitraum gestattet, dann 
bedeutet dies nicht automatisch, dass 
die rehabilitationsberechtigte Person 
tatsächlich auch über einen solch lan-
3	  Az.: B 14 AS 66/13.R – Informationsdienst 
Straffälligenhilfe 3/2015, S. 43 ff.

lich heraus, dass es sich beim Überbrü-
ckungsgeld um ein Einkommen gemäß § 
11 Abs. 1 Satz 1 SGB II handelt, das von 
der einzelnen haftentlassenen Person 
stets für die Deckung des notwendigen 
Lebensunterhalts für die ersten vier Wo-
chen nach dem Ende der Strafhaft ein-
zusetzen ist. In entsprechender Weise 
hatte (und konnte der Höhe nach) die-
ses Überbrückungsgeld dem Kläger zur 
Deckung seines notwendigen Lebens-
unterhalts vom 12. März bis zum 8. Ap-
ril 2015 problemlos ausreichen. Diesem 
Antragsteller entstanden während seiner 
Rehabilitationsbehandlung keine unter-
kunftsbezogenen Kosten. Diese Aufwen-
dungen wurden vom Träger der gesetzli-
chen Rentenversicherung übernommen.

Nach Ablauf des vierwöchigen Zeitraums 
standen dem Kläger zwar noch – rein 
rechnerisch betrachtet – über 280 Euro 
aus dem von ihm bei der Haftentlassung 
erhaltenen Überbrückungsgeld zur Ver-
fügung. Dieser Betrag stellte ab dem 9. 
April 2015 ein Vermögen nach § 12 Abs. 
1 SGB II dar, das wegen seiner Gering-
fügigkeit gemäß § 12 Abs. 2 Satz 1 Nr. 1 
SGB II in Verbindung mit § 12 Abs. 2 Satz 
2 Nr. 3 SGB II nicht zur Finanzierung des 
notwendigen Lebensunterhalts dieser 
Person einzusetzen war.

2)Bewilligung von Leistungen zur Siche-
rung des Lebensunterhalts nach den §§ 
19 ff. SGB II während der Rehabilitati-
onsbehandlung

Strittig war zwischen dem haftentlasse-
nen Kläger und dem zuständigen SGB 
II-Träger aber noch die Bewilligung von 
existenzsichernden Leistungen nach 
dem Ablauf des vorab näher bezeichne-
ten vierwöchigen Zeitraums, das heißt 
ab dem 9. April 2015. Die Zeitspanne, in 
der die stationäre medizinische Rehabi-
litationsmaßnahme bereits seit dem 12. 
März 2015 andauerte und den von der 
Fachklinik getätigten Festsetzungen zu-
folge am 10. September 2015, unmittel-
bar vor Ablauf von sechs Monaten, en-
den sollte.

Die Tatsache, dass der zuständige Ren-
tenversicherungsträger dem Kläger und 
der Rehabilitationseinrichtung eine Kos-
tenübernahmeerklärung für eine Be-
handlungszeit von insgesamt 26 Wochen 
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werde mit den Mitgliedern das Gespräch 
suchen und versuchen, die Netzwerke 
noch weiter auszubauen. Besonders der 
ständige Austausch in den Netzwerken 
und mit den Mitgliedern ist unabdingbar, 
denn ohne den Austausch würde man 
gar nicht erfahren, was die Praktiker be-
wegt und welcher Fachthemen wir uns 
annehmen müssen. 

Herr Wolter, nun zu etwas anderem. 
Der Karneval ist in Köln gerade vorbei. 
Wie halten Sie es mit dieser närrischen 
Jahreszeit? 

Als Zugezogener ist das bei mir von Jahr 
zu Jahr sehr unterschiedlich. Karneval 
ist für mich keine Pflichtveranstaltung. 
Wenn wir in Köln sind, dann versuchen 
wir meistens, ein paar Karnevalstage 
mitzuerleben. Ich bin aber auch nicht 
traurig, wenn das einmal nicht klappt. 
Dieses Jahr waren wir zwar hier, aber 
den Rosenmontagsumzug haben wir 
uns nicht angesehen. Der hat durch die 
stürmische Wetterlage ja leider nur sehr 
eingeschränkt stattgefunden. Wir haben 
aber dafür an dem Wochenende vor Ro-
senmontag etwas gefeiert. 

Ihre Kollegin Frau Engels hat ja eine 
ganz besondere Leidenschaft für den  
1. FC Köln. Teilen Sie dieses Interesse 
oder begeistert Sie etwas anderes? 

Witzigerweise bin ich gar nicht so fuß-
ballaffin. Was ich gerne mache, sind vor 
allem Kurz- oder Wochenendtrips in an-
dere Städte. Im November letzten Jah-
res war ich beispielsweise in Wien. Die 
Architektur ist unfassbar schön. Mir war 
vorab gar nicht klar, was die Habsburger 
sich alles »geleistet« haben.

Außerdem habe ich eine große Leiden-
schaft fürs Kochen. Das finde ich sehr 
entspannend und beruhigend. Vor allem 
am Wochenende probiere ich sehr gerne 
neue Rezepte aus. Dabei orientiere ich 

Herr Wolter, was waren Ihre beruflichen 
Etappen, bevor Sie beim DBH anfingen? 

Meine berufliche Laufbahn begann in 
Würzburg mit dem Studium der Sozio-
logie und Kriminologie. Letzteres im 
Fachgebiet Rechtswissenschaft mit den 
Schwerpunkten Strafrecht, Strafvollzug, 
Jugendstrafrecht sowie Kriminologie. 
Meinen Magisterabschluss absolvierte 
ich dann in Göttingen. Weitere Stationen 
waren unter anderem die Kriminologi-
sche Forschungsstelle im Landeskrimi-
nalamt Niedersachsen, das Institut für 
Kriminologie an der Universität zu Köln 
und das Institut für Angewandtes Ma-
nagement und Organisation in der Sozi-
alen Arbeit an der Fachhochschule Köln, 
die nun Technische Hochschule Köln 
heißt. Ich habe also einen recht vielsei-
tigen Einblick gewinnen können, den ich 
in meiner neuen Funktion als Geschäfts-
führer des DBH-Fachverbandes ganz gut 
einbringen kann.

Auf welchen Themenbereich werden 
Sie beim DBH den Fokus legen? 

Ich möchte den Themenbereich Krimi-
nalprävention – und im Speziellen Kri-
minalprävention im Strafvollzug – gerne 
etwas erweitern. Aber die erste Heraus-
forderung wird erst mal sein, sowohl im 
Arbeitsfeld als auch im Netzwerk des 
DBH-Fachverbands Fuß zu fassen. Ich 

Interview
Über Fachliches, Geschmackliches und Närrisches

Daniel Wolter, neuer Geschäftsführer des DBH e. V.

mich vor allem an der gutbürgerlichen 
oder italienischen Küche.  

Bevor wir nun gleich Hunger bekom-
men, zu guter Letzt noch die Frage, ob 
es denn eine Person gibt, die Sie beson-
ders inspiriert?

An sich gibt es sogar mehrere Persönlich-
keiten, die das tun und mich beispiels-
weise auch im Studium begleitet haben. 
Statt nun aber eine konkrete Person zu 
benennen, würde ich viel lieber auf all 
die Personen hinweisen, die sich für die 
Ideale der Gerechtigkeit, für den Zusam-
menhalt und das soziale Miteinander 
einsetzen. Ich finde es sehr inspirierend, 
wie sich Menschen in die Gemeinschaft 
oder Gesellschaft einbringen können.  
Das sieht man gegenwärtig beispielswei-
se besonders an den Ehrenamtlichen, 
die sich für die Geflüchteten einsetzen. 
Der soziale Zusammenhalt und auch die 
Frage der Integration sind ja auch bei uns 
in der Straffälligenhilfe zentrale Themen. 
Meine Bewunderung gilt daher nicht 
nur einer einzigen Person, sondern es ist 
eher die Bewunderung für das gelebte 
Engagement vieler einzelner Menschen.

Das Interview mit Daniel Wolter, Ge-
schäftsführer des DBH e.V.  

 Fachverband für Soziale Arbeit,  
Strafrecht und Kriminalpolitik führte 

Eva-Verena Kerwien.

Auch im Präsidium des DBH-
Fachverbands gab es personelle 
Veränderungen. Der Fachverband 
hat daher eine Liste der aktuellen 
Präsidiumsmitglieder mit Bild und 
beruflicher Funktionsbezeichnung 
auf seiner Webseite eingestellt.  

www.dbh-online.de
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der beteiligten Organisationen werden 
thematisiert. Um das Ganze abzurun-
den, setzen sich die Autorinnen kritisch 
mit dem Übergangsmanagement in 
die Freiheit auseinander. Auch oft ver-
gessene Themen, wie die Bedarfe von 
Angehörigen Inhaftierter und darauf zu-
geschnittene Programme, finden erfreu-
licherweise einen Platz in diesem Buch. 
Abschließend werden die gemeinnützige 
Arbeit, die elektronische Überwachung 
und die Risikoorientierung skizziert. Den 
Schlusspunkt setzt ein Appell, auch in 
Zukunft neue Ansätze und Konzepte für 
die Arbeit mit Straffälligen zu erarbeiten.

Gebündeltes Wissen, hoher praktischer 
Nutzen

Mittlerweile gibt es einige Lehrbücher, 
die die Arbeit mit straffällig gewordenen 
Menschen beschreiben. Dieses Fach-
buch ist jedoch außergewöhnlich, weil es 
einen Überblick über sämtliche Arbeits-
bereiche mit Straffälligen gibt. Erwach-
sene, Jugendliche, Männer und Frauen, 
ambulante und stationäre Maßnahmen, 
alles findet einen Platz in diesem Buch. 
In dieser Form und Intensität zweifellos 
ein einzigartiges Konzept, da sich ande-
re Bücher oftmals nur auf ein bis zwei 
Schwerpunkte fokussieren. Die vorlie-
gende Publikation darf sich daher mit 
Fug und Recht in den Kanon der Fachlite-
ratur einreihen, die für Studierende von 
hohem praktischen Nutzen ist, da sie das 
Einmaleins der Arbeit mit Straffälligen 
sehr präzise beschreibt und weiteres In-
teresse weckt. 

Ob die Autorinnen wie erhofft auch 
neue inhaltliche Impulse für Mitarbei-
tende setzen können, die bereits in die-
sem Feld tätig sind, ist fraglich und vom 
Kenntnisstand und der Motivation jedes 
Einzelnen abhängig. In jedem Fall ist das 
Werk jedoch als Einstiegsliteratur für 
Berufsanfänger in diesem Bereich oder 

zu werden Beratung, motivierende Ge-
sprächsführung und andere Methoden 
beschrieben. Die Aufgabe und Stellung 
der Jugendhilfe im Strafverfahren und 
gegebenenfalls folgende neue ambulan-
te Maßnahmen, wie Betreuungsweisun-
gen oder Soziale Trainingskurse, bilden 
einen weiteren Themenschwerpunkt 
des Buches, der im Fachdiskurs einen 
hohen Stellenwert einnimmt. Auch den 
Ambulanten Sozialen Diensten der Jus-
tiz, kurz der Gerichts- und Bewährungs-
hilfe, ist ein eigenes Kapitel gewidmet, 
das rechtliche Grundlagen, Organisation, 
Aufgabenbereiche und Wirksamkeit auf-
zeigt. Nach Grundlagen und Zielen des 
Täter-Opfer-Ausgleichs wendet sich das 
Lehrbuch dem komplexen Bereich des 
Strafvollzuges zu. Im Fokus stehen die 
Soziale Arbeit im Jugendstrafvollzug, im 
Jugendarrest, im Erwachsenenvollzug, in 
der Untersuchungshaft und in freiheits-
entziehenden Maßregeln der Besserung 
und Sicherung sowie die damit verbun-
denen rechtlichen Grundlagen. Auch 
struktureller Aufbau, Organisation, Auf-
gaben, Besonderheiten und Probleme 
beziehungsweise Herausforderungen 

Die Arbeit mit Straffälligen ist in unserer 
Gesellschaft kein großes Thema. Für all 
diejenigen, die aktiv involviert sind, ist 
es das jedoch sehr wohl. Schon lange be-
steht der Wunsch, dieses Arbeitsfeld und 
die Soziale Arbeit generell in den Fokus 
der Öffentlichkeit zu rücken. 

Mit dem »Lehrbuch Soziale Arbeit mit 
Straffälligen« haben Gabriele Kawamu-
ra-Reindl und Sabine Schneider ein Werk 
vorgelegt, das nicht nur Studierende an 
dieses Thema heranführt. Auch Lehren-
de sowie Kolleginnen und Kollegen, die 
bereits in diesem Feld tätig sind, können 
davon profitieren: Das 386 Seiten umfas-
sende Buch, das in 14 Kapitel gegliedert 
ist, bietet einen sehr umfangreichen 
Einblick in Erkenntnisse aus der Krimino-
logie und der Sozialen Arbeit mit Delin-
quenten. Detailliert beleuchtet es Aussa-
gen, Theorien und Methoden bekannter 
Pädagogen, Kriminologen und anderer 
Fachkräfte.

Große thematische Bandbreite

Beginnend mit Fallzahlen aus dem Jahr 
2013, die die Erscheinungsformen von 
Kriminalität im Hell- und Dunkelfeld of-
fenlegen, arbeitet sich das Buch syste-
matisch durch die Grundlagen der Tätig-
keitsbereiche mit Straffälligen. Über die 
Darstellung von Kriminalität in den Me-
dien sowie strafrechtlicher Abläufe und 
Reaktionen leiten die Autorinnen über 
zu einer ausführlichen Einführung in die 
Kriminalprävention. Dabei gehen sie auf 
Straftheorien, bestehende Dimensionen 
sowie Methoden ein und bewerten de-
ren Wirksamkeit. Nach einem kurzen 
historischen Diskurs und einer Definition 
des Resozialisierungsbegriffes werden 
die Professionalität in der Sozialen Ar-
beit mit Straffälligen sowie allgemeine 
Theorien der Sozialen Arbeit   erörtert. 
Ein   Überblick über gängige Handlungs-
methoden ergänzt die Darstellung, hier-

Rezension
»Lehrbuch Soziale Arbeit mit Straffälligen«

Das große Einmaleins der Sozialen Arbeit  
mit Straffälligen

von Jana Winter

Praxis gewesen, wie beispielsweise Per-
sonalmangel oder mögliche Probleme 
bei Berufsanfängern. Zudem hätte das 
Lehrbuch stellenweise auch von einer 
kritischeren Auseinandersetzung mit der 
Thematik profitiert und gegebenenfalls 
auch von   passenden Lösungsvorschlä-
gen. Die sich herauskristallisierenden 
Diskrepanzen zwischen Theorie und Pra-
xis hätten deutlicher zur Sprache kom-
men können. Hier sind beispielsweise 
die offiziellen Aufgaben ehrenamtlicher 
Vollzugshelfer und die tatsächliche Um-
setzung zu nennen oder die realistische 
Einbindung von Ehrenamtlichen bei der 
Bewährungshilfe. Es gibt sicherlich gra-
vierende regionale Unterschiede, die 
nicht zur Sprache kamen. Eine zusätz-
liche Vertiefung hinsichtlich straffälli-
ger Ausländer und eine abschließende 
Übersicht über die Legalbewährung im 
Hinblick auf die effizientesten Maßnah-
men hätte die Themenvielfalt zusätzlich 
abgerundet. 

Fazit: Empfehlenswert!

Nichtsdestotrotz: Hier wird auf sehr 
hohem Niveau kritisiert. Selbst das um-
fassendste Lehrbuch kann nicht jeden 
erdenklichen Aspekt berücksichtigen. Es 
handelt sich um ein hervorragend aus-
gearbeitetes Fachbuch, das die gesam-
te Bandbreite eines äußerst komplexen 
Arbeitsfeldes beschreibt und intelligent 
aufgebaute und strukturierte Sachver-
halte ausgezeichnet erklärt. Kurzum: Als 
Lehrbuch für angehende Sozialarbeiter, 
Kriminologen und andere Personen, die 
mit Straffälligen arbeiten, sehr zu emp-
fehlen.

Gabriele Kawamura-Reindl,  
Sabine Schneider:  
Lehrbuch Soziale Arbeit mit Straffälligen 
386 Seiten, 
Beltz Juventa, 1. Auflage, 2015 
ISBN: 978-3-7799-3078-5  
29,95 Euro

als Wiederauffrischungslektüre zu emp-
fehlen, da es bekannte Sachverhalte und 
fachspezifische Standards beschreibt.

Gerade zu Beginn des Buches sind die 
thematischen Übergänge zwischen So-
zialer Arbeit und Kriminologie fließend. 
Angesichts des hohen Anteils an krimi-
nologischem Wissen stellt sich daher 
die berechtigte Frage, ob das Werk nicht 
auch als Lehrbuch der Kriminologie gel-
ten kann. 

No book is perfect

Insgesamt sind die Zusammenhänge 
überwiegend verständlich geschrieben 
und sinnvoll aufgebaut. Dennoch dürf-
ten Studierende, die noch nicht mit der 
Materie  vertraut sind, ihre Schwierigkei-
ten mit der Darstellung haben. Vermut-
lich ist das Buch aus eben diesem Grund 
eher als Unterstützung für Lehrende zu 
sehen, die genau diese Fragen mit ihren 
Studentinnen und Studenten bespre-
chen können. Leserinnen und Lesern, die 
bereits über Vorwissen verfügen, könn-
ten dagegen zunächst den Eindruck ha-
ben, dass relevante Fakten fehlen. Diese 
werden allerdings im weiteren Verlauf 
geliefert. Da in dem vorliegenden Werk 
die Harvard-Methode angewandt wird 
und sonstige Daten häufig in Klammern 
stehen, wirkt der Text teilweise unüber-
sichtlich. Hinzu kommt, dass manche 
Kapitel perspektivisch immer wieder 
zwischen Erwachsenen und Jugendli-
chen wechseln. Dies könnte die Lektüre 
für Personen, die sich in diesem Feld 
nicht auskennen, zusätzlich erschwe-
ren. Strukturell hätte das Lehrbuch noch 
stringenter aufgebaut werden können: 
Nicht alle Kapitel verfügen über einlei-
tende Definitionen und Belege für unter-
schiedliche Aussagen. 

Wünschenswert wären zudem mehr 
Statistiken gewesen, zum Beispiel über 
die Rückfallquoten in Maßnahmen der 
Besserung und Sicherung, aber auch 
weitere Gesetzestexte und Schaubilder. 
Studierende hätten sicher eine Beschrei-
bung der konkreten Umsetzung man-
cher Methoden begrüßt, zum Beispiel 
die Ressourcenaktivierung. Denn genau 
das ist es, was im Studium häufig ver-
misst wird. Sinnvoll wären auch ein tie-
feres Eingehen auf Problemlagen in der 
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Publikation: 
Strafrechtspflege und 
Opferhilfe in den  
Niederlanden

Ergebnisse und Erfahrungen für die 
Fortentwicklung von Straffälligen- 
und Opferhilfe in Deutschland.

Die Strafrechtspflege hat sich in den 
Niederlanden in den letzten Jahren 
durch Fusionen, Umstrukturierun-
gen und andere Maßnahmen grund-
legend verändert. Dadurch wurde 
die Voraussetzung geschaffen, Kräf-
te besser zu bündeln und effektiver 
zu arbeiten.

Wie sind staatliche und nichtstaatli-
chen Einrichtungen der Strafrechts-
pflege und der Opferhilfe vernetzt? 
Wie arbeiten Kommunen, Polizei 
und Staatsanwaltschaft zielorien-
tiert zusammen? 

Mitglieder des Arbeitskreises Straf-
fälligen- und Opferhilfe des Pari-
tätischen Berlin sowie haupt- und 
ehrenamtliche Mitarbeiter von 
Mitgliedsorganisationen des Pari-
tätischen in Berlin, Brandenburg, 
Hamburg und Bremen waren im 
Mai 2014 auf Studienfahrt, um Er-
fahrungen für die Fortentwicklung 
von Straffälligen- und Opferhilfe in 
Deutschland zu sammeln. Die Ergeb-
nisse sind nun in der Dokumentati-
on nachzulesen und können unter  
www.tinyurl.com/DokuArbeits-
kreis heruntergeladen werden. 
aus: www.paritaet-berlin.de
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Gefördert durch die Montag Stiftung, 
Morning Tears Deutschland und KRASS 
e.V. haben wir die Möglichkeit bekom-
men, mit dem Projekt in die nächste 
Runde zu gehen. Gemeinsam mit eini-
gen inhaftierten Frauen entstehen in den 
Werkstätten der JVA unterschiedliche 
Produkte. 

Wir möchten mit unserer Initiative dazu 
beitragen, die Besuchsräume und War-
tebereiche des Gefängnisses nachhaltig 
atmosphärisch aufzuwerten. Wir möch-
ten dem »Draußen« erleichtern, das 
»Drinnen« der JVA zu verstehen und die 
Begegnungen zwischen Kindern und ih-
ren Vätern und Müttern unter den gege-
benen schwierigen Bedingungen verein-
fachen.

Einblicke in den Gefängsnisalltag

Wir haben verschiedene »Baustellen« 
eröffnet: In der Holzwerkstatt werden 
neue Spielsachen für die Kurz- und Lang-
zeitbesuchsräume entwickelt und her-
gestellt. Mit Einwegkameras halten die 
weiblichen Untersuchungshäftlinge zu-
sammen mit Bediensteten den Gefängni-
salltag fest. Die Fotos sollen den warten-
den Besucherinnen und Besuchern die 
Möglichkeit geben, schon einen ersten 
Einblick in den Gefängnisalltag ihrer An-

me – das Drinnen und Draußen der JVA 
Köln Ossendorf« begonnen. Es wurden 
Ideen in die Tat umgesetzt, den Kindern 
die Besuche im Gefängnis zu erleichtern. 
Bärenpfoten weisen den Weg durch das 
Gitterlabyrinth, ein für die JVA konzipier-
tes Kinderbuch ermöglicht eine themati-
sche Auseinandersetzung mit dem The-
ma.

Trostlos, kalt und ziemlich verloren steht 
das Wartehäuschen vor dem türkisfarbe-
nen Betonriesen der JVA Köln Ossendorf. 
Als wir das erste Mal hierherkommen, 
setzen wir uns auf die Holzbank in dem 
kleinen Glaskasten und blicken auf die 
verspiegelte Front der Anstalt. Der Ge-
ruch von kaltem Rauch verbindet sich mit 
dem Gefühl, schon jetzt von »drinnen« 
beobachtet zu werden. Es ist der Ort, an 
dem dutzende Frauen, Männer, Jugend-
liche und Kinder täglich mit ihren Gedan-
ken allein sind. In den Minuten, in denen 
sie darauf warten, einen kurzen Moment 
mit den Menschen zu teilen, die ihnen 
sonst so nahestehen und jetzt so weit 
weg sind. Nervosität und Anspannung 
machen sich auch bei uns breit.

Eltern-Kind-Begegnungen erleichtern

Während wir durch die Sicherheitskont-
rollen gehen, sehen wir erste Spuren von 
den Aktivitäten im letzten Jahr. In 2014 
hatte die Alanus-Hochschule in Koopera-
tion mit der Bundesarbeitsgemeinschaft 
für Straffälligenhilfe, Morning Tears, 
Children for a better World und dem 
SKM/SKF Köln das Projekt »Bindungsräu-

Ein Projekt, das Mut macht
Draußen trifft Drinnen!
von Theresa Herzog und Diana Dauer

Aus dem Projektplan		

Blick in den Gefängnisalltags		  Foto: Privat

Schatten der riesigen Gitter vor dem Tor 
rufen es wieder ins Gedächtnis. Wir be-
finden uns in einem streng organisierten 
Kleinstaat mit eigensinniger Bürokratie 
und einem strikten Vollstreckungsplan.

Theresa Herzog 
Kunstpädagogikstudentin  
an der Alanus Hochschule  

Diana Dauer 
Lehramtsstudentin an der  

Universität zu Köln

süchte hat begonnen. Es soll ebenfalls 
die Warte- und Besuchsbereiche aufwer-
ten und so die Kluft zwischen drinnen 
und draußen verringern. 

Mittlerweile ist er uns schon fast ver-
traut, dieser staubige Holzduft, der sich 
bei der Arbeit auf unsere Lungen legt. 
Gemeinsam mit vier Frauen in Untersu-
chungshaft stellen wir neue Sitze für das 
Wartehaus her. An einem anderen Tisch 
entsteht langlebiges, funktionales Holz-
spielzeug für Kurz- und Langzeitbesuche, 
zum Teil auch für die eigenen Kinder. Es 
gibt den Plan, dass dieses weiterhin hier 
hergestellt wird für die Familien drinnen 
und draußen.

Sägen und Feilen ertönen, stimmen sich 
langsam auf eine gemeinsame Rhyth-
mik ein. Eine Inhaftierte lächelt uns 
kopfschüttelnd an. »Warum sind wir 
ausgerechnet hierhergekommen?« Ach 
ja, stimmt, im Arbeitsgetümmel ver-
gisst man leicht, wo man gerade ist. Die 

gehörigen zu erhalten. Viele Impulse ha-
ben die Gefangenen selbst gegeben, un-
ter anderem die Idee, auch Texte in das 
Bildmaterial einzubinden, um den Men-
schen eine hörbare Stimme zu geben. 
Ziel ist es, Teile einmal zusammenzufü-
gen, die selten gemeinsam betrachtet 
werden: Zelle und Freistundenhof, Tris-
tesse und Therapie, Führung und Geld 
verdienen, Armut und Einkauf, Gefäng-
nis und Chance, Haft und Dankbarkeit.

Wachsendes Wir-Gefühl

Wir beobachten, dass die Bereitschaft 
der Inhaftierten, am Projekt mitzuwirken, 
wächst. Bald werden weitere Arbeits-
betriebe einbezogen sein. Ein Langzeit-
besuchsraum verwandelt sich dank der 
Malerkolonne und weiterer Spenden-
gelder für Spielzeug in einen wärmeren, 
kinderfreundlicheren Ort.

Ein Kunstprojekt mit Inhaftierten zum 
Thema Jugendträume und Jugendsehn-

Sammelband zur Viktimisierung erschienen

Wie häufig werden Bürgerinnen und Bürger in 
Deutschland Opfer von Diebstahl, Raub, Kör-
perverletzung und anderen Delikten, wie sicher 
fühlen sie sich und wie zufrieden sind sie mit 
der Arbeit der Polizei? Der Beantwortung die-
ser Fragen dienen Opferbefragungen (Viktimi-
sierungsbefragungen). Bislang fehlte es aber an 
einer Überblicksdarstellung, die insbesondere 
den in Strafverfolgung und Prävention tätigen 
Praktikern, Kriminalpolitikern und an krimi-
nalpolitischen Fragen interessierten Bürgern 
einen leichten Zugang zu den Ergebnissen der 
Viktimisierungsbefragungen und ihrer Metho-
dik eröffnet sowie das für eine sachkundige 

Interpretation und Bewertung von Opferbefragungen notwendige Wissen ver-
mittelt. Diese Lücke ist nun mit dem zweibändigen Sammelwerk »Viktimisie-
rungsbefragungen in Deutschland« mit Beiträgen zahlreicher ausgewiesener 
Experten geschlossen worden. 
Das Werk ist nun als Band 47-1 und 47-2 der BKA-Publikationsreihe »Polizei + 
Forschung« erschienen und kann kostenlos auf der Webseite des Bundeskrimi-
nalamtes heruntergeladen werden. 

www.bka.de

Zusammenschluss: 

Evangelischer Bundesfachver-
band Existenzsicherung und  
Teilhabe e.V. (EBET).

Die Evangelische Obdachlosenhilfe 
in Deutschland e.V. (EvO) und die 
Evangelische Konferenz für Straf-
fälligenhilfe (EKS) haben sich am 2. 
Februar 2015 zum Evangelischen 
Bundesfachverband Existenzsi-
cherung und Teilhabe e.V. (EBET) 
- Wohnungsnotfall- und Straffälli-
genhilfe zusammengeschlossen. 
Der Fachverband vertritt die Inter-
essen und Anliegen, die bisher von 
den beiden Fachverbänden EKS 
und EvO wahrgenommen wurden. 
aus: www.evangelische-obdachlo-
senhilfe.de

 D. Dauer 			   T.Herzog
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Wahn und Wirklichkeit - Der Umgang 
mit Psychisch Kranken und Borderline-
Persönlichkeiten in der Sozialen Arbeit 
- Basisseminar
Termin: 08. -10.Juni 2016
Ort: Köln
Anmeldung: DBH-Fachverband
Aachener Str. 1064
50858 Köln
Tel.: 0221 948651-20
Fax: 0221 948651-21
E-Mail: kontakt@dbh-online.de
Homepage: www.dbh-online.de

21. Deutscher Präventionstag:
Prävention und Freiheit. Zur Notwen-
digkeit eines Ethik-Diskurses
Veranstalter: Deutscher Präventionstag 
gemeinnützige Gesellschaft mbH
Termin: 06.-07. Juni 2016
Ort: Magdeburg
Anmeldung: Deutscher Prävenstionstag
Am Waterlooplatz 5 A
30169 Hannover
Tel.: 0511-235 49 49
Fax: 0511-235 49 50
Homepage: www.praeventionstag.de

Juli
Übergangsmanagement
Veranstalter: DBH Fachverband für Sozi-
ale Arbeit, Strafrecht und Kriminalpolitik
Termin: 05.-06. Juli 2016
Ort: Frankfurt
Anmeldung: DBH
Aachener Str. 1064
50858 Köln
Tel.: 0221 948651-20
Fax: 0221 948651-21
E-Mail: kontakt@dbh-online.de
Homepage: www.dbh-online.de

Erlebnisaktivierende Interventionen für 
eine erfolgreiche pädagogische Einzel- 
und Gruppenarbeit
Veranstalter: Deutsche Vereinigung für 
Jugendgerichte & Jugendgerichtshilfen
Termin: 30.Mai-01. Juni 2016
Ort: Kassel
Anmeldung: DVJJ
Lützerodestr. 9
30161 Hannover
Tel.: 0511 34836-40
Fax: 0511 31806-60
E-Mail: info@dvjj.de
Homepage: www.dvjj.de

16. Forum für Täter-Opfer-Ausgleich
Fortschritt braucht (Frei-)Räume
Termin:  01.- 03. Juni 2016
Ort: Bad Kissingen
Anmeldung: Servicebüro für Täter-Op-
fer-Ausgleich und Konfliktschlichtung
Aachener Straße 1064
50858 Köln
Tel.: 0221 94 86 51 22
Fax: 0221 94 86 51 23
E-Mail: info@toa-servicebuero.de
Online-Anmeldung: www.toa-service-
buero.de/online-anmeldung
www.toa-servicebuero.de/toa-forum 

Konflikt der Kulturen- Möglichkeiten 
und Grenzen des Umgangs mit interkul-
turellen Spannungen 
Termin: 09.- 12.Juni 2016  
Ort: Strasbourg  
Anmeldung: Europäisches Forum für 
angewandte Kriminalpolitik   
Kaiserswerther Str. 286 
40474 Düsseldorf 
Fax: 0211 93882679 
E-Mail: info@europaforum-kriminalpo-
litik.org 
Homepage: www.europaforum-krimi-
nalpolitik.org
 

Mai
Empowerment in der Sozialen Arbeit
Veranstalter: Bildung & Beratung Bethel
Termin: 09.-10. Mai 2016
Ort: Bielefeld
Anmeldung: Bildung & Beratung Bethel
Nazarethweg 7
33617 Bielefeld
Tel.: 0521 144-5770
Fax: 0521 144-6109
E-Mail: bildung-beratung@bethel.de
Homepage: www.bbb-bethel.de

Biografie in der Suchtberatung.
Motivationen von BeraterInnen und 
Ratsuchenden
Veranstalter: AWO Bundesakademie
Termin: 09.-10. Mai 2016
Ort: Remagen
Anmeldung: AWO Bundesakademie
Heinrich-Albertz-Haus
Blücherstraße 62/63
10961 Berlin
Tel.: 030 26309-0
Fax: 030 26309-211
E-Mail: akademie@awo.org
Homepage: www.awo-bundesakademie.org

Juni
Gesicht zeigen, Farbe bekennen:
7. Hadamarer Frauenfachtagung
Veranstalter: Vitos Klinik für forensische 
Psychiatrie Hadamar
Termin: 30.-31. Mai 2016
Ort: Hadamar
Anmeldung: Vitos Klinik für forensische 
Psychiatrie Hadamar
Karin Türk, Leiterin der Frauenstation
Mönchberg 8
65589 Hadamar
Tel.: 06433 917-248
Fax: 06433 917-372
E-Mail: aerztl.dir.forensik@vitos-hada-
mar.de
Homepage: www.vitos-hadamar.de

Methoden der Anti-Gewalt-Pädagogik 
(AGP)

Termine
Bewegte Zeiten – Existenzsicherung 
und Teilhabe
Termin: 26. -28.September 2016
Ort: Erfurt
Anmeldung: Evangelischer Bundesfach-
verband Existenzsicherung und Teilhabe 
e.V. (EBET)
Wohnungsnotfall- und Straffälligenhilfe
Caroline-Michaelis-Str. 1
10115 Berlin
Tel.: 030 65 211-1644
Fax: 030 65 211-3644
E-Mail: ebet@diakonie.de
Homepage: www.ebet-ev.de

Oktober
Psychisch auffällige Straftäter – Schnitt-
stelle forensische Psychiatrie
Veranstalter: DBH Fachverband für Sozi-
ale Arbeit, Strafrecht und Kriminalpolitik
Termin: 04.-05.Oktober 2016
Ort: Frankfurt
Anmeldung: DBH-Fachverband
Aachener Str. 1064
50858 Köln
Tel.: 0221 948651-20
Fax: 0221 948651-21
E-Mail: kontakt@dbh-online.de
Homepage: www.dbh-online.de

Systemsprenger, schwierigste 
Jugendliche,hoffnungslose Fälle?
Kompetenzen für den Umgang mit be-
sonders herausfordernden Klienten
Veranstalter: Deutsche Vereinigung für 
Jugendgerichte und Jugendgerichtshil-
fen e.V (DVJJ)
Termin: 19.-21. Oktober 2016
Ort: Hofgeismar
Anmeldung: DVJJ
Lützerodestr. 9
30161 Hannover
Tel.: 0511 34836-40
Fax: 0511 31806-60
E-Mail: info@dvjj.de
Homepage: www.dvjj.de

Haltung bewahren. Zielgruppen, Me-
thoden, Perspektiven in der Arbeit mit 
straffällig gewordenen jungen Men-
schen 28. Praktikertagung Ambulante 
Sozialpädagogische
Angebote für straffällig gewordene 
junge Menschen
Veranstalter: Deutsche Vereinigung für 
Jugendgerichte und Jugendgerichtshil-
fen e.V (DVJJ)
Termin: 19.-21. September 2016
Ort: Hofgeismar
Anmeldung: DVJJ
Lützerodestr. 9
30161 Hannover
Tel.: 0511 34836-40
Fax: 0511 31806-60
E-Mail: info@dvjj.de
Homepage: www.dvjj.de

Die Stellungnahme der Jugendhilfe im 
Strafverfahren
Veranstalter: Deutsche Vereinigung für 
Jugendgerichte und Jugendgerichtshil-
fen e.V (DVJJ)
Termin: 21.-23. September2016
Ort: Würzburg
Anmeldung: DVJJ
Lützerodestr. 9
30161 Hannover
Tel.: 0511 34836-40
Fax: 0511 31806-60
E-Mail: info@dvjj.de
Homepage: www.dvjj.de

Lug und Trug? – Vom Umgang mit Lüg-
nern und Betrügern – Aufbau
Veranstalter: DBH Fachverband für Sozi-
ale Arbeit, Strafrecht und Kriminalpolitik
Termin: 21.-23.September 2016
Ort: Bonn
Anmeldung: DBH-Fachverband
Aachener Str. 1064
50858 Köln
Tel.: 0221 948651-20
Fax: 0221 948651-21
E-Mail: kontakt@dbh-online.de
Homepage: www.dbh-online.de

Frauen in Haft -Spezielle Belastungen 
inhaftierter Frauen und mögliche Lö-
sungswege 
Kooperationsveranstaltung des Sozial-
dienstes katholischer Frauen mit der 
Bundesarbeitsgemeinschaft Frauenvoll-
zug (BAG-F e.V. – Dr. Helga Eisele)
Termin:  11. und 12. Juli 2016
Ort: Vechta
Anmeldung: Sozialdienst katholischer 
Frauen
Landesverband Bayern e. V.
Bavariaring 48
80337 München
Tel.: 089/538860-16         
Fax: 089/538860-20
E-Mail: halbhuber-gassner@skfbayern.de

September
11. Niedersächsischer Präventionstag 
(NPT)
Veranstalter: Landespräventionsrat 
Niedersachsen
Termin: 21. September 2016
Ort: Hannover
Anmeldung: Landespräventionsrat 
Niedersachsen
Niedersächsisches Justizministerium
Am Waterlooplatz 5 A
30169 Hannover
Tel.: 0511 120-5255
Fax: 0511 120-5272
E-Mail: info@lpr.niedersachsen.de
Homepage: www.lpr.niedersachsen.de

Eine aktuelle Terminübersicht finden Sie auch auf unserer Homepage unter www.bag-s.de   « Eine aktuelle Terminübersicht finden Sie auch auf unserer Homepage unter www.bag-s.de   « Eine aktuelle Terminübersicht finden Sie auch auf unserer Homepage unter www.bag-s.de 
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November
Migration, Flucht, Delinquenz - Inter-
kulturelle Kompetenz in der Straffälli-
genhilfe
Veranstalter: DBH Fachverband für Sozi-
ale Arbeit, Strafrecht und Kriminalpolitik
Termin: 07.-09.November 2016
Ort: Köln
Anmeldung: DBH-Fachverband
Aachener Str. 1064
50858 Köln
Tel.: 0221 948651-20
Fax: 0221 948651-21
E-Mail: kontakt@dbh-online.de
Homepage: www.dbh-online.de

Fallzahlen – Belastungen – zur Qualität 
und Quantität der Arbeit in der Bewäh-
rungshilfe
Veranstalter: DBH Fachverband für Sozi-
ale Arbeit, Strafrecht und Kriminalpolitik
Termin: 10.-11.November 2016
Ort: Frankfurt
Anmeldung: DBH-Fachverband
Aachener Str. 1064
50858 Köln
Tel.: 0221 948651-20
Fax: 0221 948651-21
E-Mail: kontakt@dbh-online.de
Homepage: www.dbh-online.de

Körpersprache verstehen
Veranstalter: DBH Fachverband für Sozi-
ale Arbeit, Strafrecht und Kriminalpolitik
Termin: 21.-23.November 2016
Ort: Königswinter
Anmeldung: DBH-Fachverband
Aachener Str. 1064
50858 Köln
Tel.: 0221 948651-20
Fax: 0221 948651-21
E-Mail: kontakt@dbh-online.de
Homepage: www.dbh-online.de

Konstruktive Konfliktlösungsstrategien 
in der Straffälligenhilfe
Veranstalter: DBH Fachverband für Sozi-
ale Arbeit, Strafrecht und Kriminalpolitik
Termin: 17.-18.Oktober 2016
Ort: Wiesbaden
Anmeldung: DBH-Fachverband
Aachener Str. 1064
50858 Köln
Tel.: 0221 948651-20
Fax: 0221 948651-21
E-Mail: kontakt@dbh-online.de
Homepage: www.dbh-online.de

Gesprächsführung mit Straffälligen – 
Kampf oder Spiel?
Veranstalter: DBH Fachverband für Sozi-
ale Arbeit, Strafrecht und Kriminalpolitik
Termin: 26.-28.Oktober 2016
Ort: Münster
Anmeldung: DBH-Fachverband
Aachener Str. 1064
50858 Köln
Tel.: 0221 948651-20
Fax: 0221 948651-21
E-Mail: kontakt@dbh-online.de
Homepage: www.dbh-online.de

Psychosoziale Krisenintervention – 
Kompetent handeln in akuten Situati-
onen
Veranstalter: DBH Fachverband für Sozi-
ale Arbeit, Strafrecht und Kriminalpolitik
Termin: 26.-28.Oktober 2016
Ort: Bonn
Anmeldung: DBH-Fachverband
Aachener Str. 1064
50858 Köln
Tel.: 0221 948651-20
Fax: 0221 948651-21
E-Mail: kontakt@dbh-online.de
Homepage: www.dbh-online.de

Sexuelle Gewalt als Herausforderung 
für Gesellschaft und Recht
Termin: 27.-28.Oktober 2016
Ort: Wiesbaden
Anmeldung: Kriminologische Zentral-
stelle (KrimZ)
Viktoriastraße 35
65189 Wiesbaden
Tel.: 0611 15758-0
Fax: 0611 15758-10
E-Mail: sekretariat@krimz.de
Homepage: www.krimz.de

Aktuelle Leistungsrechtliche Fragen im 
SGB II
Veranstalter: Deutscher Verein für öf-
fentliche und private Fürsorge e.V.
Termin: 19.-21. Oktober 2016
Ort: Erfurt
Anmeldung: Deutscher Verein
Michaelkirchstraße 17/18
10179 Berlin
Tel.: 030 62980-0
Fax: 030 62980-150
E-Mail: veranstaltungen@deutscher-
verein.de
Homepage: www.veranstaltungen.
deutscher-verein.de

3. Landespräventionstag Sachsen
Veranstalter: Landespräventionsrat 
Sachsen
Termin: 20.-21. Oktober 2016
Ort: Dresden
Anmeldung: Sächsisches Staatsministe-
rium des Innern
Wilhelm-Buck-Straße 2-4
01097 Dresden
Tel.: 0351 5640
Fax: 0351 5643199
E-Mail: info@smi.sachsen.de
Homepage: www.smi.sachsen.de

Aktuelle Fragen der Hilfen zur Überwin-
dung besonderer
Sozialer Schwierigkeiten (§§ 67ff. SGB 
XII)
Veranstalter: Deutscher Verein für öf-
fentliche und private Fürsorge e.V.
Termin: 24.-26. Oktober 2016
Ort: Erkner bei Berlin
Anmeldung: Deutscher Verein
Michaelkirchstraße 17/18
10179 Berlin
Tel.: 030 62980-0
Fax: 030 62980-150
E-Mail: veranstaltungen@deutscher-
verein.de
Homepage: www.veranstaltungen.
deutscher-verein.de

Eine aktuelle Terminübersicht finden Sie auch auf unserer Homepage unter www.bag-s.de   « Eine aktuelle Terminübersicht finden 
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Pädophilie – Symptome, Hintergründe, 
Umgang
Veranstalter: DBH Fachverband für Sozi-
ale Arbeit, Strafrecht und Kriminalpoliti k
Termin: 22.-25.November 2016
Ort: Münster
Anmeldung: DBH-Fachverband
Aachener Str. 1064
50858 Köln
Tel.: 0221 948651-20
Fax: 0221 948651-21
E-Mail: kontakt@dbh-online.de
Homepage: www.dbh-online.de

Sinti und Roma - gestern und heute - 
Informationen und Handlungskonzepte 
für die Straffälligenhilfe
Veranstalter: DBH Fachverband für Sozi-
ale Arbeit, Strafrecht und Kriminalpoliti k
Termin: 24.-25. November 2016
Ort: Bad Herrenalb
Anmeldung: DBH-Fachverband
Aachener Str. 1064
50858 Köln
Tel.: 0221 948651-20
Fax: 0221 948651-21
E-Mail: kontakt@dbh-online.de
Homepage: www.dbh-online.de

Überschuldung in Deutschland ? 
Perspekti ven der Berichterstatt ung zur 
Überschuldung privater Personen und 
Haushalte
Veranstalter: Deutscher Verein für öf-
fentliche und private Fürsorge e.V.
Termin: 24.-25. November 2016
Ort: Weimar
Anmeldung: Deutscher Verein
Michaelkirchstraße 17/18
10179 Berlin
Tel.: 030 62980-0
Fax: 030 62980-150
E-Mail: veranstaltungen@deutscher-
verein.de
Homepage: www.veranstaltungen.
deutscher-verein.de

Wiedereingliederung entlassener 
Gefangener als gesamtgesellschaftliche 
Aufgabe. Fachwoche Straffälligenhilfe 
2016
Termin: 28. bis 30. November 2016
Veranstalter: Kooperati onsveranstal-
tung »Katholische Bundesarbeitsge-
meinschaft  Straff älligenhilfe« und 
»Evangelischer Bundesfachverband 
Existenzsicherung und Teilhabe e.V. 
(EBET) – Wohnungsnotf all- und Straff äl-
ligenhilfe«.
Anmeldung und weitere Informatio-
nen: www.fachwoche.de

Dezember
Training Soziale Kompetenzen – Basis-
seminar
Termin: 08.-09.Dezember 2016
Ort: Wiesbaden
Anmeldung: DBH-Fachverband
Aachener Str. 1064
50858 Köln
Tel.: 0221 948651-20
Fax: 0221 948651-21
E-Mail: kontakt@dbh-online.de
Homepage: www.dbh-online.de

Bundesarbeitsgemeinschaft  für Straff älligenhilfe (BAG-S) e. V.
Spendenkonto: IBAN: DE90 3702 0500 0008 0887 00
BIC: BFS WDE 33 XXX (Bank für Sozialwirtschaft )
Vorsitzende: Gabriele Sauermann (Der Paritäti sche 
Gesamtverband)
Geschäft sführer: Dr. Klaus Roggenthin

Die BAG-S ist eine Fachorganisati on, die die Hilfen für straff ällig ge-
wordene Menschen verbessern und erweitern will sowie überver-
bandliche Interessen der Straff älligenhilfe auf Bundesebene vertritt . 
Sie wurde 1990 gegründet und hat ihren Sitz in Bonn. Die Wohl-
fahrtsverbände und der Fachverband für Soziale Arbeit, Strafrecht 
und Kriminalpoliti k (DBH) e. V. haben sich in der BAG-S zusammen-
geschlossen. Die BAG-S wird durch die Bundesregierung gefördert. 

Die BAG-S trägt dazu bei, die Einrichtungen der Mitgliedsverbände 
in der Straff älligenhilfe zu beraten, Arbeitsschwerpunkte unterein-
ander abzusti mmen und Konzepte weiterzuentwickeln. Dafür ver-
anstaltet die BAG-S Fachtagungen und gibt dreimal pro Jahr diesen 
Informati onsdienst heraus. Darin dokumenti ert sie Fachliteratur, 
Presseberichterstatt ung und Entwicklungen in der Straff älligenhilfe, 
wertet Stati sti ken für die Praxis aus und weist auf zahlreiche Veran-
staltungen im Bereich der Straff älligenhilfe hin. 

Die BAG-S möchte das öff entliche Bewusstsein für die Aufgaben der 
Integrati on und Resozialisierung von Straff älligen fördern. Deshalb 
berät und informiert sie die Medien bei Publikati onen, Radio- oder 
Fernsehbeiträgen zum Thema Straff älligenhilfe. Sie führt Pressege-
spräche zu aktuellen Themen durch und vertritt  die Anliegen der 

Straff älligenhilfe auf Fachtagungen, Foren und öff entlichen Veran-
staltungen.

Die BAG-S engagiert sich sozial- und kriminalpoliti sch, um der Diskri-
minierung und Ausgrenzung Straff älliger entgegenzuwirken und den 
Beitrag der sozialen Integrati onsarbeit der Straff älligenhilfe zur Prä-
venti on zu verdeutlichen. Sie sucht die Zusammenarbeit mit allen 
Organisati onen ähnlicher Zielsetzung und setzt sich für alle Belange 
und Forderungen der Straff älligenhilfe gegenüber Gesetzgebern, 
Ministerien, Parteien und Verwaltungen ein. Dafür erarbeitet die 
BAG-S in Facharbeitskreisen und auf bundesweiten Fachtagungen 
gemeinsame Stellungnahmen, Positi onen und Reformvorschläge. 

Mitglieder: 

• Arbeiterwohlfahrt Bundesverband e. V.

• DBH e. V. Fachverband für Soziale Arbeit, Strafrecht und Krimi-
nalpoliti k

• Deutscher Caritasverband e. V.

• Deutscher Paritäti scher Wohlfahrtsverband Gesamtverband 
e. V.

• Deutsches Rotes Kreuz e. V.

• Diakonie Deutschland – Evangelischer Bundesverband
Evangelisches Werk für Diakonie und Entwicklung e. V

• Zentralwohlfahrtsstelle der Juden in Deutschland e. V.
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